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VORWORT

Vorwort

Liebe Leserinnen und Leser,
liebe Interessierte,

jeder Mensch hat das Recht, selbstbestimmt und gleichberechtigt am gesellschaftlichen Leben
teilzunehmen - so lasst sich die zentrale Forderung der UN-Behindertenrechtskonvention nach

einem inklusiven Gesellschaftsmodell zusammenfassen.

Inklusion bedeutet, dass die Rahmenbedingungen in allen Lebensbezligen von vorneherein so
gestaltet sind, dass Menschen mit Behinderung teilhaben konnen — ohne vorab Barrieren oder
Ausgrenzung Uberwinden zu mussen. Dies setzt das Umdenken und gezielte Handeln der ganzen
Gesellschaft voraus, erfordert aber auch die aktive Mitarbeit der Menschen mit Behinderung. Genau
deswegen ist es flr sie so wichtig, alle Moglichkeiten der Forderung und alle Angebote, die zur

Verfugung stehen, zu kennen.

Das LVR-Inklusionsamt setzt sich dafir ein, dass Menschen mit Behinderungen am Arbeits- und
Berufsleben teilhaben kdnnen. Dazu halten wir eine Vielzahl an Fordermaoglichkeiten bereit. Mit
diesen Leistungen und Zuschissen unterstitzen wir Menschen mit Behinderung ebenso wie deren
Arbeitgeber und Interessensvertretungen. Gesetzliche Grundlage dafiir ist das Sozialgesetzbuch

Neuntes Buch (SGB IX) in Verbindung mit zahlreichen Verordnungen und Erlassen.

In der vorliegenden Informationsbroschire fassen wir die Leistungen des LVR-Inklusionsamtes
und vieler anderer Akteure und Institutionen in einem Uberblick zusammen. Damit mochten wir
Menschen mit Behinderung, ihren Arbeitgebern und allen Verantwortlichen im Bereich der Hilfen
fur Menschen mit Behinderung eine Orientierung bieten und unterstitzen, ein moglichst hohes MaR3
an Selbstbestimmung zu erreichen. Denn nur wer seine Rechte und Moglichkeiten kennenlernt,
kann sie nutzen und leben.

Im ersten Teil der Broschire .Leistungen zur Teilhabe am Arbeits- und Berufsleben” geht es um
die Moglichkeiten der Leistungen fir Menschen mit Behinderung im Beruf und ihre Arbeitgeber
durch das LVR-Inklusionsamt, die Agentur fur Arbeit und die weiteren Rehabilitationstrager.

Im Weiteren fuhrt die Broschire viele weitere Angebote zusammen, unter anderem zu den Themen

Soziale Sicherung, Wohnen, Mobilitat oder Steuern.

Wir hoffen, dass Ihnen die Broschure als wertvoller Leitfaden weiterhilft, um die unterschiedlichen
Anspruche und Fordermaoglichkeiten kennenzulernen und sie zu nutzen.

Koln, im Juli 2021
Christoph Beyer
Leiter des LVR-Inklusionsamtes



LVR-INKLUSIONSAMT

Hinweise in eigener Sache:

Einen Anspruch auf Vollstandigkeit kann die Broschiire nicht erfiillen. Die Beitrage basieren auf sorgfaltigen
Recherchen. Dennoch gilt, dass Fehler nicht ausgeschlossen werden konnen. Wir haben alle beteiligten
Institutionen/Stellen, die Nachteilsausgleiche gewahren, gebeten, uns den jeweils aktuellen Stand mitzuteilen.
Trotzdem konnen wir nicht ausschlieBen, dass uns Anderungen entgangen oder in der Phase der Redaktion
erfolgt sind. Verfasser und Herausgeber konnen deshalb keine Haftung fur die Angaben in dieser Broschire
ubernehmen.

Mit der Verwendung des Gender*Sterns mochten wir alle Menschen ansprechen, selbstverstandlich auch
diejenigen, die sich nicht in die Geschlechterkategorien ,weiblich” und .mannlich” einordnen konnen oder

mochten.
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1.1 Zuschiisse zur Ausbildungsvergiitung fiir Menschen mit Behinderung

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit
Wo steht’s? § 73 SGB |lI

Fur die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von
Jugendlichen mit Behinderung konnen Zuschiisse zur
Ausbildungsvergutung gezahlt werden, wenn eine
Aus- oder Weiterbildung in einem anerkannten Aus-
bildungsberuf aus behinderungsbedingten Grinden
sonst nicht moglich ist. Die Ausbildungszuschisse
sollen regelmafig 60 Prozent der monatlichen

Ausbildungsvergutung fur das letzte Ausbildungsjahr
nicht Ubersteigen. In begriindeten Ausnahmefallen
konnen Zuschusse bis zur Hohe der Ausbildungsver-
gltung fur das letzte Ausbildungsjahr gezahlt werden.
Die Zuschlsse werden fir die Dauer der Aus- oder

Weiterbildung gezahlt.

1.2 Zuschiisse zur Ausbildungsvergiitung fiir Menschen mit

Schwerbehinderung

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit
Wo steht’s? § 73 SGB Il

Fur die betriebliche Aus- oder Weiterbildung von
Menschen mit Schwerbehinderung konnen Zuschisse
zur Ausbildungsvergitung oder vergleichbare Vergu-
tung gezahlt werden, wenn die Aus- oder Weiterbil-
dung sonst nicht maoglich ist. Die Zuschisse betragen
bis zu 80 Prozent der monatlichen Ausbildungsver-
gutung oder der vergleichbaren Vergltung fur das
letzte Ausbildungsjahr einschlieBlich des darauf
entfallenden Arbeitgeberanteils am Gesamtsozial-
versicherungsbeitrag; in begrindeten Ausnahmefallen

bis zur Hohe der Ausbildungsvergitung/sonstigen

Vergutung im letzten Ausbildungsjahr. Die Zuschisse
werden fur die Dauer der Aus- oder Weiterbildung
gezahlt. Bei Ubernahme von Menschen mit Schwerbe-
hinderung in ein Arbeitsverhaltnis im Anschluss an
eine abgeschlossene Aus- oder Weiterbildung kann ein
Eingliederungszuschuss in Hohe von bis zu 70 Prozent
des berlicksichtigungsfahigen (tariflichen oder orts-
Ublichen) Arbeitsentgelts fiir die Dauer von einem Jahr
erbracht werden, sofern wahrend der Aus- oder Wei-
terbildung Zuschusse gezahlt wurden.



1.3 Ausbildungsgeld

1. LEISTUNGEN ZUR AUS- UND WEITERBILDUNG

Fiir wen? Menschen mit Behinderungen
Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit
Wo steht’'s? § 122 SGB Il

Ausbildungsgeld erhalten in der Regel jugendliche
Menschen mit Behinderung, die noch keine Ausbil-
dung absolviert haben. Forderwurdig sind dabei die
erstmalige berufliche Ausbildung, die Teilnahme an
einer MaBnahme, die der Berufsvorbereitung dient,
einer individuellen betrieblichen Qualifizierung im
Rahmen der Unterstitzten Beschaftigung oder das
Eingangsverfahren beziehungsweise der Berufs-
bildungsbereich einer Werkstatt flir behinderte
Menschen. Die Hohe des Ausbildungsgeldes hangt ab
vom Bedarf und dem anzurechnenden Einkommen.
Der normale Bewilligungszeitraum umfasst die tat-
sachliche Zeit der Berufsausbildung, bei einer berufs-

vorbereitenden Bildungsmaf3nahme jedoch langstens

1.4 Beratung und Vermittlung

18 Monate. Bei allen anderen forderfahigen Bildungs-
mafRnahmen betragt der normale Bewilligungszeit-
raum ein Jahr (zwolf Monate). Sollte die Ausbildung
mehr Zeit in Anspruch nehmen, wird rechtzeitig von

der zustandigen Agentur fur Arbeit automatisch ein
Fragebogen zur Weiterbewilligung (Folgeantrag)
verschickt.

Der Antrag auf Ausbildungsgeld ist bei der flr den
Wohnort des Menschen mit Behinderung zustandigen
Agentur fr Arbeit zu stellen. Der Antrag auf Ausbil-
dungsgeld muss immer rechtzeitig vor Beginn einer

MafRnahme gestellt werden.

Wer berat? Agentur fur Arbeit
Wo steht’'s? §§ 29 folgende SGB IIl, § 187 SGB IX

Fiir wen? Jugendliche und erwachsene Menschen mit Schwerbehinderung

Die Beratung von jugendlichen und erwachsenen
Menschen mit Schwerbehinderung umfasst alle
Fragen der Berufswahl, der beruflichen Entwicklung
und des Berufswechsels sowie umfassende Informa-
tionen unter anderem uber Berufe, deren Anforderun-
gen und Beschaftigungsaussichten, und tber beruflich
bedeutsame Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt.
Die Vermittlung umfasst alle Tatigkeiten, die darauf

gerichtet sind, Ausbildungsplatzsuchende mit Arbeit-

gebern zur Begrindung eines Ausbildungsverhaltnis-
ses und Arbeitssuchende mit Arbeitgebern zur
Begriindung eines Beschaftigungsverhaltnisses
zusammenzufuhren. Die Agentur fur Arbeit muss
dabei die Neigung, Eignung und Leistungsfahigkeit
des Ausbildungs- und Arbeitsplatzsuchenden sowie
die Anforderungen der angebotenen Stellen bertck-

sichtigen.
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1.5 Zuschiisse zu den Gebiihren bei der Berufsausbildung besonders
betroffener Jugendlicher und junger Erwachsener mit Schwerbehinderung

Wer gewahrt? LVR-Inklusionsamt

Fiir wen? Nicht beschaftigungspflichtige Arbeitgeber

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 2 b SGB IX in Verbindung mit § 26 a SchwbAV

Arbeitgeber konnen Zuschiisse erhalten zu den
Geblhren der Ausbildung, die von den Handwerks-
kammern und Industrie- und Handelskammern erho-
ben werden. Dazu gehoren unter anderem Abschluss-
beziehungsweise Eintragungsgebuhren,
Prufungsgebihren fir das Ablegen der Zwischen- und
Abschlussprifungen, Betreuungsgebihren fir Auszu-

bildende und Kosten fiir auRerbetriebliche Ausbil-

dungsabschnitte. Die Zuschiisse werden Arbeitgebern
gewahrt, die nicht der Beschaftigungspflicht unterlie-
gen und besonders betroffene Jugendliche und junge
Erwachsene mit Schwerbehinderung zur Berufsaus-
bildung einstellen, die das 27. Lebensjahr noch nicht
vollendet haben. Die Hohe des Zuschusses ist abhan-
gig vom Einzelfall und kann bis zur vollen Hohe der

nachgewiesenen Gebihren erbracht werden.

1.6 Pramien und Zuschiisse zu den Kosten der Berufsausbildung Jugendlicher
und junger Erwachsener mit Behinderung

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewdhrt? LVR-Inklusionsamt

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 2 ¢ SGB IX in Verbindung mit § 26 b SchwbAV

Arbeitgeber, die einen Jugendlichen oder jungen
Erwachsenen mit Behinderung fur die Zeit einer
Berufsausbildung einstellen, konnen zu den Kosten,
die bei der Berufsausbildung entstehen, Zuschiisse
erhalten. Die Zuschisse konnen nur fur Jugendliche
und junge Erwachsene mit Behinderung nach § 151
Absatz 4 SGB IX gewahrt werden, wenn das

27. Lebensjahr noch nicht vollendet ist. Die Not-
wendigkeit einer Forderung wird nachgewiesen durch
einen Bescheid der Agentur fur Arbeit, mit dem Leis-
tungen fur Menschen mit Behinderung im Sinne des
8§ 19 SGB Il erbracht werden, oder einer entsprechen-
den Stellungnahme der Agentur fir Arbeit. Es handelt
sich hierbei allerdings nicht um den Personenkreis
schwerbehinderter oder gleichgestellter behinderter
Menschen nach § 2 Absatz 3 SGB IX. Vielmehr ist hier
eine andere Form der Gleichstellung gemeint, die
auch nur fir die Zeit der Ausbildung gilt und nur
durch die Agentur fur Arbeit festgestellt und
bescheinigt wird.

Zu den Kosten einer Berufsausbhildung gehoren zum
Beispiel:

* Personalkosten der Ausbilder*innen

« Anlagen und Sachkosten

* Lehr-und Lernmaterial beziehungsweise Medien
» Geblhren der Kammern

» Berufs- und Schutzkleidung

» externe Ausbildung

Das LVR-Inklusionsamt gewahrt bei Vorliegen der
Voraussetzungen einen Zuschuss von 2.000 Euro pro
Ausbildungsjahr (auch fiir erlaubte Wiederholungen),
eine Pramie von 1.000 Euro bei Beginn der Ausbildung
und bei erfolgreichem Abschluss eine zusatzliche
Pramie von 1.000 Euro. Die Zuschlsse zu den Kosten
der Berufsausbildung sind unabhangig von den
Zuschussen zu den Personalkosten von Auszubilden-
den, die die Agentur fir Arbeit gemaf § 73 SGB Il
gewahrt (siehe ,Zuschisse zur Ausbildungsverg-
tung”).
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1.7 Beratung und Begleitung durch den Integrationsfachdienst

vergleiche Kapitel Uber KAoA-STAR

Wer berat? Integrationsfachdienste

Fiir wen? Beschaftigte einer Werkstatt fir behinderte Menschen (arbeitnehmerahnliches Rechts-
verhaltnis), Auszubildende, Arbeitnehmer*innen mit Schwerbehinderung, die einen besonderen Bedarf
an arbeitsbegleitender Betreuung haben sowie deren Arbeitgeber. Informationen zum Angebot fir

Schiler*innen mit Schwerbehinderung beziehungsweise mit Bedarf an sonderpadagogischer Forderung

Wo steht’s? §§ 192 folgende SGB IX in Verbindung mit §§ 27 a und 28 SchwbAV
Weitere Informationen: im Internet auf www.inklusionsamt.lvr.de I> Fachberatung D> Integrations-
fachdienste-IFD; www.ifd.lvr.de, LVR-Inklusionsamt, Herr Elmar Kusch, Telefon: 0221 809-4239

Integrationsfachdienste (IFD) sind Beratungsstellen,
die bei Fragen und Schwierigkeiten am Arbeitsplatz
informieren, beraten und unterstutzen.

Ziel des Beratungsangebotes ist, dass Menschen mit
Behinderung dauerhaft eine berufliche Tatigkeit auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt austben konnen.
Geeignete Arbeitspldtze von Menschen mit (Schwer-)
Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
sollen dauerhaft erhalten werden und neue, moglichst
dauerhafte Arbeitsverhaltnisse im Auftrag der Reha-
bilitationstrager fir Menschen mit Behinderung auf
dem allgemeinen Arbeitsmarkt erschlossen werden.
Im Mittelpunkt der Beratung und Unterstiitzung stehen
die jeweiligen individuellen Fahigkeiten, Bedlrfnisse
und Interessen der Menschen mit Behinderung sowie
die Anforderungen und Belange der Arbeitgeber.

Die betriebsnahe, individuelle Beratung richtet sich an
Arbeitnehmer*innen mit (Schwer-) Behinderung, ihre
jeweiligen Arbeitgeber, das Integrationsteam sowie an
Kolleg*innen. Die gezielte Unterstitzung am Arbeits-
platz sowie die psychosoziale Betreuung sollen beste-
hende Arbeitsverhaltnisse Menschen mit (Schwer-)
Behinderung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt
dauerhaft sichern und vorhandene Gefahrdungen

beseitigen oder zumindest verringern.

Der Integrationsfachdienst erschlie3t Arbeitsplatze
fir Menschen mit (Schwer-)Behinderung auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt. Die passgenaue Vermitt-
lung und die zielgerichtete Unterstlitzung des Men-
schen mit (Schwer-)Behinderung wie auch des Betrie-
bes oder der Dienststelle sind vielfach entscheidend
fur die dauerhafte Tatigkeit von vormals in einer
Werkstatt fur behinderte Menschen Beschaftigten
oder von im Auftrag der Rehabilitationstrager vermit-
telten Rehabilitanten.

Weil sich je nach Behinderungsform die Fragen und
Bedarfe unterschiedlich gestalten, ist das Beratungs-
und Betreuungsangebot behinderungsspezifisch
ausgerichtet. Im Rheinland gibt es spezifische
Beratungs- und Unterstiitzungsangebote fur

» geistig- und korperbehinderte Menschen,

» horgeschadigte und gehorlose Menschen,

» sehbehinderte und blinde Menschen,

« seelisch behinderte Menschen.

Beispiele flr die Tatigkeitsbereiche der

Integrationsfachdienste:

» als Ansprechpartner fur die Arbeitgeber zur Verfu-
gung zu stehen, Uber die Leistungen fur Arbeitge-
ber zu informieren,

» und fur Arbeitgeber diese Leistungen abzuklaren
in Zusammenarbeit mit den Rehabilitationstragern
und Integrationsamtern die fir den Menschen mit
Schwerbehinderung bendtigten Leistungen zu
klaren und bei der Beratung zu unterstitzen,

» die Fahigkeiten der zugewiesenen Menschen zu
bewerten und einzuschatzen,

« die Menschen mit Schwerbehinderung auf die
Arbeitsplatze vorzubereiten,

» die Menschen mit Schwerbehinderung am Arbeits-
platz oder beim Training der berufspraktischen
Fahigkeiten zu begleiten,

+ die Mitarbeitenden im Betrieb Uber Art und Aus-
wirkung der Behinderung und Uber entsprechende
Verhaltensregeln zu informieren,

» eine Nachbetreuung, Krisenintervention oder

psychosoziale Betreuung durchzufiihren.

Art und Umfang der Beratung und Unterstitzung des
Integrationsfachdienstes richten sich nach den Bedar-
fen und Anforderungen des Menschen mit (Schwer-)
Behinderung und des Arbeitgebers im Einzelfall.
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1.8 Nachteilsausgleich bei Abschluss- und Gesellenpriifung

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

prifungen des Bundesinstituts fir Berufsbildung

Wo beantragen? Bei der fiir die Prifung zustandigen Stelle - Prifungsausschuss (zum Beispiel bei
Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer, Landwirtschaftskammer, Pflegeschule)

Wo steht’s? Nachteilsausgleich fur behinderte Auszubildende — Handbuch fur die Ausbildungs- und
Prifungspraxis sowie Musterprifungsordnung fur die Durchfliihrung von Abschluss- und Umschulungs-

Weitere Informationen: www.bibb.de (Bundesinstitut fiir Berufsbildung)

Das Recht auf einen angemessenen Nachteilsaus-
gleich fur Menschen mit Behinderung ergibt sich
bereits aus dem Gleichheitsgrundsatz, dem Sozial-
staatsprinzip und dem Benachteiligungsverbot fir
Menschen mit Behinderung im Grundgesetz sowie der
UN-Behindertenrechtskonvention. Auf die Berufsaus-
bildung in anerkannten Ausbildungsberufen bezogen,
schreibt § 65 Berufsbildungsgesetz (BBIG) und §42q
Handwerksordnung (HwO) vor, dass die besonderen
Verhaltnisse von Menschen mit Behinderung zu
berlcksichtigen sind. Nach § 16 der Musterprifungs-
ordnung fur die Durchfihrung von Abschluss- bezie-
hungsweise Gesellenprifungen sind die besonderen
Belange von Menschen mit Behinderungen zu berick-
sichtigen. Bei der Zwischenprifung sollte bereits
erprobt werden, in welcher Weise Behinderungen im
Einzelfall bei der Abschluss- beziehungsweise Gesel-
lenprifung zu berlcksichtigen sind. Bei der Vorberei-
tung der Abschluss- beziehungsweise Gesellenpri-
fung wird festgelegt, durch welche besonderen
MafBnahmen die Belange des Menschen mit Behinde-
rung berticksichtigt werden. Die besonderen Maf3nah-
men durfen lediglich die behinderungsbedingte
Benachteiligung ausgleichen. Die Prifungsanforderun-

gen durfen dadurch qualitativ nicht verandert werden.

In Betracht kommen konnen beispielsweise:

« eine besondere Organisation der Prifung, zum
Beispiel Prifung ganz oder teilweise am eigenen
Ausbildungsplatz, Einzel- statt Gruppenprufung,
Mitnahme einer Begleitperson,

« eine besondere Gestaltung der Prifung, Zeitver-
langerung, angemessene Pausen,

« Anderung der Priifungsformen, Abwandlung der

Prifungsaufgaben, zusatzliche Erlauterungen der
Prifungsaufgaben,

» die Zulassung spezieller Hilfen, zum Beispiel:
grofBere Schriftbilder, Anwesenheit einer Vertrau-
ensperson, Zulassung besonders konstruierter
Apparaturen, Einschaltung eines Gebardendolmet-

schers, Ubersetzte Prifungsaufgaben oder -texte.

Frihzeitig vor der Prifung, spatestens bei der Anmel-
dung zur Prifung, ist auf das Vorliegen einer Behinde-
rung hinzuweisen und ein Nachteilsausgleich fur die
Prufung bei der zustandigen Stelle zu beantragen,
wenn Behinderung und Nachteilsausgleich bei der
Durchflhrung der Prifung berucksichtigt werden soll.
Die Feststellung, dass eine zu berlcksichtigende Behin-
derung vorliegt, erfolgt durch die flir die Priifung
zustandige Stelle, bei erst spater gegebenem Hinweis
durch den Prifungsausschuss. Grundlage fur diese
Feststellung konnen unter anderem facharztliche oder
psychologische Stellungnahmen sowie andere differen-
zierte Befunde amtlicher Stellen wie zum Beispiel die
der Trager der beruflichen Rehabilitation sein. Aus
diesen Befunden oder Stellungnahmen missen insbe-
sondere die absehbaren Auswirkungen auf das rele-
vante Prifungsgeschehen hervorgehen. Weiterhin sind
die Benennung von konkreten Nachteilsausgleichen zu
empfehlen.

Diese Empfehlung zur Gewahrung von Nachteilsaus-
gleichen bei Prifungen gilt fir Abschluss- und Gesel-
lenprifungen sowie flr Prifungen, die in zeitlich aus-
einanderfallenden Teilen durchgefihrt werden und
sinngemal auch fir Zwischenprufungen.
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1.9 Ausbildungsférderung (BAf6G) — Erhohte Einkommensfreibetrage/
Hochstforderungsdauer/ Priifungserleichterungen

finanzieren konnen

Wo steht’s? www.bafog.de

Fiir wen? Schiler*innen und Studierende, wenn sie oder ihre Eltern die Ausbildung nicht selbst

Wo beantragen? Schiler*innen: Amt fur Ausbildungsforderung bei der Stadt oder der Gemeinde

Studierdende: Studierendenwerk der Hochschule, an der die Immatrikulation erfolgt

Das Bundesausbildungsférderungsgesetz (BAf6G)
sieht fir Studierende mit Behinderung und chroni-
scher Krankheit einige Regelungen vor, die behinde-
rungsspezifische Nachteile ausgleichen sollen.

So kann nach § 25 Absatz 6 des BAfoG zur Vermei-
dung unbilliger Harten neben den Freibetragen nach
Absatzen 1 bis 4 auf besonderen Antrag, der vor dem
Ende des Bewilligungszeitraumes zu stellen ist, ein
weiterer Teil vom Einkommen der Unterhaltsver-
pflichteten anrechnungsfrei bleiben. Hierunter fallen
insbesondere aufergewohnliche Belastungen nach
den §§ 33 bis 33 b des Einkommensteuergesetzes
sowie Aufwendungen fir Personen mit Behinderung,
denen der Einkommensbeziehende nach dem blirger-
lichen Recht unterhaltspflichtig ist (vergleiche Kapitel

6 SteuerermaBigungen).

Grundsatzlich richtet sich die Lange der Studienforde-
rung im Allgemeinen nach der flr jeden Studiengang

festgelegten Regelstudienzeit.

Nach § 15 Absatz 3 Nummer 5 BAfoG wird die Hochst-
forderungsdauer um eine angemessene Zeit verlan-
gert, wenn sie unter anderem infolge einer
Behinderung Uberschritten wird. Nach dem Hoch-
schulrahmengesetz haben die Hochschulen Sorge
daflr zu tragen, dass Studierende mit Behinderung in
ihrem Studium nicht benachteiligt werden und die
Angebote der Hochschule moglichst ohne fremde
Hilfe in Anspruch nehmen konnen. Prifungsordnun-
gen mussen daher die besonderen Belange Studie-
render mit Behinderung zur Wahrung ihrer Chancen-
gleichheit bericksichtigen. In den ,Allgemeinen
Bestimmungen fir Magister- und Diplomprifungsord-

nungen” sind Regelungen aufgenommen, die einen

Ausgleich behinderungsbedingter Nachteile in den
Prifungen vorsehen (beispielsweise gesonderte
mundliche Priifungen). Diese sind jedoch noch nicht in
alle Prifungsordnungen aufgenommen worden. Die
meisten Prifungsordnungen flr Staatsexamina sowie
neu eingefiihrte Bachelor- und Masterstudiengange
sehen ausdrucklich Mainahmen des Nachteilsaus-
gleichs flr Studierende mit Behinderung vor. Der
Beschluss der Kultusministerkonferenz vom 13. Okto-
ber 2000 regelt die Nachteilsausgleiche fur Studie-
rende mit Behinderung fur Prifungen an den Hoch-
schulen. Im Rahmen der tblichen Vorlesungen und
Ubungen ist es wichtig, auf die Lehrenden zuzugehen
und sie auf die besondere personliche Situation hin-
zuweisen (beispielsweise werden von einigen Lehren-
den die Vorlesungsunterlagen als Kopien beziehungs-

weise als gelesene Fassung zur Verfligung gestellt).

Weitere Regelungen zum Ausgleich von Nachteilen

sind unter anderem:

» Zusatzlicher Vermogensfreibetrag fur Auszubil-
dende (§ 29 Absatz 3 BAfGG)

« Berlicksichtigung einer Behinderung bei der
Darlehensriickzahlung (§ 18 a Absatz 2 BAfoG)

» Fachrichtungswechsel aus unabweisbarem Grund
nach Auftreten einer Behinderung oder chroni-
scher Krankheit wahrend des Studiums

« Uberschreiten der Altersgrenze bei Studienbeginn

Unter www.studentenwerke.de finden
Sie eine Vielzahl von weiteren Informa-
tionen zum Thema ,Beratung Studie-
render mit Behinderungen/chronischen

Krankheiten”.
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1.10 Eingliederungshilfe fiir Menschen mit Behinderung zum

Besuch einer Hochschule

Fiir wen? Studierende mit Behinderung

Wer gewdhrt? Landschaftsverband Rheinland, Dezernat Soziales
Wo steht’s? § 112 Absatz 1 Nummer 2 Sozialgesetzbuch IX (SGB IX)

Die Hochschulforderung soll Menschen mit Behinde-
rung helfen, eine ihren Fahigkeiten und Leistungen
entsprechende hochschulische Aus- und Weiter-
bildung flr einen Beruf zur Forderung ihrer Teilhabe
am Leben in der Gesellschaft zu erlangen, indem
Kosten fur personliche Hilfen und Sachmittel bezu-
schusst werden. Das LVR-Dezernat Soziales kann
jedoch nur dann Leistungen der Eingliederungshilfe
zum Besuch einer Hochschule gewahren, wenn kein
anderer Trager, zum Beispiel die Agentur fir Arbeit
oder der Rentenversicherungstrager, zustandig ist
und die Einkommensgrenzen der Eingliederungshilfe

nicht Uberschritten werden.

Hochschulhilfen kannen als Hilfe zur hochschulischen
(Erst-)Ausbildung oder hochschulischen beruflichen
Weiterbildung nach abgeschlossener beruflicher oder
(hoch)schulischer Erstausbildung erbracht werden.
Antragstellende, die bereits eine abgeschlossene
Berufsausbildung/hochschulische Erstausbildung
haben, konnen nur gefordert werden, wenn die
Weiterbildung
* in einem zeitlichen Zusammenhang an eine duale,
schulische oder hochschulische Erstausbildung
anschlief3t und
« es ermoglicht, das angestrebte Berufsziel zu
erreichen und

* indieselbe Fachrichtung weiterfiihrt, sofern es
sich bei der Weiterbildung nicht um einen Master-
Studiengang handelt.

Voraussetzung fir die Forderung des Master-Studien-
gangs ist es, dass er auf das zuvor abgeschlossene
Bachelor-Studium aufbaut und dieses interdisziplinar
erganzt, auch ohne in dieselbe Fachrichtung weiterzu-
fuhren. Die Forderung einer hochschulischen Zweit-
ausbildung ist moglich, wenn diese aus behinderungs-

bedingten Griinden erforderlich ist.

Gefordert werden konnen zum Beispiel im Einzelfall
die Unterbringung in einem Wohnheim, Versorgung
mit ausschlieBlich fur das Studium erforderlichen
Hilfsmitteln, Fahrtkosten, Gebardensprachdolmet-
scher und (Online-)Schriftdolmetscher, Mitschreibe-
krafte, Vorlesekrafte oder Studienhelfer*innen. Dauer
und Umfang der Forderung bemessen sich am Einzel-
fall und sind ganz wesentlich abhangig von der Art
und Auspragung der jeweiligen Behinderung, dem
gewahlten Studiengang sowie dem Standort und der

Ausstattung der Hochschule.

Weitere Informationen finden Sie im Internet unter
www.lvr.de [>Soziales [> Menschen mit Behinderung
D> Bildung > Studium > Erste Schritte
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1.11 Erstausbildung in einem Berufsbildungswerk (BBW)

Wo bewerben? Agentur flr Arbeit
Wo steht’s? § 51 SGB IX

Fiir wen? Junge Menschen mit Behinderung ohne Berufsausbildung

Weitere Informationen? www.bagbbw.de (Bundesarbeitsgemeinschaft der Berufsbildungswerke

Eine Ausbildung kann in einem Berufsbildungswerk
(BBW) als besondere Einrichtung, die speziell auf die
Bedurfnisse von Menschen mit Behinderung ausge-
richtet ist, absolviert werden, wenn die oder der
potenzielle Auszubildende die Ausbildung voraus-
sichtlich mit Erfolg abschlieen kann, aus behinde-
rungsbedingten Grinden aber eine betriebliche oder

Uberbetriebliche Ausbildung nicht moglich ist.

Die Berufsbildungswerke sind Uberregionale Einrich-
tungen, die jungen Menschen mit Behinderung eine
berufliche Erstausbildung mit sozialpadagogischer,
medizinischer und psychologischer Begleitung und
Unterstutzung durch Fachdienste ermaoglichen. Zu
diesem Zweck bieten die BBW spezielle berufsvorbe-
reitende MaBnahmen an, die die personliche und
fachliche Eignung der Menschen mit Behinderung
ermitteln, fordern und verbessern konnen. Die Berufs-
findung soll helfen, einen geeigneten Ausbildungsbe-
ruf zu finden. Sie wird je nach Einzelfall elf bis

24 Monate durchgefuhrt. Die Arbeitserprobung dient
dazu, herauszufinden, ob der Mensch mit Behinde-
rung die Anforderungen einer bestimmten Berufsaus-
bildung oder -tatigkeit bewaltigen kann. In Forderlehr-
gangen bereiten sie sich intensiv auf eine Ausbildung

und den zu ergreifenden Beruf vor. Je nach Art und

Schwere der Behinderung schlief3t sich eine Berufs-
ausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
nach dem Berufshildungsgesetz (BBiG) oder der
Handwerksordnung (HwO) an oder es werden
Qualifizierungsmafnahmen nach den Ausbildungs-
regelungen flir Menschen mit Behinderung angebo-
ten. Wahrend einer berufsvorbereitenden Bildungs-
maBnahme konnen die Jugendlichen finanzielle
Unterstitzung in Form von Ausbildungsgeld durch die

Agenturen fur Arbeit erhalten.

Das Angebot der BBW umfasst tUber 240 Berufe, die
aber nicht an jedem Standort angeboten werden. Das
Angebot der BBW ist behinderungsspezifisch ausge-
richtet. Die praktische und theoretische Ausbildung
findet im BBW in eigenen Ausbildungswerkstatten,
Ubungsbiiros und Berufsschulen statt. Wahrend der
Ausbildung muss mindestens ein mehrwaochiges
externes Betriebspraktikum absolviert werden. Die
BBW verfugen fast ausnahmslos Uber Internate mit
Einzel- oder Doppelzimmern. Die Kosten der Ausbil-
dung tragt bei Vorliegen der Voraussetzung die
Agentur fir Arbeit (siehe auch ,Ausbildungsgeld”,
Kapitel 1.3).
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1.12 Berufliche (Wieder-)Eingliederung von erwachsenen Menschen in einem

Berufsforderungswerk (BFW)

Wer gewahrt? Rehabilitationstrager
Wo steht’s? §§ 51 folgende SGB IX

Weitere Informationen im Internet:

www.bfw-koeln.de (Berufsférderungswerk Kéln)

Fiir wen? Erwachsene, die nach Unfall oder Krankheit nicht mehr in der Lage sind,

ihren erlernten Beruf oder ihre bisherige Tatigkeit auszutben

www.bv-bfw.de (Bundesverband Deutscher Berufsférderungswerke)

www.bfw-oberhausen.de (Berufsforderungswerk Oberhausen)

Berufsforderungswerke (BFW) sind Einrichtungen, in
den Menschen eine berufliche Rehabilitation machen,
die nach Unfall oder Krankheit eine neue Perspektive
auf dem Arbeitsmarkt benctigen. Das kann neben

einer meist zweijahrigen Reha-Umschulung auch ein
Integrationsangebot sein. 28 Berufsforderungswerke
bieten derzeit rund 200 verschiedene Berufe oder

Teilqualifikationen. Neben den Ausbilder*innen stehen

den Teilnehmenden auch Arzt*innen, Psycholog*innen,

Sozialarbeiter*innen und Vermittlungsberater*innen

zur Seite.

BFW sind in der Regel nicht behinderungsspezifisch
ausgerichtet; es werden Personen mit unterschiedli-
chen Handicaps aufgenommen. Ausnahmen gibt es

nur in den Fallen, in denen die Personen eine beson-
dere technische Ausstattung bendtigen. Dies ist zum

Beispiel bei Menschen mit Sehbehinderungen oder

1.13 Berufsausbildungsbeihilfe (BAB)

schwersten korperlichen Behinderungen mitunter der
Fall.

Das Bildungsangebot der BFW ist ausgerichtet an den
Erfordernissen des (regionalen) Arbeitsmarktes und
soll den Teilnehmenden eine moglichst gute Weiter-
entwicklung und berufliche Nutzung ihrer Kenntnisse
und Fahigkeiten ermdoglichen. Das Angebot umfasst
daher anerkannte Ausbildungsberufe, Bildungslehr-
gange zur Qualifizierung oder Anpassung an veran-
derte Arbeitsbedingungen sowie Fachschul- und

Fachhochschulberufe.

Die Kosten fir eine Berufliche Rehabilitation
Ubernimmt nach Antrag ein Sozialversicherungstra-
ger wie zum Beispiel die Deutsche Rentenversiche-
rung, die Arbeitsagentur, das Jobcenter oder die

Berufsgenossenschaft.

Fiir wen? Jugendliche und erwachsene Menschen
Wer berat? Agentur fur Arbeit
Wo steht’s? §§ 56 folgende SGB Il

Berufsausbildungsbeihilfe (BAB) wird wahrend einer
Berufsausbildung sowie wahrend einer berufsvorbe-
reitenden BildungsmafBnahme einschlieBlich der
Vorbereitung auf den nachtraglichen Erwerb des
Hauptschulabschlusses oder eines gleichwertigen
Schulabschlusses geleistet. Auszubildende erhalten
Berufsausbildungsbeihilfe, wenn sie wahrend der

Berufsausbildung nicht bei den Eltern wohnen.

Bei der Berufsausbildungsbeihilfe fiir Menschen mit
Behinderung gibt es besondere Regelungen (siehe
+Ausbildungsgeld”, Kapitel 1.3).

Hier sind auch Berufsausbildungen forderfahig, die im
Rahmen des Berufshildungsgesetzes oder der Hand-
werksordnung abweichend von den Ausbildungsord-

nungen fur staatlich anerkannte Ausbildungsberufe
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oder in Sonderformen fir behinderte Menschen
durchgefiihrt werden (§ 66 BBiG und § 42m HwO).

Eine Verlangerung der Berufsausbildung tUber das
vorgesehene Ausbildungsende hinaus, eine Wiederho-
lung der Berufsausbildung ganz oder in Teilen sowie
eine erneute Berufsausbildung wird gefordert, wenn
Art oder Schwere der Behinderung es erfordern und
ohne die Forderung eine dauerhafte Teilhabe am

Arbeitsleben nicht erreicht werden kann.

1. LEISTUNGEN ZUR AUS- UND WEITERBILDUNG

Anspruch auf BAB bei einer Berufsausbildung besteht
im Einzelfall aus schwerwiegenden sozialen Griinden
auch, wenn der Mensch mit Behinderung im Haushalt

der Eltern oder eines Elternteils wohnt.

In welcher Hohe die Berufsausbildungsbeihilfe
gezahlt wird, hangt vom jeweiligen Gesamtbedarf und
dem zugrunde gelegten Einkommen ab, welches

diesen Bedarf mindert.

1.14 , KAoA-STAR - Schule trifft Arbeitswelt”

mit Schwerbehindertenausweis

Wer gewahrt? LVR-Inklusionsamt

Fiir wen? Schiler*innen mit Bedarf an sonderpadagogischer Forderung und/oder

KA0A-STAR - ,Schule trifft Arbeitswelt — zur Integra-
tion (schwer-)behinderter Jugendlicher” wurde 2009
als landesweites Vorhaben vom Ministerium fur
Arbeit, Gesundheit und Soziales NRW und den Land-
schaftsverbanden Westfalen-Lippe (LWL) und Rhein-
land (LVR) ins Leben gerufen. Eng eingebunden sind
die Regionaldirektion NRW der Bundesagentur flir
Arbeit und das Ministerium fir Schule und Bildung
NRW.

KAoA-STAR stellt im Rahmen der Landesinitiative
.Kein Abschluss ohne Anschluss” (kurz KAoA) sicher,
dass in NRW alle Schiler*innen ab Klasse 8 bezie-
hungsweise ab dem drittletzten Schulbesuchsjahr, die
einen Bedarf an sonderpadagogischer Unterstitzung
beziehungsweise einen Schwerbehindertenausweis
haben, Zugang zu einer ihren besonderen Bedarfen
berlcksichtigenden vertieften Beruflichen Orientie-
rung erhalten. KAoA-STAR beschreitet dabei keinen
Sonderweg, sondern ermoglicht die behinderungs-
spezifische Umsetzung von ,Kein Abschluss ohne

Anschluss”.

Beide Landschaftsverbande beauftragen die regiona-
len Integrationsfachdienste (IFD) damit, die schulische
Berufsorientierung mit den Angeboten aus KAoA-
STAR vor Ort zu unterstutzen.

KAoA-STAR setzt auf eine betriebsnahe berufliche
Orientierung, die im Idealfall drei Jahre vor Schulent-

lassung beginnt. Kernelemente sind die Potenzial-
analyse, Berufsfelderkundung, Praktikum und eine
intensive Einbindung der Eltern und Erziehungsbe-
rechtigten, die durch weitere individuelle Angebote
erganzt werden kann. Die modularisierten, miteinan-
der verknUpften Standardelemente initiieren rechtzei-
tig vor Ende der Schullaufbahn einen mehrjahrigen
und strukturierten Prozess zur frihzeitigen berufli-
chen Orientierung. Dieser umfasst auch die Auseinan-
dersetzung mit den Auswirkungen der eigenen
Behinderung auf das Arbeitsleben sowie die Beruck-
sichtigung der elterlichen Verantwortung und bertck-
sichtigt die Aspekte Kultur-und Gendersensibilitat.

Neben der individuellen Unterstltzung der Schiler*in-
nen ist eine intensive, strukturelle Netzwerkarbeit

aller beteiligten Akteure sehr wichtig.

Durch das friihzeitige Einsetzen von KAoA-STAR
werden die Schiler*innen mit Behinderung im Rah-
men eines Beruflichen Orientierungsverfahrens beim
Ubergang von der Schule in den Beruf begleitet. Ziel
ist es, die Integration in schulische oder berufliche
Ausbildung, sozialversicherungspflichtige Beschafti-
gung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt auf3erhalb
von Werkstatten fir Menschen mit Behinderung zu
verbessern.

Zur Zielgruppe KAoA-STAR-gehdren gemaf3 § 151
Absatz 4 SGB IX Schiler*innen mit Behinderung, bei
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denen ein sonderpadagogischer Unterstutzungsbe- Angesprochen sind Schiiler*innen ab der 8. Klasse
darf in den folgenden Forderschwerpunkten festge- beziehungsweise dem drittletzten Schulbesuchsjahr
stellt wurde: an Forderschulen und Schulen des Gemeinsamen

« Geistige Entwicklung, Lernens.

» Korperliche und motorische Entwicklung,

e Horen und Kommunikation,

« Sehen, Kontakt:
« Sprache Landschaftsverband Rheinland -
« und/oder die einen Schwerbehindertenausweis LVR-Inklusionsamt

haben. Koordinierungsstelle KAoA-STAR

Deutzer Freiheit 77-79, 50679 Koln,

www.star.lvr.de, star@lvr.de
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Die begleitende Hilfe im Arbeitsleben wird in enger
Zusammenarbeit des LVR-Inklusionsamtes mit der
Bundesagentur fur Arbeit und den Ubrigen Rehabilita-
tionstragern durchgefiihrt. Sie soll dahin wirken, dass
Menschen mit Schwerbehinderung in ihrer sozialen
Stellung keine Einschrankung erfahren, sondern auf
Arbeitsplatzen beschaftigt werden, auf denen sie ihre
Kenntnisse und Fahigkeiten voll verwerten und wei-

terentwickeln konnen. Weiterhin sollen sie durch

2.1 Technische Arbeitshilfen

Leistungen der Rehabilitationstrager und Maf3nahmen
der Arbeitgeber befahigt werden, sich am Arbeitsplatz
und im Wettbewerb mit Menschen ohne Behinderung
zu behaupten. Dabei gelten als Arbeitsplatze auch
Stellen, auf denen Beschaftigte befristet oder als
Teilzeitbeschaftigte in einem Umfang von mindestens
15 Stunden wdochentlich, in Inklusionsbetrieben min-
destens 12 Stunden wochentlich, beschaftigt werden
(§ 185 Absatz 2 SGB IX).

SGB IX'in Verbindung mit § 19 SchwbAV

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung oder ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung
Wer gewahrt? Rehabilitationstrager, Fachstellen fir behinderte Menschen im Arbeitsleben
Wo steht’s? § 49 Absatz 8 Nummer 5 und § 50 Absatz 1 Nummer 3 SGB IX, § 185 Absatz 3 Nummer 1 a

Technische Arbeitshilfen sind Bestandteil einer
umfassenden behinderungskompensierenden
Arbeitsplatzausstattung. Sie sollen vorhandene Fahig-
keiten fordern, Restfahigkeiten nutzen, unterstitzen
und eingeschrankte Fahigkeiten zumindest teilweise
ersetzen. Ziel ist es auBBerdem, bei bestimmten Aus-
wirkungen einer Behinderung die Arbeitsfahigkeit
Uberhaupt erst zu ermaglichen, die Arbeitsleistung zu
verbessern und die Arbeitssicherheit zu gewahrleis-
ten. Die Beratung Uber die Einsatzmoglichkeiten ist
eine Schwerpunktaufgabe des Technischen Bera-
tungsdienstes des LVR-Inklusionsamtes. Es kann auf
Antrag ein Zuschuss zu den Kosten einer technischen
Arbeitshilfe gezahlt werden, wenn
» mit der Arbeitshilfe die Eingliederung ins Arbeits-
leben ermaoglicht, erleichtert oder gesichert wird,
die Kosten vom Arbeitgeber im Rahmen der behin-
dertengerechten Arbeitsplatzausstattung nicht
ubernommen werden,
» der finanzielle Aufwand fur den Menschen mit
Schwerbehinderung nicht zumutbar ist.

Zu den forderfahigen MaBBnahmen gehoren die Erst-
und Ersatzbeschaffung, Wartung und Instandhaltung,
Ausbildung im Gebrauch und die Anpassung an die
technische Weiterentwicklung. Der Zuschuss kann
durch die oder den Beschaftigten jederzeit beantragt
werden. Allerdings soll die Beantragung immer vor
einer moglichen Auftragsvergabe oder Bestellung
erfolgen. Der Mensch mit Schwerbehinderung wird
zum Eigentimer der Arbeitshilfen.

Zu den sachlichen Zustandigkeiten siehe auch die
Erlduterungen unter ,Behinderungsgerechte Gestal-

tung von Arbeitsplatzen”.
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2.2 Arbeitsassistenz

erheblichem Unterstitzungsbedarf

Wer gewdhrt?

Rahmen einer Berufsausbildung.

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung mit

— LVR-Inklusionsamt zur Sicherung eines bestehenden Beschaftigungsverhaltnisses
- LVR-Inklusionsamt in Abstimmung mit dem Rehabilitationstrager (in der Regel Agentur fir Arbeit oder

Deutsche Rentenversicherung) zur Erlangung eines Beschaftigungsverhaltnisses beziehungsweise im

Die Bearbeitung erfolgt in allen Fallen der Arbeitsassistenz durch das LVR-Inklusionsamt.
Wo steht’s? § 185 Absatz 5 SGB IX in Verbindung mit § 17 Absatz 1 a, § 21 Absatz 4 SchwbAV
(siehe auch § 49 Absatz 8 Nummer 3 SGB IX fir Erlangungsfalle sowie

§ 49 Absatz 3 Nummer 5 SGB IX fiir Ausbildungsverhaltnisse)

Das LVR-Inklusionsamt, gegebenenfalls in Abstim-

mung mit dem Rehabilitationstrager, kann bei Men-

schen mit Schwerbehinderung und einem erheblichen

Unterstutzungsbedarf die Kosten fur eine notwendige

Arbeitsassistenz ibernehmen, wenn dadurch

« ein sozialversicherungspflichtiger Arbeitsplatz
erlangt,

* ein Arbeitsverhaltnis gesichert oder

» eine Berufsausbildung ermaoglicht oder

« eine selbststandige wirtschaftliche Existenz
aufgebaut oder erhalten wird.

Allgemeine pflegerische oder betreuerische Hilfen,
die in keinem Zusammenhang mit der Arbeitstatigkeit
stehen, fallen nicht unter die Arbeitsassistenz und
konnen daher durch das LVR-Inklusionsamt/den
Rehabilitationstrager nicht bezuschusst werden.

Voraussetzungen fiur die Kostentibernahme sind zum

Beispiel, dass

« alle anderen MaBnahmen der begleitenden Hilfe
nicht greifen beziehungsweise nicht ausreichen
(Nachrangigkeitsprinzip),

« der Arbeitgeber des Menschen mit Schwerbehin-
derung sein Einverstandnis gegeben hat, dass eine
fremde Person bei ihm tatig wird,

« Mittel der Ausgleichsabgabe zur Verfligung stehen,

« Unterstltzung fur eine Arbeits- oder Berufstatig-
keit notwendig ist.

Als Arbeitnehmer*in ist der Mensch mit Schwerbehin-
derung gegeniber seinem eigenen Arbeitgeber ver-
pflichtet, seine Arbeitsleistung personlich zu erbrin-
gen. Bereits das Wort ,Assistenz” sagt aus, dass
Arbeitsassistenz eine Hilfestellung bei der Arbeits-
ausflhrung ist; dies beinhaltet aber nicht die Erledi-
gung der zu erbringenden arbeitsvertraglichen Tatig-
keit. Es geht um kontinuierliche, regelmafig und
zeitlich nicht nur wenige Minuten taglich anfallende
Unterstutzung am konkreten Arbeitsplatz. Notwendig
ist diese Unterstitzung, wenn weder die behinde-
rungsgerechte Arbeitsplatzgestaltung noch eine vom
Arbeitgeber bereitgestellte personelle Unterstitzung
(zum Beispiel durch Arbeitskollegen) ausreichen, um
dem Menschen mit Schwerbehinderung die Ausfiih-
rung der Arbeit in wettbewerbsfahiger Form zu
ermaoglichen.

Beispiele flr Arbeitsassistenz sind:

» Hilfskraft bei Menschen mit Korperbehinderungen,
um Gegenstande anzureichen, Unterlagen zu
tragen oder in anderer Weise zu unterstitzen,

» Vorlesekrafte sowie Begleitung bei Aufendiensten
fur blinde Mitarbeiter*innen,

« der Einsatz von Gebardensprachdolmetschern bei
kontinuierlichem, umfangreichen Bedarf.
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Der Mensch mit Schwerbehinderung ist selbst fir die
Organisation und Anleitung der Assistenzkraft verant-
wortlich. Er beschaftigt also entweder die Assistenz-
kraft selbst (Arbeitgebermodell) oder beauftragt einen
Anbieter von Assistenzdienstleistungen auf eigene
Rechnung mit der Arbeitsassistenz (Dienstleistungs-
modell). Arbeitsassistenz wird als Geldleistung in
Form eines Budgets an den Menschen mit Schwerbe-

hinderung gewahrt.

Die Hohe der Geldleistung bemisst sich dabei anhand
des durchschnittlichen taglichen Bedarfs an Arbeits-
assistenz. Angelehnt an die Entgeltgruppe 3 des
TV-L wird in der Regel ein monatliches Budget von

345 Euro (Stand 2020) pro Stunde des festgestellten
durchschnittlichen taglichen Bedarfs gezahlt. Wird
also beispielsweise ein Unterstitzungsbedarf von
zwei Stunden taglich festgestellt, ergibt sich ein
monatliches Budget in Hohe von 690 Euro. Im Dienst-
leistermodell konnen im Einzelfall abweichende

Betrage bewilligt werden.

Sollte die Lohnbuchhaltung im Rahmen des Arbeitge-
bermodells an einen Steuerberater/ein Lohnbiiro
vergeben werden, kann zusatzlich zum oben genann-
ten Budget ein monatlicher Betrag von 35 Euro

gezahlt werden (sogenannte Regiekosten).

2.3 Erhaltung und Erweiterung der beruflichen Kenntnisse und Fertigkeiten

(Qualifizierung)

Wer gewahrt? LVR-Inklusionsamt

Fertigkeiten

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 1 e SGB IX in Verbindung mit § 24 SchwbAV unter Berlcksichtigung
der Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsamter und Hauptflrsorgestellen (BIH)

fur Hilfen zur Teilnahme an MaBnahmen zur Erhaltung und Erweiterung beruflicher Kenntnisse und

Gefordert werden Maf3nahmen zur berufs- beziehungs-
weise tatigkeitsbegleitenden Anpassungsfortbildung.
Es handelt sich um QualifizierungsmafBinahmen, die
durch eine Veranderung oder Erweiterung der betrieb-
lichen oder dienstlichen Anforderungen an den schwer-

behinderten Beschaftigten erforderlich werden.

Mafnahmen nach den Arbeitnehmer-Weiterbildungs-
gesetzen der Lander konnen gefordert werden, soweit
sie der beruflichen Fortbildung dienen und einen
mindestens mittelbaren Zusammenhang zur ausge-

Ubten Tatigkeit haben.

In den Arbeitnehmer-Weiterbildungsgesetzen vorge-
sehene MaBnahmen der politischen Bildung sind
hiervon demnach nicht erfasst.

Nach § 24 SchwbAV nicht forderfahig sind Maf3nah-
men der Erstausbildung und Maf3nahmen der beruf-
lichen Umschulung sowie Zweitausbildungen. Hier

liegt die Zustandigkeit in der Regel beim Reha-Trager.

Hilfen konnen auch zum beruflichen Aufstieg erbracht

werden.

Nach § 18 Absatz 1 SchwbAV dirfen Leistungen nach
diesen Empfehlungen nur erbracht werden, soweit
Leistungen fur denselben Zweck nicht von einem
Rehabilitationstrager, vom Arbeitgeber oder von
anderer Seite zu erbringen sind oder erbracht werden

(Nachrangigkeit).

Forderfahig sind insbesondere die Aufwendungen, die
behinderungsbedingt anfallen, sowie die Aufwendun-
gen fur die Teilnahme an Veranstaltungen, die nach
Art, Umfang und Dauer in besonderer Weise den
Bedirfnissen von Menschen mit Schwerbehinderung
entsprechen. Zu den behinderungsbedingten Aufwen-
dungen gehoren insbesondere Gebardendolmetscher-
kosten, Teilnahmegeblhren, Fahrtkosten (vergleiche
Landesreisekostengesetz — LRKG), Kosten fiir eine
behinderungsbedingt erforderliche Unterbringung
(vergleiche LRKG) und Kosten einer behinderungsbe-
dingt erforderlichen Begleitperson.
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Leistungen zur beruflichen Bildung sind auch an
Menschen mit Schwerbehinderung, die eine selbst-

standige Tatigkeit austiben, maglich.

Dienen die bei der beantragten Maf3nahme vermittel-
ten Inhalte auch dem privaten Gebrauch, kann eine

Eigenbeteiligung gefordert werden.

2.4 Grindung einer selbststindigen beruflichen Existenz

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung
Wer gewahrt? Fachstellen fir behinderte Menschen im Arbeitsleben
Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 1c SGB IX in Verbindung mit § 21 SchwbAV

Menschen mit Schwerbehinderung konnen Darlehen
oder Zinszuschusse zur Grindung und zur Erhaltung
einer selbststandigen beruflichen Existenz (Ober-
grenze von maximal 15.000 Euro) in Anspruch neh-
men, wenn

« sie die erforderliche personliche und fachliche
Eignung fur die Ausibung der Tatigkeit erfullen,

« sieihren Lebensunterhalt durch die Tatigkeit
voraussichtlich auf Dauer im Wesentlichen sicher-
stellen konnen,

« die Tatigkeit unter Bertcksichtigung von Lage und

Entwicklung des Arbeitsmarktes zweckmafig ist.

Zusatzlich konnen bei Vorliegen der Voraussetzungen
weitere Hilfen bezuschusst werden, zum Beispiel

+ technische Arbeitshilfen

* eine Arbeitsassistenz

* QualifizierungsmafBnahmen

»  Wohnungshilfen

« Kraftfahrzeughilfe

2.5 Hilfen in besonderen Lebenslagen

Das zinslose Darlehen zur Existenzgrindung ist
grundsatzlich beschrankt auf 50 Prozent der Investi-
tionssumme, die Hohe richtet sich nach den Gegeben-
heiten des Einzelfalles. Der Restbetrag ist durch
Eigenmittel oder Fremdmittel zu finanzieren, wobei
ein nachweisbarer Eigenanteil von mindestens

15 Prozent erforderlich ist. Die jahrliche Tilgung muss
mindestens zehn Prozent der Darlehenssumme

betragen.

Zur Sicherung der Darlehensriickzahlung konnen
grundbuchrechtliche Sicherheiten, Verpfandungen,
Sicherungsubereignungen oder Blrgschaften verlangt
werden (Urteil VG Karlsruhe vom 30. Oktober 2002 -

5 K 1325/00).

Leistungen zur Deckung der laufenden Betriebskosten

oder der Lebenshaltung werden nicht gewahrt.

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung
Wer gewahrt? Fachstellen fir behinderte Menschen im Arbeitsleben
Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 1 e SGB IX in Verbindung mit § 25 SchwbAV

Diese Hilfe ermoglicht Zuschisse und/oder Darlehen
fur Leistungen, die nicht im Leistungskatalog der

88 19 bis 24 SchwbAV geregelt sind. Grundsatzlich
kann die Hilfe nur gewahrt werden, wenn ohne diese
MafRnahme der Verlust des Arbeitsplatzes drohen
wirde. Je enger das auftretende Problem des Men-
schen mit seiner Behinderung im Zusammenhang

steht, desto eher ist unter den oben genannten Vor-
aussetzungen eine Leistung moglich. Die Hohe der
Zuschisse und/oder Darlehen hangt ausschlieB3lich
vom Einzelfall ab.
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2.6 Hilfen zum Erreichen des Arbeitsplatzes

Kraftfahrzeug-Hilfeverordnung

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung
Wer gewahrt? Rehabilitationstrager bei sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten, Fachstellen fur
behinderte Menschen im Arbeitsleben (nur Selbststandige und Beamt*innen)

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 1 b SGB IX in Verbindung mit § 20 SchwbAV in Verbindung mit

Menschen mit Schwerbehinderung konnen Zuschisse
fur MaBnahmen zur Erreichung des Arbeits- oder
Ausbildungsplatzes oder den Ort einer sonstigen Maf3-
nahme der beruflichen Bildung nach der Kraftfahr-
zeug-Hilfeverordnung (KraftfahrzeugHV) erhalten. Die
KraftfahrzeugHV gilt ausschlieBlich fir Personen, die
im Arbeits-und Berufsleben stehen. Art und Hohe der
Leistungen richten sich allein nach dem Einkommen
des Menschen mit Behinderung. Einkommen bedeutet
in diesem Zusammenhang das durchschnittliche
monatliche Nettoarbeitsentgelt zuzlglich einmaliger
Einnahmen aus Beschaftigung (Urlaubsgeld, Weih-
nachtsgeld oder vergleichbare Lohnersatzleistungen).
Die Bezugsgrofe ist das jahrlich fortgeschriebene
Durchschnittsentgelt der Sozialversicherung

(§ 18 Absatz 1 SGB IV).

Um einen 100-prozentigen Zuschuss zu erhalten, darf
das Einkommen nur 40 Prozent des Durchschnittsent-
geltes betragen. Bei einem Einkommen, das 75 Pro-
zent des Durchschnittentgeltes erreicht, konnen

maximal 16 Prozent Zuschuss gezahlt werden.

Erzielt der Antragsteller ein Einkommen von mehr als
75 Prozent der monatlichen BezugsgroB3e nach § 18
SGB IV, entfallt eine Forderung.

Gefordert werden konnen:

» die Beschaffung eines Kraftfahrzeuges mit einem
einkommensabhangigen Zuschuss von maximal
9.500 Euro abziiglich Restwert des Altfahrzeugs,

» die behinderungsgerechte Zusatzausstattung
inklusiv Einbau- und Reparaturkosten in voller
Hohe,

» die Erlangung der Fahrerlaubnis mit einem ein-
kommensabhangigen Zuschuss,

» die zur Erlangung der Fahrerlaubnis behinde-
rungsbedingt notwendigen Untersuchungen,
Erganzungsprifungen und Eintragungen in vollem

Umfange,

* in Hartefallen zum Beispiel Taxi- und Reparatur-
kosten, Beforderungsdienst.

Folgende Zustandigkeiten bestehen:

» Berufsgenossenschaften nach Arbeitsunfallen,

» Hauptflrsorgestelle in der Kriegsopferflirsorge,

» Agentur fur Arbeit in den ersten 15 Jahren einer
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung,

* Rentenversicherungstrager ab 15 Jahren in einer
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigung,

+ ortliche Fachstelle bei Beamt*innen und Selbst-
standigen, die nicht der gesetzlichen Rentenversi-

cherung angeharen.

Um einen Zuschuss flir ein Kraftfahrzeug nach der
KraftfahrzeugHV zu erhalten, muss der Mensch mit
Schwerbehinderung behinderungsbedingt und nicht
nur voribergehend auf die Benutzung eines Kraftfahr-
zeugs angewiesen sein; das heif3t die Benutzung
offentlicher Verkehrsmittel muss behinderungsbe-
dingt unmoglich sein oder es gibt flir die zurtickzule-
genden Strecken keine offentlichen Verkehrsmittel
(BSG, Urteil vom 26. August 1992 — 9 b RAR 14/91).
AuBerdem setzt die Gewahrung einer Kraftfahrzeug-
hilfe voraus, dass der Mensch mit Behinderung ein
Kraftfahrzeug fihren kann oder gewahrleistet ist,
dass eine andere Person das Kraftfahrzeug fir ihn
fuhrt. GroBe und Ausstattung des Kraftfahrzeugs
miussen den Anforderungen entsprechen und die
behinderungsbedingte Zusatzausstattung muss ohne

unverhaltnismaBigen Aufwand einbaubar sein.

Der Kauf eines Gebrauchtwagens kann gefordert
werden, wenn die unter § 4 Absatz 2 KraftfahrzeugHV
genannten Voraussetzungen erfillt sind und der
Verkehrswert mindestens 50 Prozent des seinerzeiti-
gen Neuwagenpreises betragt. Unter bestimmten
Voraussetzungen kann die Hilfe zur Beschaffung eines
Kraftfahrzeugs auch gewahrt werden, wenn der
Mensch mit Behinderung das Kraftfahrzeug finanziert
(Leasing oder andere Finanzierungsmodelle). Eine
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erneute Forderung zur Beschaffung eines Kraftfahr-
zeugs soll friihestens nach funf Jahren moglich sein.
Zur Vermeidung besonderer Harten ist unter anderem

eine Forderung von besonders hohen Reparatur-

kosten maglich. Grundsatzlich sollen die Leistungen
vor dem Abschluss eines Kaufvertrages uber das
Kraftfahrzeug und die behinderungsbedingten
Zusatzausstattungen beantragt werden.

2.7 Beschaffung, Ausstattung und Erhaltung einer behinderungsgerechten

Wohnung

Wer gewadhrt?

§ 22 SchwbAV

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung

- Rehabilitationstrager bei sozialversicherungspflichtigen Beschaftigten,
- Fachstellen fiir behinderte Menschen im Arbeitsleben (nur Selbststandige und Beamt*innen), Sozialamt
Wo steht’s? § 49 Absatz 8 Nummer 6 SGB IX, § 185 Absatz 3 Nummer 1d SGB IX in Verbindung mit

Menschen mit Schwerbehinderung, die auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt berufstatig sind oder einen
Arbeitsplatz konkret in Aussicht haben, konnen die
folgenden Leistungen zur einkommensabhangigen
Wohnungshilfe (Darlehen, Zinszuschisse, Zuschisse)

erhalten:

Hinweis: Die nachfolgenden Informationen zu den
Unterstitzungsleistungen beziehen sich ausschliel3-
lich auf MaBnahmen, die in die Zustandigkeit der
Fachstellen fur behinderte Menschen im Arbeitsleben
fallen, das heif3t fir den Personenkreis der Selbst-
standigen und Beamt*innen. Die Rehabilitationstrager,
wie zum Beispiel Rentenversicherung, Agentur fur
Arbeit oder Sozialamt gewahren Leistungen nach

anderen Kriterien.

a) Darlehen fiir die Schaffung von behinde-

rungsgerechtem Wohnraum im Sinne der §§ 2

und 16 Wohnraumforderungsgesetz

Zinslose Darlehen konnen gewahrt werden fir den

Bau oder Erwerb von Eigenheimen oder Eigentums-

wohnungen, wenn GroBe und Ausstattung den Wohn-

bauforderungsvoraussetzungen entsprechen und

Zugang, bauliche Gestaltung, Ausstattung und Lage

behinderungsgerecht sind. Eine Forderung kommt nur

in Betracht, wenn

» die derzeitige Wohnung nicht behinderungsgerecht
ist und

» die derzeitige Wohnung nicht behinderungsgerecht

gestaltet werden kann und

» keine behinderungsgerechte Mietwohnung in
einem angemessenen Zeitraum verfugbar ist und

» die Voraussetzungen fir Leistungen nach dem
Wohnraumforderungsgesetz vorliegen

+ und das Einkommen ausreicht, um die aus dem
Bauvorhaben entstehenden Belastungen zu tragen,
ohne bedirftig im Sinne von SGB Il oder SGB XII zu

werden.

Eine Forderung wird nicht gewahrt, wenn der Erwerb
von Eigentum aus nicht behinderungsbedingten
Grinden erfolgt. Die Darlehenssumme soll

30.000 Euro nicht Ubersteigen und ist mit vier Prozent
zu tilgen.

b) Darlehen fiir die Férderung von

Mietwohnungen

Flr Mietvorauszahlungen oder Kautionen konnen

Darlehen von bis zu 3.000 Euro erbracht werden,

wenn

» die derzeitige Wohnung nicht behinderungsgerecht
ist und

» die derzeitige Wohnung nicht behinderungsgerecht
gestaltet werden kann und

* nachgewiesen wird, dass das Einkommen die
Grenzen nach dem Wohnraumforderungsgesetz

nicht Ubersteigt.

Eine Forderung ist ausgeschlossen, wenn der
Wohnungswechsel aus anderen als behinderungs-

bedingten Griinden erfolgt.
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c) Anpassung von Wohnraum an die besonde-
ren behinderungsbedingten Bediirfnisse
Forderungen konnen nur erbracht werden, wenn die
MaBnahme den Menschen mit Schwerbehinderung in
die Lage versetzt, seinen Arbeitsplatz ohne fremde
Hilfe zu erreichen. Dies gilt ausschlieBlich fir MafB-
nahmen, die dem Betreten und dem Verlassen der
Wohnung beziehungsweise der Garage dienen (wenn
ein Kraftfahrzeug zum Erreichen des Arbeitsplatzes
bendtigt wird). MaBnahmen innerhalb der Wohnung
haben keinen Bezug zum Arbeitsplatz und konnen

deshalb nicht gefordert werden.

Ist die behinderungsgerechte Gestaltung nur mit
einem unverhaltnismaBigen Aufwand zu realisieren,
so kann der Mensch mit Schwerbehinderung auf den
Umzug in eine geeignete Wohnung verwiesen werden.

Die Hohe der Leistung und der Kreis der Anspruchs-
berechtigten richten sich nach den Bestimmungen
des nordrhein-westfalischen Wohnraumforderungs-
gesetzes. Bei Uberschreiten der Einkommensgrenzen
kann fur die bauliche Ma3nahme ein Darlehen

gewahrt werden.

Mieter*innen, die ihre Wohnung barrierefrei umbauen
wollen, brauchen daflir die Einwilligung des Vermie-
ters. Ausgenommen davon ist der Einbau von Ausstat-
tungsgegenstanden wie zum Beispiel Haltegriffen
oder technischen Hilfen, die jederzeit wieder riickgan-
gig gemacht werden konnen. Soll jedoch zum Beispiel
ein Treppenlift eingebaut oder Turen verbreitert wer-

den, so bedarf es einer Einverstandniserklarung durch
den Vermieter.

Einkommensunabhangig konnen Leistungen erbracht
werden fur die Wartung und Instandhaltung der

behinderungsgerechten Ausstattung.

Bei Mietwohnungen sind auch die Kosten forderungs-
fahig, die durch die Wiederherstellung des urspring-
lichen Zustandes am Ende des Mietverhaltnisses
anfallen.

d) Umzug in eine behindertengerechte oder
erheblich verkehrsgiinstiger zum Arbeitsplatz
gelegene Wohnung (Umzugskosten)

Es kann ein Zuschuss bis zur Hohe der entstehenden
notwendigen Umzugskosten erbracht werden. Wenn
der Umzug ausschlief3lich behinderungsbedingte
Griinde hat (zum Beispiel, weil die bisherige Wohnung
nicht behinderungsgerecht ist), werden Transportkos-
ten ibernommen, hochstens jedoch bis zu 3.000 Euro
ohne Anrechnung des Einkommens des Menschen mit
Schwerbehinderung. Erfolgt der Umzug nur, weil die
neue Wohnung erheblich verkehrsgiinstiger zum
Arbeitsplatz liegt, so werden nur 50 Prozent, hochs-
tens 1.500 Euro der anfallenden Kosten tbernommen.

Wohnungshilfen werden auf Antrag einer Person mit
Schwerbehinderung erbracht; der Antrag muss vor
Beginn der MaBBnahme beziehungsweise vor Vertrags-
abschluss gestellt werden. Eine nachtragliche Bewilli-
gung ist nicht maoglich.
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2.8 Ubergangsgeld

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Wo steht’s? §§ 119 folgende SGB llI

Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit und andere Rehabilitationstrager

Menschen mit Behinderung haben Anspruch auf
Ubergangsgeld, wenn die Vorbeschéaftigungszeit fir
das Ubergangsgeld erfiillt ist und sie an einer Maf-
nahme der Berufsausbildung, der Berufsvorbereitung
einschlieBlich einer wegen der Behinderung erforder-
lichen Grundausbildung oder an einer Mafinahme der
beruflichen Weiterbildung teilnehmen, fir die die

besonderen Leistungen erbracht werden.

Ubergangsgeld wird unter bestimmten Voraussetzun-
gen auch bei Teilnahme an einer Ma3nahme zur
Klarung der beruflichen Eignung oder einer Arbeitser-
probungsmafnahme geleistet. Ubergangsgeld wird
unter bestimmten Voraussetzungen auch bei Arbeits-
losigkeit nach Abschluss der MalBnahme befristet
weitergezahlt.

Ein Anspruch besteht grundsatzlich, wenn der Mensch
mit Behinderung innerhalb der letzten drei Jahre vor
Beginn der Teilnahme mindestens zwolf Monate
sozialversicherungspflichtig gearbeitet hat oder die
Voraussetzungen fir einen Anspruch auf Arbeitslo-
sengeld erfillt und Leistungen beantragt hat. Der
Zeitraum von drei Jahren kann unter bestimmten
Voraussetzungen verlangert werden, unter anderem
bei Berufsrickkehrer*innen mit Behinderung, nach
einer Zeit der Betreuung und Erziehung von aufsichts-
bedirftigen Kindern oder bei Zeiten einer Pflege von

Angehorigen. Er verlangert sich um die Dauer einer

fur die weitere Berufsaustbung nutzlichen Auslands-

beschaftigung, langstens jedoch um zwei Jahre.

Unter bestimmten Voraussetzungen kann auch ein
Anspruch auf Ubergangsgeld bestehen, wenn wegen
Teilnahme an einer Ausbildung die Vorbeschafti-
gungszeit nicht erfallt ist.

Das Ubergangsgeld betragt 75 Prozent beziehungs-
weise das Anschluss-Ubergangsgeld 67 Prozent der
Berechnungsgrundlage, wenn mindestens ein Kind
steuerlich bericksichtigt wird oder die Person, mit der
in hauslicher Gemeinschaft gelebt wird, entweder
pflegebeddrftig ist oder den Antragstellenden pflegt
und keine Anspriche gegen die Pflegeversicherung
bestehen. Alle anderen Antragstellenden konnen
maximal ein Ubergangsgeld in Hohe von 48 Prozent
beziehungsweise ein Anschluss-Ubergangsgeld in
Hohe von 60 Prozent der Berechnungsgrundlage

erhalten.

Hinweis: Neben den zuvor genannten Leistungen
gelten selbstverstandlich auch alle anderen Hilfen der
Agentur fur Arbeit bei der Vermittlung in ein Arbeits-
verhaltnis, zum Beispiel Zuschlisse zu Bewerbungs-
kosten, Mobilitatshilfen, Forderung der Berufsausbil-
dung und der beruflichen Weiterbildung. Siehe auch
Informationen zu ,Beratung und Vermittlung”

(Kapitel 1.4).
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2.9 Personliches Budget

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

SGB IX Budgetverordnung — BudgetV), § 57 SGB Xl

Das Personliche Budget

Wer gewahrt? Rehabilitationstrager, Pflegekassen und Integrationsamter
Wo steht’s? § 29 SGB IX, Verordnung zur Durchfiihrung des § 17 Absatze 2 bis 4 des

Weitere Informationen: www.soziales.lvr.de; www.budget.bmas.de

LVR-Publikation: www.soziales.lvr.de > Aktuelles und Service > Publikationen >

Die Leistungsform des Personlichen Budgets wurde
mit dem SGB IX zum 1. Juli 2001 eingeflihrt. Person-
liches Budget bedeutet, dass Menschen mit Behinde-
rung eine Geldleistung beantragen konnen, ein Budget
also, mit dem sie selber und in Eigenregie ihren eige-
nen Hilfebedarf organisieren und .einkaufen” konnen.
Dies fordert die Selbstbestimmung und garantiert die
gleichberechtigte Teilhabe am gesellschaftlichen
Leben flr den Menschen mit Behinderung.

Das Personliche Budget muss bei einem der mogli-
chen Leistungstrager (LVR, Krankenkasse, Rentenver-
sicherung, Agentur fir Arbeit, Pflegekassen etc.)
beantragt werden. Der Leistungstrager, bei dem der
Antrag eingeht, wird flir den Menschen mit Behinde-
rung zum Ansprechpartner und Koordinator in allen
Belangen, die mit dem Budget in Zusammenhang
stehen.

Im nachsten Schritt wird gemeinsam mit dem*der
Antragsteller*in und den verschiedenen Stellen, die
fur eine Leistungserbringung infrage kommen, eine
individuelle Zielvereinbarung erstellt und eine Verein-
barung uber die durch das Budget abzudeckenden
Leistungen getroffen. Danach werden die Leistungen
in Geldbetrage umgerechnet und somit die Hohe des
Budgets festgesetzt. Der Mensch mit Behinderung
entscheidet nun selber, welche Leistung er bei
welchem Trager in Anspruch nehmen maochte und
Ubernimmt dann auch die Finanzierung.

Budgetfahige Leistungen des LVR-Inklusionsamtes

sind:

» Leistungen fur eine Arbeitsassistenz, die mit
Handreichungen am Arbeitsplatz die Beschafti-
gung unterstitzt,

» Leistungen fur technische Arbeitshilfen, zum
Beispiel eine Braillezeile flr einen blinden Men-
schen,

» Leistungen zur beruflichen Weiterbildung,

« Einarbeitungshilfen, zum Beispiel in Form eines

Arbeitstrainings durch externe Fachkrafte.

Wenn mehrere Leistungen von verschiedenen Tragern
in Anspruch genommen werden, dann einigen sich
diese untereinander daruber, wer welche Teile des
Budgets Gbernimmt. Fir den Antragstellenden bleibt
alles in einer Hand, er erhalt in der Regel von der
Stelle, bei der er den Antrag gestellt hat, einen
Gesamtbescheid Uber alle Einzelheiten seines Bud-
gets. Der Budgetbedarf wird alle zwei Jahre Uberpruft.
Nicht budgetfahige Leistungen sind insbesondere
Mafnahmen, die in die Organisations- und Eigentums-
rechte des Arbeitgebers eingreifen, zum Beispiel die
behinderungsgerechte Gestaltung von Arbeitsraumen

oder eine besondere Arbeitsplatzausstattung.

Geldleistungen fur diese Zwecke erhalt deshalb nicht
der Mensch mit Behinderung, sondern sein Arbeitge-

ber.
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2.10 Unterstiitzte Beschaftigung

Fiir wen?

Wer gewadhrt?

Arbeitsmarktes.

— Schulabganger*innen mit sonderpadagogischem Forderbedarf
— Menschen mit einer Lernbehinderung, einer geistigen oder psychischen Behinderung

- Menschen mit Behinderung mit einem besonderen Unterstutzungsbedarf

- Leistungen zur individuellen betrieblichen Qualifizierung (InbeQ) erbringen die Rehabilitationstrager

— Leistungen der Berufsbegleitung erbringt das LVR-Inklusionsamt und im Rahmen seiner Zustandigkeit
im Einzelfall auch der zustandige Rehabilitationstrager

Wo steht’'s? § 55 SGB IX Unterstitzte Beschaftigung ist die individuelle betriebliche Qualifizierung und bei
Bedarf eine Berufsbegleitung behinderter Menschen in Betrieben oder Dienststellen des allgemeinen

Ziele der Unterstiitzten Beschaftigung sind:

» Training und Qualifizierung direkt am Arbeitsplatz

« Schaffung und Erhalt von angemessenen, geeigne-
ten und sozialversicherungspflichtigen Arbeitsver-
haltnissen auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt

» Mehr Menschen mit Behinderung sollen die Mog-
lichkeit haben, auBBerhalb von Werkstatten fur
behinderte Menschen (WfbM) zu arbeiten

Die Kernelemente der Unterstiitzten Beschafti-
gung sind:

Individuelle betriebliche Qualifizierung

(§ 55 Absatz 2 SGB IX)

Die Unterstltzte Beschaftigung hat ihren Schwer-
punkt in der individuellen betrieblichen Qualifizierung.
Diese findet von Anfang an in Betrieben oder Dienst-
stellen des allgemeinen Arbeitsmarktes statt. Der
Mensch mit Behinderung wird von einem Jobcoach
begleitet und unterstitzt. Die individuelle betriebliche
Qualifizierung dauert bis zu zwei Jahre, in Ausnahme-
fallen bis zu drei Jahren. Die an dieser MafBnahme
Teilnehmenden sind sozialversichert.

Die individuelle betriebliche Qualifizierung umfasst drei

Phasen mit folgenden Inhalten und Zielsetzungen:

» Feststellung des individuellen Unterstitzungsbe-
darfs, Akquise geeigneter Qualifizierungsplatze
und die betriebliche Erprobung (Einstiegsphase)

« Unterstitzte Einarbeitung und Qualifizierung,
damit ein passender Arbeitsplatz geschaffen
werden kann (Qualifizierungsphase)

» Festigung der Kompetenzen und Fertigkeiten im
betrieblichen Alltag zur Realisierung einer dauerhaf-
ten Beschaftigung im Betrieb (Stabilisierungsphase)

Leistungen zur individuellen Qualifizierung werden
nach § b5 Absatz 2 SGB IX vom zustandigen Reha-
Trager (Bundesagentur fir Arbeit, die Trager der
gesetzlichen Unfallversicherung, die Trager der
gesetzlichen Rentenversicherung sowie die Trager der
Kriegsopferversorgung und Kriegsopferfiirsorge)

erbracht.

Berufsbegleitung

(§ 55 Absatz 3 SGB IX)

Ist ein sozialversicherungspflichtiges Beschaftigungs-
verhaltnis (Arbeits- beziehungsweise Ausbildungsver-
haltnis) erreicht und eine weitergehende Unterstiit-
zung erforderlich, wird diese in Form der
Berufsbegleitung erbracht. Die Dauer dieser Leistung
richtet sich nach dem individuellen Bedarf des Men-
schen mit Behinderung. Es gibt keine zeitliche
Beschrankung.

Fir die Berufsbegleitung ist nach § 55 a Absatz 3 SGB
IX das LVR-Inklusionsamt, der Trager der gesetzlichen
Unfallversicherung sowie der Trager der Kriegsopfer-

versorgung und Kriegsopferfiirsorge zustandig.

Die Berufsbegleitung beginnt nach Begriindung eines
sozialversicherungspflichtigen Beschaftigungsver-
haltnisses und hat das Ziel, dieses dauerhaft zu

sichern.

Zielgruppen der Berufsbegleitung durch das

LVR-Inklusionsamt:

» Absolvent*innen der Phase .Individuelle betriebli-
che Qualifizierung”,

« Uberganger*innen aus der Werkstatt fir behin-
derte Menschen, die sozialversicherungspflichtig
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt arbeiten,
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« Uberganger*innen aus Schulen (Férderschulen
oder Gemeinsamer Unterricht),

» Absolvent*innen berufsvorbereitender Bildungs-
maBnahmen fir wesentlich behinderte Menschen,
die gleichzeitig schwerbehindert sind.

Die Leistungen werden erbracht, so lange und soweit
sie wegen Art oder Schwere der Behinderung zur
Sicherung des Beschaftigungsverhaltnisses erforder-
lich sind. Sie stellen eine prozessorientierte Unter-
stitzung des Menschen mit Behinderung und seines
Arbeitgebers dar. Eine individuelle Berufsbegleitung
zur Sicherung des Arbeitsverhaltnisses kann zum
Beispiel bei folgenden Anlassen angezeigt sein:

2.11 Jobcoaching

wahrend der Probezeit,

wenn das Arbeitsverhaltnis befristet ist,

wenn Nach- und Weiterqualifizierungen erforder-
lich sind,

wenn der Mensch mit Behinderung von Konflikten
im Betrieb betroffen ist,

wenn die vermittelte Person oder die Verantwort-
lichen im Betrieb weiterhin eine Unterstitzung

benotigen.

Weitere Informationen:
LVR-Inklusionsamt

Team LVR-Budget fiir Arbeit -
Aktion Inklusion

Telefon: 0221 809 4468

E-Mail: Aktion.Inklusion@lvr.de

Fiir wen? Menschen mit (Schwer-)Behinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung und
konkretem Trainingsbedarf am Arbeits- oder Praktikumsplatz

Wer gewahrt? LVR-Inklusionsamt beziehungsweise Fachstellen fur behinderte Menschen im Arbeitsleben
Wo steht’s? § 55 SGB IX in Verbindung mit §§ 24 und 25 SchwbAV

Mit einem Jobcoaching (Betriebliches Arbeitstraining)
kann eine individuelle und unmittelbare Unterstitzung
des Menschen mit Schwerbehinderung am Arbeits-
platz in Betrieben und Dienststellen des allgemeinen
Arbeitsmarktes erfolgen. Das Jobcoaching wird in
direktem Kontakt mit betrieblichen Vorgesetzten und
Arbeitskolleg*innen durchgefihrt. Zum Ziel der Errei-
chung oder Sicherung eines Arbeitsplatzes auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt werden relevante arbeits-
bezogene Kenntnisse und Fahigkeiten und die damit

verbundenen Schlisselqualifikationen trainiert.

Mogliche Anlasse:

betriebliches Praktikum in den Ubergangsberei-
chen Schule-Beruf und Werkstatt fiir behinderte
Menschen — Allgemeiner Arbeitsmarkt bei vorlie-
gender Einstellungsbereitschaft des Arbeitgebers
Einarbeitung an einem neuen Arbeitsplatz
innerbetriebliche Umsetzung

(Stufenweise) Wiedereingliederung

geanderte Anforderungen am Arbeitsplatz
besondere Krisensituationen (zum Beispiel wenn
die bisherige arbeitsbezogene Bezugsperson
ausscheidet)

besondere Problemlagen am Arbeitsplatz, die sich

durch ,Lernen” beheben lassen
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3.1 Investitionshilfen zur Schaffung von Arbeitspldtzen

Beschaftigten mit Behinderung

Wo beantragen? LVR-Inklusionsamt

Fiir wen? Arbeitgeber von Beschaftigten mit Schwerbehinderung oder ihnen gleichgestellten

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 Nummer 2 a SGB IX in Verbindung mit § 15 SchwbAV

Arbeitgeber konnen unter bestimmten Voraussetzun-
gen (siehe unten) vom LVR-Inklusionsamt finanzielle
Zuschusse zu den Investitionskosten fur die Schaf-
fung neuer Arbeits- und Ausbildungsplatze bekom-
men. Der Arbeitgeber muss sich jedoch in angemes-
senem Umfang an den Gesamtkosten beteiligen.

1. Schaffung eines neuen Arbeitsplatzes im

Rahmen der Neueinstellung

Die Neueinstellung eines Menschen mit Schwerbehin-

derung kann vom LVR-Inklusionsamt durch einen

Zuschuss zu den Investitionskosten, die fur den neu

geschaffenen Arbeitsplatz entstehen, bei Vorliegen der

folgenden Voraussetzungen gefordert werden:

« Einstellung ohne gesetzliche Verpflichtung (Arbeit-
geber mit weniger als jahresdurchschnittlich
20 Arbeitsplatzen pro Monat) oder einer Uber-
erfillung der Beschaftigungspflichtquote (zurzeit
funf Prozent),

« Beschaftigung einer Frau mit Schwerbehinderung
oder eines besonders betroffenen Menschen mit
Schwerbehinderung, wenn beispielsweise der*die
Bewerber*in alter als 50 Jahre ist oder eine Hilfs-
kraft benotigt oder die Beschaftigung fur den
Arbeitgeber mit auBergewohnlichen Aufwendun-
gen verbunden ist (§ 27 SchwbAV). Dies gilt auch,
wenn eine verminderte Leistungsfahigkeit vorliegt
oder der GdB 50 aufgrund einer geistigen oder
seelischen Behinderung besteht (§ 155 Absatz 1
SGB IX),

« Beschaftigung eines Menschen mit Schwerbehin-
derung nach langfristiger Arbeitslosigkeit (mehr
als zwolf Monate),

« Beschaftigung eines Menschen mit Schwerbehin-
derung des Personenkreises des § 215 SGB IX,

+ Beschaftigung eines Menschen mit Schwerbehin-
derung im Anschluss an die Beschaftigung in

einer Werkstatt fir behinderte Menschen.

Die konkrete Forderhohe ist abhangig vom Einzelfall.
Die Regelforderung betragt 80 Prozent der anzuer-
kennenden Gesamtinvestitionskosten beziehungs-

weise maximal 30.000 Euro pro forderungsfahigem

Arbeitsplatz.

Unter den gleichen Bedingungen konnen Ausbildungs-
platze und Platze zur sonstigen beruflichen Bildung
fur Menschen mit Schwerbehinderung finanziell bezu-

schusst werden.

2. Schaffung eines neuen Arbeitsplatzes zum
Erhalt eines Beschiftigungsverhaltnisses
Wenn eine Umsetzung auf einen neuen Arbeitsplatz
erforderlich ist, um eine Kiindigung zu vermeiden,
gelten die unter Nummer 1 beschriebenen Maf3gaben

entsprechend.

Als neuer Arbeits- oder Ausbildungsplatz gelten alle
Stellen, auf denen der Mensch mit Schwerbehinde-
rung oder Gleichstellung erstmalig beschaftigt wird,

auch wenn sie im Unternehmen bereits bestehen.

3. Weitere Regelungen - Bedingungen der
Forderung

Ein geforderter Arbeitsplatz unterliegt einer Bin-
dungsfrist, das heif}t, dass auf diesem Arbeitsplatz ein
Mensch mit Schwerbehinderung fir eine bestimmte
Zeit beschaftigt werden muss. In der Regel besteht
pro Forderung von 1.000 Euro ein Monat Beschafti-
gungspflicht. Dem Arbeitgeber wird flr eine gegebe-
nenfalls notwendige Wiederbesetzung des Arbeits-
platzes mit einem Menschen mit Schwerbehinderung
eine angemessene Frist eingeraumt (in der Regel
sechs Monate). Gelingt die Wiederbesetzung nicht, so
behalt sich das LVR-Inklusionsamt eine anteilige

Ruckforderung des Zuschusses vor.

Zur Absicherung dieser moglichen Ruckforderung
verlangt das LVR-Inklusionsamt ab einer Forderhohe
von 12.000 Euro eine Sicherheit. Die Sicherheit kann
zum Beispiel bestehen aus einer Bankburgschaft,
einer selbstschuldnerischen Blirgschaft, der Hinterle-
gung eines Sparbuches oder der Eintragung einer
Grundschuld. Die verschiedenen Sicherheiten sind



auch miteinander kombinierbar. Kosten der Sicherung
(zum Beispiel Gebihren fir eine Blirgschaft) konnen
bis zur jeweiligen Forderobergrenze bezuschusst

werden.

Alternativ ist die Bezuschussung von Leasingraten

des geforderten Gegenstandes maglich. Da in diesem

3. LEISTUNGEN AN ARBEITGEBER

Fall die Auszahlung grundsatzlich halbjahrlich nach
Vorlage des Nachweises der Zahlung der Leasingrate
und des Lohn- oder Gehaltsnachweises durch den
Arbeitgeber erfolgt, ist die zweckgerichtete Zahlung
gesichert. Es bedarf daher keiner weiteren der oben

genannten Sicherheiten.

3.2 Behinderungsgerechte Gestaltung von Arbeitsstatten und Arbeitsplatzen

Beschaftigten mit Behinderung

LVR-Inklusionsamt

Fiir wen? Arbeitgeber von Beschaftigten mit Schwerbehinderung oder ihnen gleichgestellten

Wo beantragen? Rehabilitationstrager, Fachstellen flr behinderte Menschen im Arbeitsleben und beim

Wo steht’s? § 49 SGB IX, § 185 Absatz 3 SGB IX in Verbindung mit § 26 SchwbAV

Fur die Forderung der behinderungsgerechten Aus-
stattung von Arbeitsplatzen fur sozialversicherungs-
pflichtig beschaftigte Menschen mit Schwerbehinde-
rung sind die Rehabilitationstrager sowie das
LVR-Inklusionsamt beziehungsweise die Fachstellen
fur behinderte Menschen im Arbeitsleben zustandig.
Die Klarung der Zustandigkeit ist vom Einzelfall

abhangig.

Der Rehabilitationstrager (zum Beispiel Agentur fir
Arbeit, Rentenversicherungstrager, gesetzliche Unfall-
versicherung [Berufsgenossenschaft]), kann geman

§ 49 SGB IX Leistungen zur Teilhabe im Arbeitsleben

erbringen.

Die Berufsgenossenschaft ist immer zustandig fur
Mafnahmen, die im Zusammenhang mit einem
Arbeitsunfall (zum Beispiel Querschnittslahmung
nach Arbeitsunfall im AuBBendienst und anschlieBende
Einrichtung eines Blroarbeitsplatzes) oder einer
anerkannten Berufserkrankung (zum Beispiel Mehl-
staubunvertraglichkeit bei Backer*innen) stehen.

Der Rentenversicherungstrager ist zustandig, wenn
der Mensch mit Schwerbehinderung die 15-jahrige
Wartezeit (= Mindestversicherungszeit) vorweisen
kann und die Mafinahme aufgrund einer akuten
Erkrankung zur Arbeitsplatzsicherung erforderlich ist
(zum Beispiel Beschaffung einer Einhand-Tastatur fiir
einen Blroarbeitsplatz nach einem Schlaganfall mit

einseitiger Lahmung).

Die Agentur fur Arbeit ist zustandig, wenn die 15-jah-
rige Wartezeit fur die Zustandigkeit des Rentenversi-
cherungstragers bei akuten gesundheitlichen Proble-
men noch nicht erfullt ist oder es sich um
Mafnahmen zur beruflichen Eingliederung von Men-
schen mit Schwerbehinderung handelt beziehungs-
weise zur Sicherung der Eingliederung bei drohen-
dem Verlust des Arbeitsplatzes aus anderen als
gesundheitlichen Griinden. Die FordermafBnahmen
der Agentur flr Arbeit sind grundsatzlich arbeits-
marktbezogen; sie sollen die Chancen des Einzelnen

verbessern, einen festen Arbeitsplatz zu erhalten.

Das LVR-Inklusionsamt und die Fachstellen fir
behinderte Menschen im Arbeitsleben erbringen ihre
Leistungen nach den Regelungen der begleitenden
Hilfe im Arbeitsleben (§ 185 SGB IX in Verbindung mit
Schwerbehindertenausgleichsabgabeverordnung),
wenn die MaBnahme nicht in unmittelbarem Zusam-
menhang mit einer akuten gesundheitlichen Beein-

trachtigung steht.

Das LVR-Inklusionsamt/die Fachstellen fir behinderte
Menschen im Arbeitsleben sind insbesondere dann
die richtigen Ansprechpartner, wenn es um betriebs-
bedingte Manahmen aufgrund von technischer
Weiterentwicklung, Verbesserung der Beschafti-
gungsbedingungen, betrieblichen Innovationen sowie
Veranderungen des betrieblichen Umfeldes geht.
Daneben kann auch bei einem Arbeitgeberwechsel
auf Initiative eines Menschen mit Schwerbehinderung
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der Arbeitsplatz aus behinderungsunabhangigen
Grinden oder aufgrund von unternehmerischen
Entscheidungen (Insolvenzen; Betriebsstilllegungen)

gefordert werden.

Die vorrangige Leistungsgewahrung durch einen Reha-
bilitationstrager bezieht sich immer auf die einzelne
Person. Bei MafBnahmen zugunsten von mehreren
Menschen mit Schwerbehinderung oder ihnen gleich-
gestellten Menschen besteht keine Verpflichtung des
Rehabilitationstragers zu einer Leistung. Auch hier ist
das LVR-Inklusionsamt/die Fachstellen fir behinderte

Menschen im Arbeitsleben zustandig.

Darlber hinaus leistet der Rehabilitationstrager nicht
bei Beamt*innen und selbststandigen Personen, wenn
diese freiwillig rentenversichert und die entsprechen-
den Anwartschaften erfillt sind. Daher ist dann das
LVR-Inklusionsamt beziehungsweise die Fachstelle
fur behinderte Menschen im Arbeitsleben zustandig.

Durch eine behinderungsgerechte Arbeitsplatzgestal-
tung werden flr Arbeitnehmende mit Schwerbehinde-
rung und Gleichstellung Belastungen abgebaut und so
weitere gesundheitliche Schaden vermieden. Der
Arbeitsplatz wird mit Rucksicht auf die Funktionsein-
schrankung der Betroffenen so gestaltet, dass mog-
lichst die arbeitsvertraglich geforderte Arbeitsleistung
erbracht werden kann.

Zu den durch das LVR-Inklusionsamt beziehungs-

weise den Fachstellen fur behinderte Menschen im

Arbeitsleben forderfahigen MaBnahmen gehaoren

unter anderem

» die behinderungsgerechte Einrichtung und Unter-
haltung der Arbeitsstatten, Betriebsanlagen und
Gerate,

« die Einrichtung von behinderungsbedingten Teil-
zeitarbeitsplatzen,

« die behinderungsgerechte Gestaltung eines Heim-
arbeitsplatzes,

« die Ausstattung des Arbeitsplatzes mit techni-
schen Arbeitshilfen sowie

» sonstige MafBnahmen, die eine moglichst dauer-
hafte Beschaftigung ermdglichen, erleichtern oder

sichern konnen.

Nach den gleichen MaB3gaben kdnnen Ausbildungs-
platze und Platze zur sonstigen beruflichen Bildung
fur Menschen mit Schwerbehinderung finanziell bezu-

schusst werden.

Die Hohe des Zuschusses durch das LVR-Inklusions-
amt beziehungsweise die Fachstellen fur behinderte
Menschen im Arbeitsleben wird in jedem Einzelfall
individuell ermittelt. Forderfahig ist grundsatzlich nur
der behinderungsbedingt erforderliche Mehraufwand.
Die Regelforderung betragt 60 Prozent der anrech-
nungsfahigen Kosten, die unter Bericksichtigung des
wirtschaftlichen Vorteils fur den Arbeitgeber gewahrt
werden. Die Aufstockung der Regelforderung ist

moglich.

Kriterien fur die Hohe der Beteiligung des Arbeitge-

bers sind

+ die Kosten der Investition selbst,

» die Betriebsgrofe,

« die Finanzstarke des Betriebes,

« die gegebenenfalls durch die MaBnahme erreichte
Produktionssteigerung,

« die Dauer der Sicherung des Arbeitsverhaltnisses
des Menschen mit Schwerbehinderung,

» die Art und Schwere der Behinderung des betrof-
fenen Menschen,

+ die Hohe der Beschaftigungsquote.

Bei der Beantragung mussen keine Fristen gewahrt
werden, allerdings sollte die Beantragung immer vor

einer moglichen Auftragsvergabe erfolgen.

Ein Arbeitgeber kann seinen Antrag auf die behinde-
rungsgerechte Gestaltung des Arbeitsplatzes eines
Menschen mit Schwerbehinderung beim LVR-Inklu-
sionsamt oder den Fachstellen fur behinderte Men-
schen im Arbeitsleben stellen. Vor einer Forderung
prifen beide, ob sie die MaBnahme in eigener Zustan-
digkeit erledigen konnen. Wenn nicht, wird der Antrag
innerhalb der Fristen des § 14 SGB IX an den zustan-
digen Rehabilitationstrager zwecks Leistungserbrin-

gung weitergeleitet.
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3.3 Leistungen bei auBergewodhnlichen Belastungen

Beschaftigten mit Behinderung

Wo beantragen? LVR-Inklusionsamt

Fiir wen? Arbeitgeber von Beschaftigten mit Schwerbehinderung oder ihnen gleichgestellten

Wo steht’s? § 185 Absatz 3 SGB IX in Verbindung mit § 27 SchwbAV in Verbindung mit den gemeinsamen
Empfehlungen der Bundesarbeitsgemeinschaft der Integrationsémter und Hauptfiirsorgestellen (BIH) zur

Gewahrung von Leistungen an Arbeitgeber zur Abgeltung auBergewdhnlicher Belastungen

AuBergewohnliche Belastungen sind Uberdurch-
schnittlich hohe finanzielle Aufwendungen oder sons-
tige Belastungen, die einem Arbeitgeber bei der
Beschaftigung eines Menschen mit Schwerbehinde-
rung auch nach Ausschopfung aller Moglichkeiten
entstehen und fur die die Kosten zu tragen fur den
Arbeitgeber nach Art und Hohe unzumutbar ist.

Voraussetzung fur eine Forderung ist, dass die Mog-
lichkeiten, die den Menschen mit Schwerbehinderung
zu einer von fremder Unterstltzung unabhangigen
Arbeitsleistung befahigen, ausgeschopft sind. Dazu
gehoren insbesondere

« die dem Fahigkeitsprofil des schwerbehinderten
Menschen entsprechende Auswahl des Arbeits-
platzes,

» gegebenenfalls die Versetzung auf einen anderen
Arbeitsplatz,

» die behinderungsgerechte Einrichtung und Aus-
stattung des Arbeitsplatzes einschlief3lich Arbeits-
zeitgestaltung und Arbeitsorganisation,

» die auf die Fahigkeiten abgestimmte berufliche
Bildung und Einarbeitung einschlieBlich innerbe-
trieblicher Mafinahmen zur beruflichen Qualifizie-
rung.

Bei der Ermittlung des Sachverhaltes und des Umfan-
ges der auBBergewohnlichen Belastungen beauftragt
das LVR-Inklusionsamt den oder den Technischen
Beratungsdienst. Der beauftragte Fachdienst pruft
auch immer die Moglichkeit der Durchflihrung eines
sogenannten Arbeitstrainings (Jobcoaching) bezie-

hungsweise den Einsatz technischer Hilfsmittel.

Ein Arbeitstraining kann helfen, die Arbeitsleistung
dauerhaft zu verbessern. Die Kosten flr ein solches
Training konnen von den Fachstellen fur behinderte
Menschen nach § 25 SchwbAV Ubernommen werden.
Technische Hilfsmittel konnen ebenfalls von den
Fachstellen fur behinderte Menschen nach § 26
Absatz 1 Ziffer3 SchwbAV gefordert werden.

Ein Ausgleich der besonderen Aufwendungen kann
fur ein unbefristetes wie auch befristetes Arbeits-

verhaltnis gewahrt werden.

Der*die Beschaftigte mit Schwerbehinderung muss
tariflich entlohnt werden oder, soweit eine tarifliche
Bindung des Arbeitgebers nicht besteht, den gesetz-
lichen Mindestlohn erhalten. Es muss ein vertretbares
Austauschverhaltnis zwischen Arbeitsleistung und
Arbeitsentgelt bestehen; der Arbeitsplatz muss flr
den Menschen mit Schwerbehinderung leidensge-

recht sein.

Beim Erstantrag soll der Zuschuss fur zunachst zwei
Jahre gewahrt werden. Auf Antrag kann die finanzielle
Unterstutzung fur einen Zeitraum von weiteren drei
Jahren weiter gewahrt werden. Leistungen konnen
auf Antrag wiederholt erbracht werden. Eine rickwir-

kende Bewilligung erfolgt nicht.

Bei langerem Bezug der Leistung, bei Ausschluss der
ordentlichen Kindigung der betroffenen Person sowie
bei Beamt*innen auf Lebenszeit sind Kirzungen der
Zahlbetrage bis zu 50 Prozent maglich.
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Die Mittel werden auch bei Abwesenheit des Men-
schen mit Schwerbehinderung (insbesondere Urlaub,
Arbeitsunfahigkeit) erbracht, solange der Arbeitgeber
in dieser Zeit Lohn-/Gehaltsleistungen erbringt.

Die Hohe der jahrlichen Leistung zur Abgeltung
auBergewohnlicher Belastungen des Arbeitgebers
(Beschaftigungssicherungszuschuss, personelle

3.3.1 Personelle Unterstiitzung

Wenn ein Mensch mit Schwerbehinderung zur
Erflllung seiner arbeitsvertraglichen Pflichten die
Unterstitzung eines*einer anderen Beschaftigten

des Arbeitgebers bendtigt, entstehen dem Arbeitgeber
Belastungen durch den Arbeitsausfall der unterstut-
zenden Person sowie fur eventuell zusatzliche-
Personalkosten. Einen Zuschuss zu diesen finanziel-
len Aufwendungen kann der Arbeitgeber beim
LVR-Inklusionsamt beantragen.

Beispiele fur Unterstutzungsleistungen sind etwa
langere oder regelmafig wiederkehrende fachliche
beziehungsweise arbeitspadagogische Unterweisun-
gen, Anleitung und/oder Kontrolle (insbesondere bei
Menschen mit Lern- oder geistigen Behinderungen),
regelmaBige arbeitsbegleitende Betreuung und
Motivation zur Arbeitsausfiihrung (insbesondere bei
Menschen mit seelischen Behinderungen), regelmafig
erforderliche tatigkeitsbezogenen Handreichungen
und Hilfestellungen (zum Beispiel Heben und Tragen,
Wege im Betrieb) bei der Arbeitsausfiihrung sowie der
Sicherstellung der Kommunikation am Arbeitsplatz
(insbesondere flir Menschen mit erheblichen korper-
und Sinnesbehinderungen).

Tabelle Personelle Unterstiitzung

Unterstitzung oder Kombination von beiden Leis-
tungstatbestanden) darf 50 Prozent des Bruttojahres-
einkommens des Menschen mit Schwerbehinderung
(Arbeitnehmerbrutto) nicht Uberschreiten.

Die auBergewohnliche Belastung kann sich in
unterschiedlichen Auspragungen zeigen.

Die beschriebenen Aufwendungen sowie sonstige
Belastungen mussen im Zusammenhang mit den
behinderungsbedingten Funktionseinschrankungen
und deren Auswirkungen bei den konkreten Arbeits-
platzanforderungen stehen. MaBgeblich ist allein die
anerkannte Behinderung.

Die Hohe des Zuschusses ist gestaffelt nach dem
Umfang der personellen Unterstiitzung (ein bis Gber
drei Stunden taglich), der Beschéftigungsquote und
dem monatlichen Arbeitnehmerbruttoentgelt.

Aus der unten stehenden Tabelle lassen sich die
monatlichen Forderbetrage in Abhangigkeit vom
monatlichen Unterstitzungsbedarf, monatlichen
Arbeitnehmerbruttoentgelt sowie der Beschaftigungs-
quote ablesen.

Bei langerem Bezug der Leistung, bei Ausschluss
der ordentlichen Kiindigung des*der Beschaftigten
sowie bei Beamt*innen auf Lebenszeit sind Kiirzun-

gen der Zahlbetrédge bis zu 50 Prozent maglich.

Monatliche Zahlbetrage/ Bruttoarbeitsentgelt

Erfiillung der Umfang des arbeits-

monatlich bis

monatlich bis monatlich bis

Beschaftigungs- taglichen Unter- 1.649,99 € 2.855,99 € 2.856,00 €
pflichtquote stiitzungsbedarfs

0,00 bis 2,99 von Hundert 1 bis 2 Stunden 167 € 242 € 317 €
3,00 bis 4,99 von Hundert 179 € 259 € 338 €
ab 5,00 von Hundert 190 € 275 € 360 €
0,00 bis 2,99 von Hundert 2 bis 3 Stunden 246 € 387 € 528 €
3,00 bis 4,99 von Hundert 263 € 414 € 564 €
ab 5,00 von Hundert 280 € 440 € 600 €
0,00 bis 2,99 von Hundert mehr als 3 Stunden 308 € 528 € 748 €
3,00 bis 4,99 von Hundert 329 € 564 € 799 €
ab 5,00 von Hundert 350 € 600 € 850 €




3.3.2 Beschaftigungssicherungszuschuss
Wenn die Leistung eines Menschen mit Schwer-
behinderung tberdurchschnittlich und nicht nur
vortbergehend unter der Normalleistung liegt, konnen
Arbeitgeber beim LVR-Inklusionsamt einen Beschaf-
tigungssicherungszuschuss (BSZ) beantragen. Uber-
durchschnittlich hoch ist die Leistungseinschrankung,
wenn die Arbeitsleistung um mindestens 30 und
hochstens 50 Prozent geringer ist als die Arbeits-
leistung eines*einer anderen Beschaftigten in
vergleichbarer Tatigkeit.

Eine solche Leistungseinschrankung ist insbesondere
gegeben bei Uberdurchschnittlich verlangsamter
Arbeitsweise oder verlangsamten Bewegungen,
zusatzlichen Pausen und Ruhezeiten oder im Ver-
gleich Uberdurchschnittlich hoher Fehlerquote.

Entscheidend ist, dass die Leistungseinschrankung in

einem Zusammenhang zur anerkannten Behinderung
steht.

Tabelle Beschaftigungssicherungszuschuss

3. LEISTUNGEN AN ARBEITGEBER

Der festgestellte Umfang des Beschaftigungssiche-
rungszuschusses darf nicht mehr als 50 Prozent
gegenuber der Normalleistung betragen; wenn die
Leistungseinschrankung grofer ist, gilt der Arbeits-
platz als ungeeignet flir den Menschen mit Schwerbe-
hinderung und es kann in der Regel keine Forderung

erbracht werden.

Wird von der Agentur fur Arbeit ein Eingliederungs-
zuschuss gezahlt, kann wahrend dieser Zeit kein

Beschaftigungssicherungszuschuss vom

LVR-Inklusionsamt gewahrt werden.

Die Hohe des Zuschusses ist gestaffelt nach der Hohe
der Leistungseinschrankung (30 bis 50 Prozent), der
Beschaftigungsquote und dem monatlichen Arbeit-

nehmerbruttoentgelt.

Aus der unten stehenden Tabelle lassen sich die

Forderbetrage ablesen.

bis 1.649,99 €/

bis 2.855,99 €/ ab 2.856 €/ Monat

Monat Monat
Quote bis 2,99 % 160 € 240 € 320 €
Quote ab 3,0 % bis 4,99 % 30 % 180 € 270 € 360 €
Quote ab 5,0 % 200 € 300 € 400 €
Quote bis 2,99 % 208 € 344 € 480 €
Quote ab 3,0 % bis 4,99 % 40 % 234 € 387 € 540 €
Quote ab 5,0 % 260 € 430 € 600 €
Quote bis 2,99 % 256 € 472 € 680 €
Quote ab 3,0 % bis 4,99 % 50 % 288 € 531 € 765 €
Quote ab 5,0 % 320 € 590 € 850 €
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3.4 Beratung und Betreuung

Menschen mit Schwerbehinderung

Fiir wen? Arbeitgeber, Vorgesetzte und Kolleg*innen von Beschéftigten mit (Schwer-)Behinderung,

Wer berat? Technischer Beratungsdienst, Integrationsfachdienst
Wo steht’'s? § 185 SGB IX, § 192 folgende SGB IX in Verbindung mit §§ 27a und 28 SchwbAV

Das LVR-Inklusionsamt und die Fachstellen fir behin-
derte Menschen im Arbeitsleben beraten und infor-
mieren Arbeitgeber, Inklusionsbeauftragte, betriebli-
che Interessenvertretungen und Menschen mit
Schwerbehinderung in allen Fragen, die mit der
Beschaftigung von Menschen mit Schwerbehinderung

zusammenhangen.

Kompetenz fiir Kundinnen und Kunden -

Der Technische Beratungsdienst

Der Technische Beratungsdienst (TBD) des LVR-Inklu-
sionsamtes ist kompetenter Ansprechpartner fir
Menschen mit Schwerbehinderung und deren Vorge-
setzte in allen Fragen rund um die behinderungsge-
rechte Arbeitsgestaltung und den Einsatz von behin-

derungskompensierenden Technologien.

Die Ingenieur*innen des TBD beraten zu passgenauen
behinderungsgerechten Arbeitsplatzen. Dabei unter-
stutzt der TBD im Hinblick auf ergonomische, techni-
sche, organisatorische und wirtschaftliche Losungen.
Ebenso informiert er Uber den Einsatz behinderungs-
kompensierender Technologien, die entsprechend dem
aktuellen Stand der Technik die Beschaftigungsfahig-

keit von Menschen mit Behinderung fordern konnen.

Der Einsatz spezieller Technologien, die bestimmte
Funktionseinschrankungen ausgleichen, tragt
wesentlich zur Inklusion von Menschen mit Behinde-

rungen im Arbeitsleben bei. Der TBD leistet damit

einen umfassenden Beitrag aus Beratung und Infor-
mation: vom barrierefreien Bauen und Gestalten des
Arbeitsumfeldes Uber die individuelle Arbeitsplatz-

anpassung bis hin zum Einsatz individueller techni-

scher Hilfsmittel.

Der TBD flgt individuelle Arbeitsanforderungen,
behinderungsspezifische Besonderheiten und Techno-
logien in einem Anforderungs- und Profilvergleich
zusammen. Er berat vor Ort im Betrieb, analysiert die
gegebenen Arbeitsanforderungen und tberprift
deren Eignung fur die Beschaftigung von Menschen
mit Schwerbehinderung. Dazu arbeitet der TBD mit
dem Arbeitgeber, dem betrieblichen Integrationsteam,
oder auch anderen Partnern, wie zum Beispiel den

Rehabilitationstragern, zusammen.

Dabei ist es immer das vorrangige Ziel, die Menschen
mit Schwerbehinderung und Arbeitgeber so zu bera-
ten, dass die Menschen mit Schwerbehinderung in der
Lage sind, ihre Arbeit grundsatzlich selbststandig

ohne fremde Hilfe zu erledigen.

Integrationsfachdienste

Zu den Aufgaben und Tatigkeitsbereichen der Integra-
tionsfachdienste verweisen wir zurick ins Kapitel 1.7
.Betreuung und Begleitung durch den Integrations-

fachdienst”.
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3.5 LVR-Budget fiir Arbeit — Aktion Inklusion

Das LVR-Budget fur Arbeit — Aktion Inklusion ist ein
gemeinsames Programm der LVR-Fachbereiche Inklu-
sionsamt und Sozialhilfe. Es beinhaltet sowohl die
gesetzliche Leistung gem. § 61 SGB IX Budget fiir
Arbeit der Eingliederungshilfe als auch freiwillige
Leistungen der Ausgleichsabgabe. Das LVR-Budget
fur Arbeit — Aktion Inklusion stellt damit unter ande-
rem die Weiterfihrung der bisherigen Modellprojekte
und Sonderprogramme Ubergang 500 Plus und
aktionb dar. Das LVR-Budget fur Arbeit — Aktion Inklu-
sion besteht aus zwei Teilen:

Teil I: Allgemeine Budgetleistungen

fur Menschen, die aus einer Werkstatt fir behinderte
Menschen (WfbM) wechseln oder als Alternative zu
einer WfbM-Mafinahme nach Schulentlassung (als

Fortsetzung des Modells Ubergang 500 Plus).

In diesem Programmteil werden Personen, die aus
dem Arbeitsbereich einer WfbM oder eines anderen
Leistungsanbieters auf einen Arbeits- oder Ausbil-
dungsplatz auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wech-

seln (mochten), sowie deren Arbeitgeber unterstiitzt.

Gleiches gilt fir Schulabganger*innen mit Bedarf an
sonderpadagogischer Unterstitzung, bei denen eine
wesentliche Behinderung sowie eine Schwerbehinde-
rung vorliegen, als Alternative zu einer unmittelbar
bevorstehenden WfbM-Aufnahme.

Teil Il: Besondere Budgetleistungen
fir Menschen mit einer Schwerbehinderung und
besonderem Unterstltzungsbedarf (als Fortsetzung

des Programms aktionb).

Leistungen nach Teil Il konnen besonders betroffene
Menschen mit Schwerbehinderung oder ihnen gleich-
gestellte Personen zur Eingliederung in den ersten
Arbeitsmarkt erhalten. Dies sind insbesondere:

« Personen mit Schwerbehinderung, die aus einer
WfbM oder von einem anderen Leistungsanbieter
auf den allgemeinen Arbeitsmarkt wechseln
(mdchten),

« Schulabganger*innen mit Schwerbehinderung aus
Forderschulen oder Schulen des gemeinsamen
Lernens,

« arbeitsuchende Menschen mit Schwerbehinderung
mit einer seelischen Beeintrachtigung,

« Personen mit Schwerbehinderung, bei denen eine

Autismus-Diagnose besteht.

Dartber hinaus konnen Ausbildungsverhaltnisse und
Arbeitsplatze mit voller Sozialversicherungspflicht
bezuschusst werden.

Ausfuhrliche Informationen zum LVR-Budget fur
Arbeit — Aktion Inklusion sowie ein ausfuhrliches
Faktenblatt zum Download und Ausdruck finden Sie
im Internet unter

www.budget-fuer-arbeit.lvr.de
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3.6 Eingliederungszuschuss

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit
Wo steht’s? §§ 88 folgende SGB Il

Arbeitgeber konnen Eingliederungszuschisse erhal-
ten, wenn sie Menschen einstellen, deren Vermittlung
wegen in ihrer Person liegender Umstande erschwert
ist. Dies konnen Menschen sein, die einer besonderen
Einarbeitung bedurfen, weil sie Berufsriickkehrer
oder langzeitarbeitslos sind oder weil sie behinde-
rungsbedingte Einschrankungen mitbringen.

Hohe und Dauer der Forderung richten sich nach dem
Umfang der Minderleistung der betreffenden Arbeit-
nehmer*innen und den jeweiligen Eingliederungser-
fordernissen. Der Zuschuss kann bis zu 50 Prozent
des berucksichtigungsfahigen Arbeitsentgelts als
Lohnkostenzuschuss und bis zu einer Dauer von zwolf

Monaten erbracht werden.

Berlcksichtigungsfahig sind die regelmafig gezahlten
Arbeitsentgelte, soweit sie die tariflichen oder ortstib-
lichen Arbeitsentgelte und die Beitragshemessungs-
grenze in der Arbeitsforderung (siehe ,Allgemeiner
Hinweis zu den Zuschissen der Agentur fur Arbeit”
am Ende dieses Kapitels) nicht tbersteigen. Der
pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am Gesamtso-
zialversicherungsbeitrag wird in die Berechnung des

Zuschusses einbezogen.

Flr Arbeitnehmer*innen, die das 50. Lebensjahr
vollendet haben, kann der Zuschuss bis zu einer
Dauer von 36 Monaten geleistet werden, wenn die

Forderung bis zum 31. Dezember 2023 begonnen hat.

3.7 Eingliederungszuschuss fiir Menschen mit (Schwer-)Behinderung

einstellen
Wer gewahrt? Agentur fur Arbeit
Wo steht’'s? § 90 SGB Il

Fiir wen? Arbeitgeber, die Menschen mit (Schwer-)Behinderung im Sinne des § 155 Absatz 1 SGB IX

Zur Eingliederung von Menschen mit (Schwer-)Behin-
derung konnen unter bestimmten weiteren Vorausset-
zungen besondere Zuschisse zu den Lohnkosten

gewahrt werden.

Die Hohe und Dauer der Forderung richten sich nach
dem Umfang der Minderleistung des*der Arbeitneh-
mer*in und den jeweiligen Eingliederungserfordernis-
sen der Person. Liegt eine Behinderung nach dem
SGB IX vor, so konnen bis zu 70 Prozent des
berlcksichtigungsfahigen Arbeitsentgelts fur bis

zu 24 Monate erstattet werden.

Bei anerkannter Schwerbehinderung oder Gleich-
stellung und besonderer Betroffenheit kann die For-
derdauer bis zu 60, bei vollendetem 55. Lebensjahr
bis zu 96 Monate betragen.

Besonders betroffen sind unter anderem Menschen

mit (Schwer-)Behinderung,

« die das 50. Lebensjahr vollendet haben,

» die zur Ausubung ihrer Beschaftigung einer
Hilfskraft bedurfen,

« deren Beschaftigung infolge der Behinderung fir
den Arbeitgeber mit auBergewdhnlichen Belastun-
gen verbunden ist,

« die wegen ihrer Behinderung nur eine wesentlich
verminderte Arbeitsleistung erbringen konnen,

» dieinfolge der Schwere der Behinderung keine
abgeschlossene Berufsausbildung haben oder

« wenn ein GdB von mindestens 50 infolge einer
geistigen oder seelischen Behinderung oder eines

Anfallsleidens vorliegt.




Nach einer Forderdauer von zwolf Monaten (bei
besonders betroffenen Menschen mit (Schwer-)Behin-
derung nach 24 Monaten) wird der Eingliederungszu-
schuss entsprechend der zu erwartenden Zunahme
der Leistungsfahigkeit des*der Arbeitnehmer*in um

3. LEISTUNGEN AN ARBEITGEBER

zehn Prozentpunkte jahrlich vermindert. Zeiten einer
geforderten befristeten Vorbeschaftigung beim Arbeit-

geber sollen angemessen beriicksichtigt werden.

3.8 Zuschuss zu einer befristeten Probebeschaftigung

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewahrt? Agentur fur Arbeit
Wo steht’s? § 46 SGB Il

Arbeitgebern konnen die Lohnkosten in der ersten
Zeit einer neuen, sozialversicherungspflichtigen
Beschaftigung bis zu einer Dauer von drei Monaten
erstattet werden, wenn dadurch die Moglichkeit einer
Teilhabe am Arbeitsleben flir Menschen mit (Schwer-)
Behinderung oder ihnen gleichgestellte Menschen
verbessert wird oder ihre vollstandige und dauerhafte
berufliche Eingliederung ins Arbeitsleben erreicht

werden kann. Die Kosten eines Probearbeitsverhalt-

nisses umfassen alle Ublicherweise mit einem
Arbeitsverhaltnis zusammenhangenden Kosten wie
zum Beispiel Lohn-/Gehaltskosten ein-schlief3lich der

Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung.

Die Forderung des Arbeitsverhaltnisses durch die
Agentur fur Arbeit berthrt das Arbeitsrecht nicht,
dessen Vorschriften gelten unverandert.

3.9 Anrechnung auf Pflichtarbeitsplatze/Mehrfachanrechnung

Fiir wen? Arbeitgeber
Wer gewahrt? Agentur fir Arbeit
Wo steht’s? §§ 158 und 159 SGB IX

Arbeitgeber, die der Beschaftigungspflicht unterliegen,

also im Jahresdurchschnitt mindestens 20 Arbeits-

platze haben, konnen Uber die sonst Ubliche Anrech-

nung von Menschen mit Schwerbehinderung und
ihnen gleichgestellten Menschen auf Pflichtarbeits-
platze folgende zusatzliche Anrechnungen in

Anspruch nehmen:

* Anrechnung eines Beschaftigten mit Schwerbehin-
derung auf einen Pflichtarbeitsplatz bei Verkur-
zung der Arbeitszeit auf weniger als 18 Wochen-
stunden, wenn dies wegen der Art und Schwere
der Behinderung notwendig ist,

* Anrechnung eines Menschen mit Schwerbehinde-
rung auf zwei, aber hochstens drei Pflichtarbeits-

platze fur die Zeit der Ausbildung,

* Anrechnung eines Menschen mit Schwerbehinde-
rung auf zwei, aber hochstens drei Pflichtarbeits-
platze im Anschluss an eine Berufsausbildung fur
die Dauer von bis zu einem Jahr,

» Mehrfachanrechnung eines Menschen mit Schwer-
behinderung auf bis zu drei Pflichtarbeitsplatze,
wenn seine Teilhabe am Arbeitsleben oder die
Vermittlung in eine berufliche Ausbildungsstelle
auf besondere Schwierigkeiten stoft,

* Anrechnung eines Menschen mit Schwerbehinde-
rung, der sich in einer MaBnahme zum Ubergang
von der Werkstatt fur behinderte Menschen auf
den allgemeinen Arbeitsmarkt befindet,

* Anrechnung des Arbeitgebers auf einen Pflicht-
arbeitsplatz, wenn dieser selber schwerbehindert
ist,

45



LVR-INKLUSIONSAMT

46

* Anrechnung von Bergmannversorgungsschein-
Inhaber*innen auf einen Pflichtarbeitsplatz, auch
wenn diese nicht schwerbehindert oder gleichge-

stellt sind.

Allgemeiner Hinweis zu den Zuschiissen der
Agentur fiir Arbeit:

Fur alle Leistungen der Agentur fur Arbeit gilt: Sie
sind grundsatzlich vor Abschluss des Arbeitsvertra-
ges und der tatsachlichen Aufnahme der Arbeit durch
den*die Mitarbeiter*in bei der zustandigen Agentur fur
Arbeit zu beantragen. Bezugsgrof3en fur die Ermitt-

lung der oben genannten Zuschisse sind

3.10 Inklusionsbetriebe

1. die vom Arbeitgeber regelmafig gezahlten Arbeits-
entgelte, soweit sie die tariflichen Arbeitsentgelte
oder, wenn eine tarifliche Regelung nicht besteht, die
fur vergleichbare Tatigkeiten ortsublichen Arbeitsent-
gelte nicht Ubersteigen und soweit sie nicht Uber der
Beitragsbemessungsgrenze in der Arbeitsforderung

liegen,

2. der pauschalierte Anteil des Arbeitgebers am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag (20 Prozent des
Arbeitsentgelts nach Nummer 1). Arbeitsentgelt, das
einmal gezahlt wird, kann nicht bertcksichtigt werden

(zum Beispiel Urlaubs- und Weihnachtsgeld).

Forderungsausschluss und Rickzahlung sind in
§ 92 SGB Ill geregelt.

Wer gewahrt? LVR-Inklusionsamt
Wo steht’'s? §§ 215 bis 217 SGB IX

E-Mail: inklusionsbetriebe@lvr.de

Fiir wen? Arbeitgeber und Arbeitnehmer*innen von/in Inklusionsbetrieben

Weitere Infos: LVR-Inklusionsamt, Herr Klaus-Peter Rohde, Telefon: 0221 809-4366,

Die Forderung von Inklusionsbetrieben ist ein beson-

deres Forderinstrument des LVR-Inklusionsamtes zur
Schaffung von dauerhaften sozialversicherungspflich-
tigen Arbeitsplatzen fir Menschen mit Behinderung in

Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes.

Wahrend jeder beschaftigungspflichtige Arbeitgeber
funf Prozent seiner Arbeitsplatze mit Menschen mit
einer Schwerbehinderung besetzen muss, beschafti-
gen Inklusionsbetriebe auf mindestens 30 bis 50
Prozent der Arbeitsplatze Menschen, die aufgrund von
Art und Schwere der Behinderung sowie weiterer
vermittlungshemmender Umstande auf dem allge-

meinen Arbeitsmarkt besonders benachteiligt sind.

Dies sind insbesondere:

» Menschen mit einer geistigen oder psychischen
Behinderung oder mit einer schweren Korper-,
Sinnes- oder Mehrfachbehinderung,

« Menschen mit Schwerbehinderung, die langzeit-
arbeitslos im Sinne des § 18 des SGB Ill sind,

* Menschen mit Behinderung, die aus einer Werk-
statt fir behinderte Menschen wechseln,

* Abganger*innen aus Forderschulen oder dem
Gemeinsamen Lernen.

Aufgabe von Inklusionsbetrieben ist es auch, psy-
chisch kranken Menschen im Sinne des § 215 Absatz
4 SGB IX Beschaftigung und arbeitsbegleitende
Betreuung anzubieten.

Die finanziellen Fordermaoglichkeiten umfassen ein-
malige Zuschusse zu Investitionen, die fur Aufbau,
Ausstattung, Erweiterung und Modernisierung eines
Inklusionsbetriebes notwendig sind. Als laufende
Zuschusse erhalten Inklusionsbetriebe in pauschalier-
ter Form Nachteilsausgleiche fir die Minderleistung
der Beschaftigten mit Behinderung sowie fir beson-
dere Aufwendungen, die beispielsweise fur die
arbeitsbegleitende Betreuung der Beschaftigten mit
Behinderung oder die Schaffung behinderungsge-
rechter Betriebsstrukturen anfallen. Zusatzlich
konnen Antragstellende und bestehende Inklusions-
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betriebe in der Griindungsphase sowie im laufenden
Geschaftsbetrieb eine betriebswirtschaftliche Bera-

tung in Anspruch nehmen.

Grundsatzlich unterliegt die Forderung von Inklusi-
onsbetrieben durch das LVR-Inklusionsamt dem
Nachranggrundsatz, Zuschisse anderer Kostentrager
wie beispielsweise der Agentur fur Arbeit sind vorran-

gig zu beantragen.

Inklusionsbetriebe konnen drei unterschiedliche
Organisationsformen haben:

* Inklusionsunternehmen

» Inklusionsbetriebe

* Inklusionsabteilungen

Bei Inklusionsunternehmen handelt es sich um auf
Dauer angelegte, rechtlich und wirtschaftlich selbst-

standige Organisationen mit erwerbswirtschaftlicher
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Zielsetzung, beispielsweise Einzelkaufleute sowie
Personen- oder Kapitalgesellschaften.

Inklusionsbetriebe und -abteilungen sind rechtlich
unselbststandige Organisationsformen innerhalb
eines Wirtschaftsunternehmens, die die gleiche Ziel-
richtung wie Inklusionsunternehmen verfolgen. Unter-
nehmen oder offentliche Arbeitgeber, bei denen ein
Inklusionsbetrieb oder eine Inklusionsabteilung aner-
kannt werden soll, sollten als Gesamtunternehmen
die gesetzliche Pflichtquote von funf Prozent erfullen.
Werkstatten fur behinderte Menschen, Wohlfahrtsver-
bande oder vergleichbare Organisationen konnen
innerhalb ihrer Organisationsstruktur keine Inklu-

sionsbetriebe oder -abteilungen grinden.

Weitere Informationen im Internet:

www.inklusionsbetriebe.lvr.de
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4.1 Kiindigungsschutz

Entscheidung durch? LVR-Inklusionsamt
Wo steht’'s? §§ 168 bis 175 SGB IX

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung oder ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderung

Die Kiindigung eines Menschen mit Schwerbehinde-
rung oder eines ihm gleichgestellten Menschen mit
Behinderung durch den Arbeitgeber bedarf der vorhe-
rigen Zustimmung des LVR-Inklusionsamtes. Von
dieser Regelung ausgenommen sind unter anderem
die Falle, in denen das Beschaftigungsverhaltnis

* zum Zeitpunkt der Kiindigung noch keine sechs
Monate lang ununterbrochen bestanden hat
(zum Beispiel Probezeitkiindigung),

» durch den*die Arbeitnehmer*in beendet wird,

« durch einen einvernehmlichen Aufhebungsvertrag
zwischen Arbeitnehmer*in und Arbeitgeber
beendet wird,

» durch Zeitablauf oder eintretende Bedingung endet
(Zeitvertrag) oder

* aus Witterungsgriinden beendet wird, aber mit der
Kindigung direkt eine Wiedereinstellungszusage

gegeben wird.

Die Zustimmung zur Kindigung ist vom Arbeitgeber
gemaf § 170 Absatz 1 SGB IX schriftlich oder elektro-
nisch bei dem fur den Sitz des Betriebes beziehungs-
weise der Dienststelle zustandigen Integrationsamt zu
beantragen. In NRW nehmen die Inklusionsamter die
Aufgaben der Integrationsamter nach dem SGB IX
wahr. Ist das LVR-Inklusionsamt ortlich zustandig,
hort es vor einer Entscheidung den*die Mitarbeiter*in
mit Schwerbehinderung an und holt die Stellungnah-
men des Betriebs- oder Personalrates und der
Schwerbehindertenvertretung ein. Falls erforderlich,
kommt es vor einer endgultigen Entscheidung zu
einer mundlichen Kiindigungsschutzverhandlung, zu
der alle Beteiligten eingeladen werden. Das Ziel der
Verhandlung ist es, den Sachverhalt aufzuklaren, alle
notwendigen Stellungnahmen einzuholen und — wenn
dies moglich ist — im Gesprach miteinander eine
gutliche Einigung zu erreichen, zum Beispiel die
Ricknahme des Kindigungsantrages. Das LVR-Inklu-
sionsamt kann im Verfahren auch den Technischen
Beratungsdienst, einen Arbeits- oder Fachmediziner
oder einen Integrationsfachdienst hinzuziehen, um
den Sachverhalt eindeutig zu klaren oder eine
Zukunftsprognose stellen zu konnen.

In Fallen der ordentlichen Kiindigung wird das
gesamte Verfahren einschlief3lich der gegebenenfalls
durchzufihrenden Kindigungsschutzverhandlung
durch die Fachstellen fur behinderte Menschen bei
den Kreisen, den grof3en kreisangehaorigen und kreis-
freien Stadten durchgefiihrt. Diese Ubersenden das
Ergebnis der Ermittlungen an das LVR-Inklusionsamt.
Dieses trifft die abschlieBende Entscheidung.

In den Fallen, in denen keine gutliche Einigung erfolgt,
hat das LVR-Inklusionsamt seine Entscheidung in der
Regel nach pflichtgemaBem Ermessen zu treffen.
Dabei mussen die Interessen der betroffenen Person
mit Schwerbehinderung am Fortbestand des Beschaf-
tigungsverhaltnisses mit den Interessen des Arbeitge-
bers an einer wirtschaftlichen Ausnutzung des

Arbeitsplatzes gegeneinander abwagen.

Ordentliche Kiindigung

Das LVR-Inklusionsamt soll gemafR §171 Absatz 1

SGB IX innerhalb eines Monats nach Eingang des
Antrages eine Entscheidung treffen. Bei der Regelung
handelt es sich um eine Soll-Bestimmung, das heift,
die Frist kann Uberschritten werden, ohne dass dar-
aus unmittelbare Rechtsfolgen entstehen. Erteilt das
LVR-Inklusionsamt die Zustimmung, so kann der
Arbeitgeber die Kiindigung nur innerhalb eines
Monats nach formlicher Zustellung der Entscheidung
aussprechen. Lasst der Arbeitgeber diese Frist ver-
streichen, so ist die Kindigung nicht mehr zulassig, da
sie nicht mehr durch die Zustimmung gedeckt ist. Eine

Verlangerung dieser Monatsfrist ist ausgeschlossen.

AuBerordentliche Kiindigung

Voraussetzung fir eine auBBerordentliche Kiindigung
ist das Vorliegen eines wichtigen Grundes, der zu
einer auBerordentlichen, das heif3t ohne Frist wirken-
den sofortigen Kiindigung berechtigt (zum Beispiel
Diebstahl von Gegenstanden des Arbeitgebers). Der
Arbeitgeber muss innerhalb eines Zeitraumes von
zwei Wochen nach Kenntnis der fiir die Kiindigung
maBgebenden Tatsachen die Zustimmung zur Kiindi-
gung beim LVR-Inklusionsamt beantragen. Dieses



trifft die Entscheidung innerhalb von weiteren zwei
Wochen nach Antragseingang. Trifft das LVR-Inklu-
sionsamt in dieser Zeit keine Entscheidung, so tritt die
sogenannte Fiktion ein, das heif3t, nach Ablauf der
zwei Wochen gilt die Zustimmung gemafR3 § 174
Absatz 3 SGB IX als erteilt und der Arbeitgeber kann
kiindigen. Im Gegensatz zur ordentlichen Kiindigung
ist bei der auBerordentlichen Kiindigung das Ermes-
sen des LVR-Inklusionsamtes durch das Gesetz sehr
stark eingeschrankt worden. Gemaf3 §174

Abs.4 SGB IX soll die Zustimmung erteilt werden,
wenn der Kiindigungsgrund nicht in Zusammenhang
mit der anerkannten Behinderung des betroffenen
Menschen steht. Hiervon darf nur dann abgewichen
werden, wenn offenkundig — ohne jede Beweiserhe-
bung fur jeden Unkundigen erkennbar — kein wichti-
ger Grund fur eine auBBerordentliche Kiindigung vor-
liegt. Besteht ein Zusammenhang zwischen
Kindigungsgrund und der anerkannten Behinderung,
trifft das LVR-Integrationsamt wie bei der ordentli-
chen Kiindigung seine Entscheidung nach pflichtge-
maBem Ermessen. Auch dann gilt jedoch die Frist von
zwei Wochen, innerhalb derer die Entscheidung zu

treffen ist.

Ist die ordentliche Kiindigung zum Beispiel durch
einen Tarifvertrag ausgeschlossen, kann unter
bestimmten Bedingungen eine auB3erordentliche
Kindigung ausgesprochen werden, die mit einer
sozialen Auslauffrist verbunden wird. Diese soziale
Auslauffrist entspricht der Frist, die bei einer ordent-
lichen Kiindigung gelten wirde. Das gesamte Verfah-
ren entspricht dem Verfahren der auBBerordentlichen

Kundigung.

Die auBerordentliche Klindigung — auch die auf3er-
ordentliche Kindigung mit sozialer Auslauffrist — ist
unverziglich nach Bekanntgabe der Zustimmung

auszusprechen.

Anderungskiindigung

Wenn wesentliche Inhalte des Arbeitsvertrages (zum
Beispiel der Arbeitsort, die Arbeitszeit oder die Hohe
der Vergitung) geandert werden sollen, kann der
Arbeitgeber die Zustimmung zu einer Anderungskiindi-
gung beantragen. Bei einer Anderungskiindigung wird
das Arbeitsverhaltnis in seiner jetzigen Form beendet
und das Angebot zum Abschluss eines neuen Arbeits-

vertrages ausgesprochen. Die Anderungskiindigung

geht der Beendigungskiindigung als milderes Mittel vor.
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Das Ermessen des LVR-Inklusionsamtes ist insofern
eingeschrankt, als es zustimmen soll, wenn die neuen

Arbeitsbedingungen angemessen und zumutbar sind.

Griinde fiir eine Kiindigung

Kindigungsgriinde konnen personen-, verhaltens-
und betriebsbedingt sein. Personenbedingte Kindi-
gungen beruhen meist auf krankheitsbedingten
Fehlzeiten oder behinderungsbedingten Leistungs-
einschrankungen. Bei solchen personenbedingten
Kiundigungsverfahren kann das LVR-Inklusionsamt
oftmals eine gitliche Einigung (Erhalt des Arbeitsver-
haltnisses) erreichen, wenn sich durch eine behinde-
rungsgerechte Gestaltung des bisherigen oder die
Umsetzung auf einen anderen behinderungsgerech-

ten Arbeitsplatz die Fehlzeiten reduzieren lassen.

Der Arbeitgeber ist in den Fallen von personenbeding-
ten Grinden in besonderem MaBe dazu angehalten,
jede geeignete und zumutbare MaBnahme zu ergrei-
fen, um eine mogliche Kindigung zu vermeiden.
Hierzu gehoren Veranderungen am Arbeitsplatz, die
Versetzung, Veranderungen bei der Arbeitsorganisa-
tion und der Arbeitszeit (vergleiche § 164 Absatz 4
SGB IX). Bei der Bewertung, ob einer Kiindigung aus
personenbedingten Grinden zugestimmt werden
kann oder nicht, ist auch darauf abzustellen, ob es
eine negative Zukunftsprognose gibt und ein unmittel-
barer oder mittelbarer Zusammenhang zur Behinde-
rung besteht. Dann ist die Flirsorgepflicht des Arbeit-
gebers in verstarktem MafBe gefordert.

Der Gesetzgeber gibt dem Arbeitgeber mit § 167
Absatz 2 SGB IX vor, nach einer mindestens sechs-
wochigen Arbeitsunfahigkeit ein betriebliches Einglie-

derungsmanagement (BEM) anzubieten.

Bei Antragen auf Zustimmung zur Kiindigung auf-
grund uUberdurchschnittlich hoher Fehlzeiten prift das
LVR-Inklusionsamt, ob der Arbeitgeber der Verpflich-
tung, ein BEM anzubieten, nachgekommen ist. Im
Zweifel muss das BEM wahrend des Kindigungs-
schutzverfahrens nachgeholt werden. Das Kindi-
gungsverfahren ruht in der Zeit.

Bei Kiindigungen, die ihre Griinde im Verhalten
des*der Mitarbeiter*in mit Schwerbehinderung haben,
verliert der besondere Kindigungsschutz nach dem
SGB IX an Schutzwirkung. Hier ist davon auszugehen,
dass der*die Mitarbeiter*in sich sein Fehlverhalten
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genauso anrechnen lassen muss, wie Kolleg*innen
ohne Behinderung. Verhaltensbedingte Kindigungs-
grinde liegen regelmafig dann vor, wenn der*die
Mitarbeiter*in gegen im Arbeitsvertrag festgehaltene
Pflichten verstoft, beispielsweise unentschuldigtes
Fehlen, Storung des Betriebsfriedens wie Beleidigun-
gen von Vorgesetzten und Kolleg*innen oder Verlet-
zung von Nebenpflichten wie verspatetes Beibringen
von Krankmeldungen und vieles mehr. Allerdings ist
der Arbeitgeber auch hier gehalten, vor Ausspruch
der Kindigung alle ihm zumutbaren MaBnahmen
getroffen zu haben. Die Schutzwirkung ist nicht einge-
schrankt, wenn ein Zusammenhang zwischen dem
Kindigungsgrund und der anerkannten Behinderung
besteht.

Auch bei betriebsbedingten Kiindigungen zum Bei-
spiel aufgrund von Rationalisierung, Auftragsrick-
gang oder Fremdvergabe von Auftragen ist die vorhe-
rige Zustimmung des Inklusionsamtes erforderlich.
Allerdings besteht wenig Handlungsspielraum, da
kein Zusammenhang zur Behinderung besteht. Bei
der Betriebseinschrankung oder -stilllegung ist die
Entscheidung vom Gesetz her aber so eingeschrankt,
dass im Regelfall der Kindigung zugestimmt werden

muss.

In den Fallen von Insolvenzen und Betriebsstilllegun-
gen, bei denen die gesetzlichen Voraussetzungen des
§ 172 Absatz 1 oder 3 SGB IX vorliegen, tritt zum
eingeschrankten Ermessen auch noch die Zustim-
mungsfiktion (§ 171 Absatz 5 SGB IX).

Das heifdt, dass die Zustimmung gemafR § 171 Absatz
5 SGB IX als erteilt gilt, wenn das LVR-Inklusionsamt
innerhalb eines Monats nach Zugang des Kindi-
gungsantrages durch den Arbeitgeber keine Ent-
scheidung trifft. In allen Fallen der betriebsbedingten
Kindigung muss geprtft werden, ob beim gleichen

Arbeitgeber ein anderer Arbeitsplatz frei ist.

Grundsatzlich gilt der besondere Kiindigungsschutz
gemal §§ 168 ff SGB IX fur alle Menschen, die entwe-
der anerkannt schwerbehindert sind — also einen
Grad der Behinderung von 50 oder mehr haben — oder
von der Agentur fur Arbeit einem Menschen mit

Schwerbehinderung gleichgestellt worden sind.

Haben Arbeitnehmer*innen einen Antrag auf

Anerkennung einer Schwerbehinderung gestellt,

gilt der besondere Kiindigungsschutz nicht, wenn

» die Kindigung innerhalb von drei Wochen nach
Eingang des Antrags bei der fir das Antragsver-
fahren zustandigen Stelle zugegangen ist oder

» der Antrag rechtskraftig abgelehnt worden ist.

Entsprechendes gilt bei einem Antrag auf Gleich-
stellung bei der Agentur fur Arbeit oder bei einem
Anderungsantrag bei der Versorgungsverwaltung

(zum Beispiel Antrag auf einen héheren GdB).

Nach Ablauf der Drei-Wochen-Frist gilt der
.wvorsorgliche” Kiindigungsschutz.

Die Frist von drei Wochen verlangert sich, wenn die
fur das Antragsverfahren zustandige Stelle wegen
fehlender Mitwirkung noch nicht entscheiden konnte.

Liegt noch keine rechtskraftige Entscheidung im
Antragsverfahren vor, kann der Arbeitgeber vorsorg-
lich einen Antrag auf Zustimmung zur Kindigung
stellen. Bei der Prufung wird auf Basis der in dem
Antrag genannten Erkrankungen eine Schwerbehin-

derung beziehungsweise Gleichstellung unterstellt.
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4.2 Gleichstellung

Fiir wen? Menschen mit Behinderung mit GdB 30 oder 40
Wo beantragen? Agentur flr Arbeit
Wo steht’s? § 2 Absatz 3 in Verbindung mit § 151 Absatze 2 und 3 SGB IX

Personen mit einem GdB von 30 oder 40 konnen auf Anhaltspunkte fur die behinderungsbedingte Gefahr-
Antrag von der Agentur fur Arbeit schwerbehinderten dung eines Arbeitsplatzes konnen unter anderem
Menschen gleichgestellt werden, wenn sie infolge sein:
ihrer Behinderung ohne die Gleichstellung einen » wiederholte/haufige behinderungsbedingte
geeigneten Arbeitsplatz gemafR § 156 SGB IX nicht Fehlzeiten,
erlangen oder behalten konnen. Mit einer Gleichstel- * behinderungsbedingte verminderte Arbeitsleistung
lung erlangt man grundsatzlich den gleichen ,Status” auch bei behinderungsgerecht ausgestattetem
wie Menschen mit Schwerbehinderung, das heift, Arbeitsplatz,
» Arbeitgeber konnen finanzielle Leistungen zur » dauernde verminderte Belastbarkeit,
Einstellung und Beschaftigung erhalten, * Abmahnungen oder Abfindungsangebote im
» gleichgestellte Menschen werden bei der Ermitt- Zusammenhang mit behinderungsbedingt vermin-
lung der Ausgleichsabgabe auf einen Pflichtar- derter Leistungsfahigkeit,
beitsplatz angerechnet, » auf Dauer notwendige Hilfeleistungen anderer
» es konnen Hilfen zur Arbeitsplatzausstattung in Mitarbeiter*innen,
Anspruch genommen werden, « eingeschrankte berufliche und/oder regionale
» der Technische Beratungsdienst und der Integra- Mobilitat aufgrund der Behinderung.

tionsfachdienst stehen zur Beratung beziehungs-
weise Unterstutzung zur Verfugung, Eine Person mit Behinderung kann auch zur Erlan-
* esgilt der besondere Kiindigungsschutz nach dem gung eines Arbeitsverhaltnisses gleichgestellt wer-

SGB IX, den. Ein konkretes Arbeitsangebot muss dafur nicht
» gleichgestellte Menschen mit Behinderung haben vorliegen. Jedoch mussen die Vermittlungshemm-

bei den Wahlen zur Schwerbehindertenvertretung nisse in der Hauptsache in der Behinderung begrun-

ein passives und aktives Wahlrecht. det sein und nicht in anderen fehlenden Fahigkeiten

der Person, wie zum Beispiel fehlende abgeschlos-
Gleichgestellte Menschen konnen die folgenden sene Ausbildung, keine EDV- oder Fremdsprachen-
Nachteilsausgleiche nicht in Anspruch nehmen: kenntnisse.

+ Zusatzurlaub (Hinweis: GemaB einiger Tarif-

vertrage wird ein Zusatzurlaub von drei Tagen Ein Antrag auf Gleichstellung kann formlos (mindlich,
gewahrt), telefonisch oder schriftlich) durch den Menschen mit
» unentgeltliche Beforderung, Behinderung oder dessen Bevollmachtigten bei der
» vorgezogene Altersrente. Agentur fur Arbeit am Wohnort gestellt werden. Gibt

die Agentur flr Arbeit dem Antrag statt, so ist die

Eine Gleichstellung kann nur gewahrt werden, wenn Gleichstellung rlickwirkend wirksam ab dem Tag der
das Arbeitsverhaltnis aus behinderungsbedingten Antragstellung.

Grinden gefahrdet ist. Das heif3t, drohende Arbeitslo-

sigkeit allein rechtfertigt ebenso wenig eine Gleich- Nach einem Urteil des Bundesarbeitsgerichts (2 AZR
stellung wie allgemeine betriebliche Veranderungen 217/06 vom 1. Mérz 2007) sind bei der Antragstellung
(zum Beispiel Produktionsanderungen, Teilstilllegun- auf Gleichstellung die Regelungen des § 173 Absatz 3
gen, Betriebseinstellungen, Auftragsmangel, Rationa- SGB IX analog anzuwenden. Das heif3t, dass der
lisierungsmafnahmen), fortgeschrittenes Alter, man- besondere Kiindigungsschutz erst nach Ablauf der

gelnde Qualifikation oder eine allgemein ungunstige/ Fristen des § 152 Absatz 1 Satz SGB IX gilt. Dabei geht
schwierige Arbeitsmarktsituation. das Bundesarbeitsgericht bei einem Antrag auf
Gleichstellung grundsatzlich davon aus, dass wegen
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der bereits vorliegenden Anerkennung eines GdB von
30 beziehungsweise 40 kein Gutachten mehr erfor-
derlich ist und deshalb die Frist des § 14 Absatz 2
Satz 2 SGB IX gilt. Damit besteht kein Kiindigungs-
schutz fur den Antragsteller auf Gleichstellung inner-
halb der ersten drei Wochen nach Antragstellung,
auch wenn spater riickwirkend die Gleichstellung
anerkannt wird.

Bei Beamt*innen missen fir eine Gleichstellung
aufgrund der Rechtsstellung besondere Griinde vor-
liegen. Da das Dienstverhaltnis grundsatzlich nicht
kindbar ist, ist der Schutzzweck einer Gleichstellung
hier anders gelagert. Im Vordergrund stehen die
Rahmenbedingungen des Dienstverhaltnisses bei der
Erfillung der Flrsorgepflicht, die Zahlung der Besol-
dung, die Verlagerung des Dienstortes, der Anspruch
auf eine angemessene Beschaftigung und die Vermei-
dung einer frihen Zur-Ruhesetzung aus gesundheit-
lichen Griinden. (BSG, Urteil vom 1. Mdrz 2011,

B7 AL 6/10 R).

4.3 Zusatzurlaub

Grundsatzlich kommt dem Dienstherrn eine beson-
dere Fursorgeverpflichtung zu, nach der er die Ableh-
nung einer behinderungsgerechten Gestaltung des
Arbeitsplatzes nicht mit fehlenden Haushaltsmitteln
begrinden kann. Der Dienstherr hat dafir Sorge zu
tragen, dass die*der Beamt*in nicht gezwungen wird,
auf Kosten seiner oder ihrer Gesundheit zu arbeiten.
Eine angespannte finanzielle Lage entlasst den
Arbeitgeber nicht aus seiner Verpflichtung. Es be-
statigt nur eine arbeitsplatzbedingte Gesundheits-
gefahrdung.

Hinweis:

Durch den neuen § 151 Absatz 4 SGB IX sind in
bestimmten Fallen Jugendliche und junge Erwach-
sene mit Behinderung mit einem GdB unter 30 oder
sogar ohne Feststellung einer Behinderung durch die
zustandigen Stellen Menschen mit Schwerbehinde-

rung gleichgestellt.

Fiir wen? Beschaftigte mit Schwerbehinderung
Wer gewdhrt? Arbeitgeber
Wo steht’s? § 208 SGB IX

Nur Menschen mit Schwerbehinderung haben einen
gesetzlichen Anspruch auf Zusatzurlaub. Als solche
gelten Menschen, deren korperliche, geistige oder

seelische Behinderung einen Grad der Behinderung

von mindestens 50 betragt.

Der Zusatzurlaub betragt in der Regel finf zusatzliche
Urlaubstage im Jahr bei einer Flinf-Tage-Woche, soweit
nicht tarifliche, betriebliche oder sonstige Urlaubsrege-
lungen einen langeren Zusatzurlaub fur Menschen mit
Schwerbehinderung vorsehen. Umfasst diese flr den
Menschen mit Schwerbehinderung beispielsweise vier
Arbeitstage, stehen ihm auch lediglich vier Tage Zusatz-
urlaub zu. Der Anspruch auf Zusatzurlaub betragt
dagegen sechs Tage, wenn die wochentliche Arbeitszeit
der betroffenen Person auf sechs Tage verteilt ist. Ist die
Arbeitszeit etwa in einem rollierenden Arbeitszeitsys-
tem nicht gleichmaBig auf die Kalenderwochen verteilt,
gilt fir den Zusatzurlaub folgende Berechnung:

Die fur den schwerbehinderten Menschen individuell
geltende Anzahl an Arbeitstagen im Jahr (ohne Abzug
von Urlaub, Krankheitszeiten und so weiter) muss
zum .gesetzlichen Regelfall” von 260 Arbeitstagen im
Urlaubsjahr ins Verhaltnis gesetzt werden. Bezeichnet
man die individuelle Anzahl an Arbeitstagen mit , A",
so lautet die Formel: A: 260 x 5 = Zusatzurlaub (BAG,
Urteil vom 22. Oktober 1991 - 9 AZR 373/90 und 9
AZR 38/91 -). Bei flexibler Arbeitszeitgestaltung (zum
Beispiel im Rahmen von Altersteilzeit) muss der in
Arbeitstagen bemessene Urlaubsanspruch entspre-
chend der tatsachlich geleisteten Arbeitstage umge-
rechnet werden. Auf das Kalenderjahr bezogen ist der
Urlaubsanspruch durch die Anzahl der auf das Kalen-
derjahr entfallenden Arbeitstage zu dividieren und mit
der Anzahl der in diesem Zeitraum tatsachlich geleis-
teten Arbeitstage zu multiplizieren (BAG, Urteil vom
14. Januar 1992).



Der Zusatzurlaub richtet sich nach denselben gesetz-
lichen (Bundesurlaubsgesetz) und tarifvertraglichen
Bestimmungen wie der Grundurlaub (standige Recht-
sprechung des BAG, vergleiche zuletzt Urteil vom

7. August 2012 - 9 AZR 353/10). Das Anrecht auf den
Zusatzurlaub entsteht ohne Riicksicht auf die Kennt-
nis des Arbeitgebers von der Schwerbehinderung.
Ein Anspruch auf Zusatzurlaub entsteht in dem

Augenblick, in dem die Schwerbehinderteneigenschaft

festgestellt ist. Grundsatzlich gilt, dass, wenn die

Schwerbehinderteneigenschaft im laufenden Urlaubs-

jahr anerkannt wird, fir jeden vollen Monat des Jah-

res, in dem sie gilt, ein anteiliger Urlaubsanspruch

von 1/12 besteht. Eine Rundungsvorschrift besteht fur

Anspriiche, die mindestens einen halben Arbeitstag
betragen; in diesen Fallen besteht Anspruch auf einen
vollen Tag Zusatzurlaub. Da flr unterhalb eines hal-
ben Arbeitstages liegende Bruchteile keine Regelung
besteht, kann auf die zum Bundesurlaubsgesetz
getroffene Entscheidung des BAG vom 26. Januar
1989 (8 AZR 730/87, BAGE 61, 52) verwiesen werden.
Danach werden nicht aufgerundete Anteile entspre-
chend ihrem Umfang in Arbeitsbefreiung gewahrt.

Eine anteilige Gewahrung der Bruchteile kann durch
Tarifvertrage, Betriebs-/Dienstvereinbarungen gere-
gelt sein. Der somit errechnete Zusatzurlaubsan-

spruch wird dann mit dem Jahresurlaubsanspruch

4. NACHTEILSAUSGLEICHE IM ARBEITS- UND BERUFSLEBEN

einem Arbeitgeber beschaftigt, errechnet sich der
anteilige Urlaub nach den Regelungen des Bundes-
urlaubsgesetzes, das heif}t, scheidet ein*eine Mit-
arbeiter*in wahrend der ersten Jahreshalfte aus dem
Arbeitsleben aus, so wird der Zusatzurlaub wie der
Jahresurlaub gezwolftelt, wahrend bei einem Aus-
scheiden in der zweiten Jahreshalfte der volle
Urlaubsanspruch besteht.

Wird die Schwerbehinderteneigenschaft riickwirkend
festgestellt, entsteht auch ein riickwirkender
Anspruch auf Zusatzurlaub. Hat sich das Verfahren
auf Feststellung der Schwerbehinderteneigenschaft
allerdings mehrere Jahre hingezogen, kann nur noch
der flir das abgelaufene letzte Kalenderjahr rickwir-
kend entstandener Zusatzurlaub beansprucht werden.
AuBlerdem muss dieser Urlaub dann im laufenden
Kalenderjahr bis zum Ende des Ubertragungszeit-
raums genommen werden (vergleiche auch § 7
Absatz 3 BUrlG). Die Lange des Ubertragungszeit-
raums ergibt sich regelmafig aus den Tarifvertragen,
ansonsten aus § 7 Absatz 3 Satz 3 BUrIG (erste drei
Monate des folgenden Kalenderjahres).

Auch fiir die Ubertragung eines riickwirkend zuste-
henden Zusatzurlaubs aus dem Vorjahr im Zusam-
menhang mit einem Verfahren auf Feststellung der

Schwerbehinderteneigenschaft gilt: Die Ubertragung

addiert und man erhalt einen Gesamturlaubsan- eines moglicherweise zustehenden Zusatzurlaubs

spruch fur das laufende Jahr. Dabei ist zu beachten, muss beim Arbeitgeber ausdricklich geltend gemacht
dass der einmal anteilig berechnete Zusatzurlaub werden.
nicht erneut gekurzt werden kann, auch wenn das

Beschaftigungsverhaltnis nicht das ganze Jahr Uber

besteht.

Urlaubsanspriche entstehen nach der Rechtspre-
chung des EuGH und des BAG auch dann, wenn
der*die Arbeitnehmer*in arbeitsunfahig erkrankt ist;
Der Anspruch auf Zusatzurlaub ist seitens der Arbeit- dies gilt selbst dann, wenn die Arbeitsunfahigkeit
das gesamte Urlaubsjahr andauert (vergleiche EuGH
vom 20. Januar 2009 - C - 350/06; BAG, Urteil vom
23.Marz 2010 - 9 AZR 128/09). Das Gleiche gilt fiir

Arbeitsverhaltnisse, die wegen des Bezugs einer

nehmer*in beim Arbeitgeber unter Vorlage des
Schwerbehindertenausweises geltend zu machen.
Der*die Mitarbeiter*in muss sich auf seine Schwerbe-
hinderteneigenschaft berufen und vom Arbeitgeber
den Zusatzurlaub einfordern. Sicherheitshalber sollte befristeten Erwerbsminderungsrente ruhen (ver-
dabei die Schriftform eingehalten werden. gleiche BAG vom 7. August 2012 - 9 AZR 353/10).
Die Ubertragbarkeit des Zusatzurlaubes richtet sich Der Urlaubsanspruch geht jedoch bei fortbestehender
nach den dem Beschaftigungsverhaltnis zugrunde Arbeitsunfahigkeit nach Ablauf eines Ubertragungs-
liegenden Regelungen fiir den Jahresurlaub. Somit zeitraumes von 15 Monaten nach dem Ende des
kann der Zusatzurlaub lediglich fir den Zeitraum Urlaubsjahres unter (so die neue standige Rechtspre-
Ubertragen werden, der nach innerbetrieblichen chung des BAG). Diese Grundsatze gelten in gleicher
Regelungen auch flr den Jahresurlaub vorgesehen Weise fur den Zusatzurlaub schwerbehinderter

ist. Ist ein*eine Mitarbeiter®in nicht im ganzen Jahr bei Menschen.
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4.4 Mehrarbeit

Wer gewdhrt? Arbeitgeber

Fiir wen? Beschaftigte mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Beschaftigte

Wo steht’'s? § 207 SGB IX; ArbZG, insbesondere § 3 Absatz 1 Arbeitszeitgesetz (ArbZG)

Der Begriff der ,Mehrarbeit” ist im Arbeitszeitgesetz
(8 3 Absatz 1 ArbZG) geregelt. Danach versteht man
unter Mehrarbeit die Zeit, die Uber die gesetzlich
zulassige Arbeitszeit von acht Stunden werktaglich

(= 48 Stunden/Woche) hinausgeht. Unter Mehrarbeit
fallen gemaf § 207 SGB IX auch Arbeitsbereitschaften
und Bereitschaftsdienstzeiten. Die individuell verein-
barte oder tarifliche regelmafige Arbeitszeit stellt
damit keinen geeigneten Mafstab fir die Bestimmung
des Begriffs der Mehrarbeit nach § 207 SGB IX dar.
Von Mehrarbeit sind Beschaftigte mit Schwerbehinde-
rung und ihnen gleichgestellte Beschaftigte mit
Behinderung auf ihr Verlangen freizustellen. Das
Freistellungsverlangen sollte, moglichst schriftlich,
gegenlber dem Arbeitgeber geltend gemacht werden.
Diese Regelung gilt auch fur Teilzeitbeschaftigte, nicht
aber fur Beamt*innen, da diese nicht unter das

Arbeitszeitgesetz fallen.

Das Bundesarbeitsgericht hat in einem Urteil (9 AZR
462/01 vom 3. Dezember 2002) den besonderen
Schutzzweck des § 207 SGB IX hervorgehoben. Dies
gilt, da die vor allem aus tariflichen Griinden einge-
fihrten Arbeitszeitverkirzungen den Schutz des
schwerbehinderten Menschen vor Uberbeanspru-

chungen nicht berticksichtigen. Die Arbeitszeitverkur-

zungen gehen immer einher mit Flexibilisierungsre-
gelungen, die vielfach eine Verlangerung der taglichen
Arbeitszeit iber acht Stunden hinaus ermaglichen.
Die Moglichkeit der Ablehnung von Mehrarbeit und
der Anspruch aus § 164 Absatz 4 Nummer 4 SGB IX
auf eine behinderungsgerechte Gestaltung der Arbeit
konnen daher fir den Arbeitgeber die Pflicht ergeben,
die Arbeitszeit von Mitarbeiter*innen mit Schwerbe-
hinderung und Gleichstellung auf acht Stunden taglich
und eine Funftagewoche zu beschranken, wenn dies
fur den Arbeitgeber nicht unzumutbar oder mit unver-
haltnismaBigen Aufwendungen verbunden ist. Die
Entscheidung des Bundesarbeitsgerichts bezieht sich
ausdricklich nur auf Beschaftigte, die sich nicht in

einem besonderen Dienstverhaltnis befinden.

Das Recht auf Ablehnung der Mehrarbeit begrindet
aber kein Ablehnungsrecht fiir Uberstunden (Arbeits-
zeit, die Uber die tarifliche oder arbeitsvertraglich
vereinbarte Arbeitszeit hinausgeht), Nachtarbeit oder
Arbeit an Sonn- und Feiertagen. Der*die Mitarbeiter*in
muss der Heranziehung durch den Arbeitgeber zur
Mehrarbeit ohne schuldhaftes Zogern widersprechen.
Er kann nicht einfach wegbleiben oder den Arbeits-
platz am Ende der regelmaBigen Arbeitszeit verlas-

sen.
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4.5 Teilzeit aus behinderungsbedingten Griinden

Wer gewdhrt? Arbeitgeber
Wo steht’s? § 164 Absatz 5 SGB IX

Fiir wen? Beschaftigte mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Beschaftigte

Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleich-

gestellte Menschen mit Behinderung konnen Teilzeit

bei ihrem Arbeitgeber beantragen, wenn die Arbeits-

zeitverklrzung wegen der Art oder der Schwere der

Behinderung notwendig ist. Der Anspruch besteht,

wenn die arbeitsvertraglich geschuldete Arbeitsleis-

tung (Vollzeit) nicht mehr in vollem Umfange erbracht

werden kann und die Grinde in der Behinderung zu

suchen sind, zum Beispiel bei Problemen in der Aus-

Ubung der Tatigkeit selbst, etwa wegen

» Schwierigkeiten bei langem Stehen oder Sitzen,

* wechselnder Arbeitsumgebungen oder
Berufsleben,

* besonderer korperlicher Anforderungen sowie

* Problemen bei der Bewaltigung des Weges zum
Betrieb.

Die Integrationsamter unterstutzen die Arbeitgeber
bei der Einrichtung von Teilzeitarbeitsplatzen, was
durch die im Rahmen der begleitenden Hilfe im
Arbeitsleben gemaf § 185 Absatze 2 und 3 Satz 1
Nummer 2 Buchstabe a) SGB IX in Verbindung mit den
in der SchwbAV vorgesehenen Leistungen geschieht.
Allerdings ist bei der Reduzierung der Arbeitszeit zu
berlcksichtigen, dass Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben nur ab einer Mindestwochenarbeitszeit
von 15 Stunden gewahrt werden konnen. Weiterhin
muss die Gewahrung von Teilzeitarbeit flr den Arbeit-
geber zumutbar sein. Unzumutbarkeit ist gegeben,
wenn zwingende Grinde gegen Teilzeit sprechen. Dies
ist in der Regel der Fall, wenn
» staatliche oder berufsgenossenschaftliche arbeits-
schutzrechtliche Vorschriften oder beamtenrecht-
liche Vorschriften entgegenstehen oder

+ die Teilzeitbeschaftigung im Einzelfall zu einer
unzumutbaren Anderung in der Arbeitsorganisa-
tion fuhren wiurde, die auch Arbeitsverhaltnisse
von Kolleg*innen betreffen oder

« die notwendigen Raumlichkeiten nicht zur
Verfligung stehen oder

* eine zusatzliche Arbeitskraft auf dem Arbeits-
markt nicht verfligbar ist oder

« der*die Arbeitnehmer*in mit Schwerbehinderung
die fir die ausgeubte Tatigkeit erforderliche spe-
zielle Qualifikation oder das Fachwissen innehat,
der Einsatz von Ersatzpersonen daher Probleme
bereitet und eine innerbetriebliche Umsetzung

nicht moglich ist.

Allgemeine betriebliche Grinde, die die Organisation
beeintrachtigen oder unverhaltnismafig hohe Kosten
verursachen, reichen fur eine Begrindung der Unzu-
mutbarkeit nicht aus. Der Rechtsanspruch auf Gewah-
rung von Teilzeitarbeit aus § 164 Absatze 4 und 5

SGB IX kann von Beschaftigten mit Schwerbehinde-
rung jederzeit im laufenden Arbeitsverhaltnis geltend
gemacht werden, es besteht allerdings kein Rechtsan-
spruch auf Einstellung in ein solches Teilzeitarbeits-
verhaltnis. Der Arbeitgeber ist verpflichtet, im zumut-
baren zeitlichen Rahmen aktiv MaBnahmen zu
unternehmen, um den Ansprichen des Menschen mit
Schwerbehinderung entgegenzukommen. Im Streitfall
tragt der Arbeitgeber die Beweislast fir die Unzumut-
barkeit der geforderten MafBnahmen, wahrend der*die
Arbeitnehmer*in mit Schwerbehinderung den Ursa-
chenzusammenhang zwischen Art und Schwere der
Behinderung und der Reduzierung seiner Arbeitszeit
darzulegen hat.
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4.6 Richtlinien zum SGB IX/Rehabilitation und Teilhabe von Menschen mit
Behinderungen im offentlichen Dienst

die im offentlichen Dienst beschaftigt sind
Wer gewadhrt? Dienstherr

NRW vom 11. September 2019

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und ihnen gleichgestellte Menschen mit Behinderungen,

Wo steht’s? Richtlinien der zustandigen Landesminister, zum Beispiel Runderlass des Innenministers

Zu beziehen: Ministerium des Inneren des Landes Nordrhein-Westfalen, Friedrichstraf3e 62-80, 40217
Disseldorf, Telefon: 0211 871-01, Fax: 0211 871-3355, E-Mail: poststelle@im.nrw.de, www.im.nrw.de

Die besonderen Fursorgepflichten des Dienstherrn
gegenuber seinen Mitarbeitenden mit Schwerbehin-
derung sind in den Richtlinien der zustandigen Minis-
terien geregelt, die diese flr ihren Geschaftsbereich
und die nachgeordneten Dienststellen herausgegeben
haben. In diesen Richtlinien wird zum Beispiel zu den
Fragen geschutzter Personenkreis, Beschaftigungs-
pflicht, bevorzugte Einstellung, erleichterte Ausbil-

dungs- und Prifungsbedingungen, Erleichterungen
am Arbeitsplatz, Pravention und betriebliches Einglie-
derungsmanagement Stellung genommen. Uber
Einzelheiten konnen die personalbearbeitende Stelle,
der Personalrat oder die Schwerbehindertenvertre-
tung Auskunft geben.

4.7 Arbeitszeit von Beamt*innen/Teilzeitbeschiftigung/Urlaub ohne Beziige

Wo beantragen? Dienstherr
Wo steht’'s? § 91ff BBG, § 85 a LBG

Fiir wen? Beamt*innen mit pflegebedlrftigen Angehorigen oder mindestens einem Kind unter 18 Jahren

Bundesbeamt*innen mit Dienstbezlgen ist auf Antrag,

wenn zwingende dienstliche Belange nicht entgegen-
stehen, Teilzeitbeschaftigung bis zur Halfte der regel-
mafigen Arbeitszeit zu bewilligen beziehungsweise
Urlaub ohne Dienstbeziige bis zur Dauer von 15 Jah-
ren zu gewahren, wenn sie oder er mindestens ein

Kind unter 18 Jahren oder einen nach arztlichem

Gutachten pflegebedirftigen sonstigen Angehorigen
tatsachlich betreut oder pflegt.

Landesbeamt*innen sind gemaf § 85a LBG vergleich-
bare Antrage maoglich, allerdings ist eine Beurlaubung
nur bis zur Dauer von 12 Jahren mdglich, wenn die

oben genannten Voraussetzungen erfullt sind.
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4.8 Benachteiligungsverbot

4. NACHTEILSAUSGLEICHE IM ARBEITS- UND BERUFSLEBEN

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Wo beantragen? Arbeitgeber

Wo steht’'s? § 164 Absatz 2 SGB IX in Verbindung mit dem Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG)

Das SGB IX verbietet Arbeitgebern, schwerbehinderte
Beschaftigte wegen ihrer Behinderung zu benachteili-
gen. Die im Einzelnen geltenden Bestimmungen zum

Benachteiligungsverbot sind im AGG geregelt.

Definition der ,Behinderung als geschiitztes
Merkmal (§ 2 Absatz 1 SGB IX):

.Menschen mit Behinderungen sind Menschen, die
korperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeein-
trachtigungen haben, die sie in Wechselwirkung mit
einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der
gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft mit
hoher Wahrscheinlichkeit langer als sechs Monate
hindern konnen. Eine Beeintrachtigung nach Satz 1
liegt vor, wenn der Korper- und Gesundheitszustand
von dem fir das Lebensjahr typischen Zustand
abweicht." Die Anerkennung wird auf Antrag von der
fur den Wohnort fur das Anerkennungsverfahren
gemaf § 152 SGB IX zustandigen Stelle gewahrt.

Das AGG hat das Ziel, ungerechtfertigte Benachteili-
gungen aus Grunden der Rasse, der ethnischen Her-
kunft, des Geschlechts, der Religion, der Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen
Identitat zu verhindern oder zu beseitigen.

Das Gesetz gilt mit seinem arbeitsrechtlichen Teil fir
alle Beschaftigten der Privatwirtschaft (§ 6 AGG), aber
auch fur Beamt*innen, Richter*innen und Beschaftigte
des Bundes, der Lander und Kommunen (§ 24 AGG).
Daruber hinaus gilt es auch fir bestimmte Bereiche
des privaten Vertragsrechts (§§ 19 bis 21 AGG).

Das AGG regelt, dass Menschen wegen eines der oben

genannten Merkmale nicht benachteiligt werden

durfen, zum Beispiel bei:

» Beschaftigungsbedingungen, einschlieBlich Aus-
wahlkriterien und Einstellungsbedingungen,

» Zugang zu Erwerbstatigkeit sowie beim berufli-
chen Aufstieg,

+ Beschaftigungs- und Arbeitsbedingungen ein-
schlieBlich Arbeitsentgelt und Entlassungsbedin-
gungen,

* Zugang zu Berufsberatung, Berufsbildung, Berufs-
ausbildung, berufliche Weiterbildung sowie
Umschulung und praktische Berufserfahrung,

+ Mitgliedschaft und Mitwirkung in Gewerkschaften
und Arbeitgebervereinigungen und Vereinigungen,
deren Mitglieder einer bestimmten Berufsgruppe
angehoren,

« Sozialschutz, einschlieB3lich der sozialen Sicherheit
und der Gesundheitsdienste, sozialen Verglinsti-
gungen,

« Bildung,

« Zugang zu und der Versorgung mit Gltern und
Dienstleistungen, die der Offentlichkeit zur Verfi-

gung stehen, einschlieBlich von Wohnraum.

Das AGG verbietet auch, dass Vorgesetzte ihren Mit-
arbeiter*innen die Anweisung geben, gegen das

Benachteiligungsverbot zu verstof3en.

Es wird unterschieden zwischen einer unmittelbaren
Benachteiligung (das heif3t, eine Person erfahrt eine
weniger glnstige Behandlung als eine andere in einer
vergleichbaren Situation) und einer mittelbaren
Benachteiligung (das heif3t, eine Person erfahrt eine
Benachteiligung durch scheinbar neutrale Vorschrif-
ten, MaBnahmen, Kriterien oder Verfahren). Das
Gesetz verbietet auBerdem Beladstigungen, also Verlet-
zungen der Wirde der Person, insbesondere durch
Schaffung eines von Einschichterungen, Anfeindun-
gen, Erniedrigungen, Entwirdigungen oder Beleidi-
gungen gekennzeichneten Umfelds sowie sexuelle

Belastigungen.

Im Arbeitsverhaltnis sind alle Vereinbarungen, die
gegen dieses Benachteiligungsverbot verstof3en,
unwirksam (§ 7 Absatz 2 AGG).

59



LVR-INKLUSIONSAMT

60

Im Einzelfall jedoch kann eine unterschiedliche
Behandlung gerechtfertigt sein (§ 5, §§ 8 bis 10 AGG),
wenn sie beispielsweise wegen der Art der auszu-
Ubenden Tatigkeit oder den Bedingungen ihrer Aus-
Ubung eine unverzichtbare Voraussetzung fur die

Tatigkeit ist (Einstellung einer Balletttanzerin).

Liegen ungerechtfertigte Ungleichbehandlungen vor,
hat der*die Mitarbeiter*in ein Beschwerderecht

(§ 13 AGG). Der Arbeitgeber muss dann gegen die
Beschaftigten, die gegen das Benachteiligungsverbot
verstof3en, die geeigneten, erforderlichen und ang-
emessenen MaBnahmen zur Unterbindung der
Benachteiligung ergreifen, zum Beispiel Abmahnung,
Versetzung, Kiindigung (§ 12 Absatz 3 AGG) bezie-
hungsweise bei einer Benachteiligung durch Dritte
SchutzmafBinahmen fir die Mitarbeitenden ergreifen
(§ 12 Absatz 4 AGG).

Bei Belastigungen kann daridber hinaus ein Leistungs-
verweigerungsrecht bestehen: Ergreift der Arbeitge-
ber keine oder ungeeignete Ma3nahmen, um eine
Belastigung zu beenden, so kann der*die Arbeitneh-
mer*in die Leistung verweigern, wenn und soweit dies
zu seinem Schutz erforderlich ist (§ 14 AGG). Der
Anspruch auf das Arbeitsentgelt bleibt in diesem Fall

bestehen.

Daneben hat der*die Mitarbeiter*in einen Schadens-
ersatzanspruch (§ 15 Absatz 1 AGG), der sich auf
Ersatz von Vermogensschaden richtet. Hier trifft den
Arbeitgeber die Beweislast, dass auf seiner Seite kein

Verschulden vorlag.

Der*die Mitarbeiter*in hat auch einen vom Verschul-
den des Arbeitgebers unabhangigen Entschadigungs-
anspruch (§ 15 Absatz 2 AGG), der bei Nichtvermo-
gensschaden einen angemessenen Ausgleich in Geld
fur die erlittene Ungleichbehandlung vorsieht. Die
Hohe des Ausgleichsanspruchs richtet sich unter
anderem nach der Art und Schwere der Interessens-
schadigung, dem Anlass und den Beweggrinden des
Arbeitgebers, der Dauer, dem Grad des Verschuldens
des Arbeitgebers sowie danach, ob es sich um einen
Wiederholungsfall handelt.

Das AGG sieht fur den Fall einer Ungleichbehandlung
im Zusammenhang mit einer Nichteinstellung einen
Hochstbetrag von drei Monatsgehaltern vor, wenn
der*die Bewerber*in auch bei benachteiligungsfreier
Auswahl nicht eingestellt worden ware.

Der Rechtsanspruch auf Entschadigung nach

§ 15 Absatz 2 AGG findet jedoch nur Anwendung,
wenn der*die Bewerber*in nachweislich ernsthaft an
der Stelle interessiert ist (vergleiche LAG Berlin-
Brandenburg, vom 31. Oktober 2013, Aktenzeichen 21
Sa 1380/13).

Fur die Geltendmachung des Schadensersatz- und
des Entschadigungsanspruchs gilt eine Frist von zwei
Monaten (§ 15 Absatz 4 AGG). Zustdndig sind die
Arbeitsgerichte (§ 61 b ArbGG). Bei einem Verstof3
gegen das Benachteiligungsverbot (§ 7 AGG) besteht
kein Anspruch auf Einstellung, Berufsausbildung oder
beruflichen Aufstieg (§ 15 Absatz 6 AGG).
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5.1 Grundsicherung nach dem 4. Kapitel SGB XII

vollendet haben

Wo steht’s? §§ 41 folgende SGB XI|

Fiir wen? 1. Menschen mit standigem Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland, die das 18. Lebensjahr
vollendet haben und dauerhaft voll erwerbsgemindert sind

2. Menschen mit gewohnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland, die das 65. Lebensjahr

Wo beantragen? Verwaltungen der Kreise oder kreisfreien Stadte

Mit der Grundsicherung soll gewahrleistet werden,
dass Personen, die durch Alter oder dauerhafte
Erwerbsminderung endgultig aus dem Erwerbsleben
ausgeschieden sind und die ihren Lebensunterhalt
nicht durch eigenes Einkommen und Vermogen
bestreiten konnen, eine eigenstandige soziale
Leistung erhalten, mit der sie ihren Grundbedarf

decken konnen.

Leistungsberechtigt sind Menschen mit standigem
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland, die
das 65. Lebensjahr vollendet haben oder die das
18. Lebensjahr vollendet haben und - unabhangig

von der jeweiligen Arbeitsmarktlage — aus medizini-

schen Grinden dauerhaft voll erwerbsgemindert sind,

wenn sie ihren Lebensunterhalt nicht selbst bestrei-

ten konnen.

Durch das Gesetz zur Anpassung der Regelalters-
grenze (BGBI. 1 2007, Seite 554) gilt die Altersgrenze
von 65 Jahren nur fur Personen, die vor dem

1. Januar 1947 geboren wurden. Fur Personen,

die spater geboren wurden, wird die Altersgrenze
schrittweise angehoben (§ 41 Absatz 2 SGB XII).

Keinen Anspruch haben Personen,

* wenn das Einkommen der Eltern oder Kinder
jahrlich einen Betrag von 100.000 Euro Ubersteigt,

« die ihre Bedurftigkeit in den letzten zehn Jahren
vorsatzlich oder grob fahrlassig herbeigefiihrt
haben,

« die einen Anspruch auf Leistungen nach dem

Asylbewerberleistungsgesetz haben.

Die Hohe der Grundsicherungsleistungen (Bedarf)
umfasst den fiir den Antragsberechtigten mafgeben-
den Regelsatz nach dem SGB XII. Daneben wird fir
Leistungsberechtigte ein Mehrbedarf anerkannt,

sofern die Warmwasserversorgung dezentral und

nicht Uber eine Vorauszahlung bei den Unterkunfts-
kosten erfolgt. Weiter werden die angemessenen
tatsachlichen Aufwendungen fur Unterkunft und
Heizung (bei nicht getrennt lebenden Ehegatten oder
bei einer ehedhnlichen Partnerschaft jeweils anteilig)
und die Ubernahme der Kranken- und Pflegeversiche-
rungsbeitrage, soweit sie nicht anderweitig abgedeckt
werden und eventuell ein Mehrbedarf bei Menschen
mit Gehbehinderung, die einen Schwerbehinderten-
ausweis mit dem Merkzeichen G besitzen, gesichert.
Die Ermittlung des individuellen Bedarfs richtet sich
nach § 42 SGB XIl.

Von diesem Bedarf werden die eigenen Einklinfte
abgezogen. Sind die Einklinfte hoher als der Bedarf,
besteht kein Anspruch auf eine Grundsicherungsleis-
tung. Sind die eigenen Einkinfte niedriger als der
Bedarf, wird der Unterschiedsbetrag als Grundsiche-
rung ausgezahlt. Wenn das Einkommen nicht ausreicht,
aber einzusetzendes Vermaogen vorhanden ist, wird
dieses auf den Bedarf nach dem Grundsicherungsge-
setz so lange angerechnet, bis es verbraucht ist, sofern
der ab dem 1. April 2017 geltende Freibetrag von

5.000 Euro Uberschritten wird. Nach dem Verbrauch
des Vermogens kann allerdings erneut ein Antrag auf

Grundsicherungsleistungen gestellt werden.

Zum Einkommen und Vermdogen gehoren zum Bei-
spiel: Erwerbseinkommen, Elterngeld nach dem
Bundeselterngeldgesetz, soweit es den Sockelbetrag
von 300 Euro Ubersteigt, Renten, Pensionen, Wohn-
geld, Ehegattenunterhalt, Einkiinfte aus Vermietung
und Verpachtung, Zinsen und sonstige Kapitalein-
kiinfte, Haus- und Grundvermaogen, Pkw, Bargeld und
Guthaben auf Konten bei Banken, Sparkassen, Bau-
sparkassen und andere Wertpapiere und Rickkauf-
werte von Lebens- und Sterbeversicherungen, Kraft-
fahrzeugen, Wertgegenstande, sonstiges Vermogen

wie Zugewinnausgleiche, Genossenschaftsanteile.




Zum Einkommen und Vermogen zahlen nicht: Leistun-

gen nach dem Kindererziehungsleistungsgesetz (KLG),

Grundrente nach dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG), Erziehungsgeld nach dem Bundeserziehungs-
geldgesetz (BErzGG), Unterhaltsanspriche gegeniiber
Kindern oder Eltern, wenn deren Einkommen einen
Jahresbetrag von 100.000 Euro nicht erreicht, Geldbe-
trage bei Alleinstehenden bis zu einem Betrag von
2.600 Euro und bei nicht getrennt lebenden Ehegatten
oder eheahnlichen Partnerschaften bis zu einem
Betrag von 3.214 Euro. Fur jede weitere unterhalts-
berechtigte Person erhoht sich der Freibetrag um
256 Euro.
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Die Leistungen der Grundsicherung beginnen mit der
Antragstellung. Fur Zeitraume vor dem Antrag gibt es

keine Nachzahlungen.

Bei der Grundsicherung wird auf einen Unterhalts-
rickgriff bei Eltern und Kindern verzichtet, sofern
deren jahrliches Einkommen unter einem Betrag von
100.000 Euro liegt. Eine Kostenerstattungspflicht

durch Erben entfallt immer.

Die Regelleistung ist fir den monatlich laufenden
Unterhalt vorgesehen; daneben konnen auch einma-
lige Leistungen erbracht werden. Die Regelleistung
zur Sicherung des Lebensunterhaltes wird immer fur

jeden Monat im Voraus gewahrt.

5.2 Blindengeld, Blindenhilfe und Leistungen fiir gehorlose Menschen und
Menschen mit hochgradiger Sehbehinderung

ihrem gewohnlichen Aufenthalt in NRW
Wo beantragen? LVR und ortliches Sozialamt

Weitere Informationen: www.ghbg.lvr.de

Fiir wen? Gehorlose Menschen, Menschen mit hochgradiger Sehbehinderung und blinde Menschen mit

Wo steht’s? Gesetz Uber die Hilfen fir Blinde und Gehorlose des Landes NRW, § 72 SGB XII

Menschen mit hochgradiger Sehbehinderung, die
mindestens 16 Jahre alt sind und deren besseres Auge
mit Glaserkorrektur ohne besondere optische Hilfsmit-
tel eine Sehscharfe von nicht mehr als funf Prozent
oder eine gleichwertige Einschrankung ausweist,
erhalten auf Antrag eine Hilfe von 77 Euro monatlich.
Die Sehbehinderung ist durch eine augenarztliche
Bescheinigung nachzuweisen. Die Hilfe wird unabhan-
gig von Einkommen und Vermogen gezahlt und bei
anderen Sozialleistungen wie Wohngeld, Arbeitslosen-

oder Sozialhilfe nicht als Einkommen gewertet.

Voraussetzung fur die Leistung ist, dass der Antrag-
steller keine anderen Zuwendungen entsprechender
Art von Bund oder Land erhalt und grundsatzlich in
NRW seinen gewadhnlichen Aufenthalt hat. Ma3gebend
fur den Leistungsbeginn ist der Monat des Antrags-
eingangs. Bei Vorliegen der Voraussetzungen wird die
betreffende Leistung rlickwirkend ab Antragseingang

gewahrt.

Als blind gelten Personen, deren besseres Auge eine

Sehscharfe von nicht mehr als zwei Prozent oder eine

gleichwertige Einschrankung aufweist. Die Einschran-

kung ist mit einer augenarztlichen Bescheinigung
nachzuweisen oder mit dem Schwerbehindertenaus-
weis, wenn dieser das Merkmal Bl aufweist.

» Blinde Kinder und Jugendliche erhalten
Blindengeld in Hohe von 383,37 Euro/Monat
(Stand 01.07.2020).

+ Blinde Erwachsene unter 60 Jahren erhalten ein
Blindengeld von 765,43 Euro/Monat
(Stand 01.07.2020).

+ Blinde Erwachsene uber 60 Jahren erhalten ein
Blindengeld von 473,00 Euro/Monat
(Stand 01.07.2020).

2021 wird es keine Anpassung des Blindengeldes
geben, da sich auch die Renten nicht erhohen werden.
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Die aktuelle Hohe des Blindengeldes entnehmen Sie
bitte der Internetseite des Landschaftsverbandes

Rheinland www.lvr.de.

Wenn lhr Einkommen und Vermaogen bestimmte
Grenzen nicht Uberschreiten, erhalten Sie die Diffe-
renz zu lhrem bisherigen Blindengeld als erganzende
Blindenhilfe nach dem SGB XII.

Das Blindengeld muss geklrzt werden bei blinden
Menschen, die in einer Pflegeeinrichtung leben, wenn
die Unterbringungskosten ganz oder teilweise aus
offentlichen Mitteln Ubernommen werden. Das Blin-
dengeld wird dann um diesen Unterstitzungsbetrag

gekirzt, jedoch maximal um die Halfte.

Erhalten blinde Menschen Leistungen der Pflege-
kasse, privaten Pflegeversicherung oder Beihilfe
wegen hauslicher Pflege, Tages-, Nacht- oder Kurz-
zeitpflege, wird das Blindengeld um 170,64 Euro

5.3 Erwerbsminderungsrente

(Pflegegrad 2) beziehungsweise. 158,05 Euro (Pflege-
grade 3 bis 5) gekiirzt. Diese Anrechnungsregelung
hat der Gesetzgeber getroffen, weil der durch die
Blindheit bedingte Mehraufwand teilweise bereits
durch die Pflege- und Betreuungsleistungen abge-
deckt wird.

Menschen mit angeborener oder bis zum 18. Lebens-
jahr erworbener Taubheit oder an Taubheit grenzen-
der Schwerhorigkeit erhalten auf Antrag eine Hilfe
von 77 Euro monatlich. Die Hilfe wird unabhangig von
Einkommen und Vermogen gezahlt und bei anderen
Sozialleistungen wie Wohngeld, Arbeitslosen- oder
Sozialhilfe nicht als Einkommen gewertet. Fur alle
Hilfen gilt, dass Leistungen erst ab dem Monat der
Antragstellung gezahlt werden. Voraussetzung fur die
Leistung ist auch hier, dass die Antragsteller ihren
gewohnlichen Aufenthalt in Nordrhein-Westfalen
haben und keine entsprechenden Leistungen nach
bundes- oder landesrechtlichen Vorschriften erhalten.

Fiir wen? Erwerbsgeminderte Personen
Wo beantragen? Rentenversicherungstrager
Wo steht’'s? §§33, 34, 43, 101, 240, 241 SGB VI

Weitere Informationen: stellen die Rentenversicherungstrager zur Verfligung,

zum Beispiel unter www.deutsche-rentenversicherung.de

Bis Ende 2000 waren die Renten wegen verminderter
Erwerbsfahigkeit in Berufs- und Erwerbsunfahigkeits-
renten (BU- und EU-Renten) unterteilt. Das System
begunstigte Versicherte, die eine qualifizierte Berufs-
ausbildung hatten, gegentber den Ungelernten,
obwohl diese in vielen Fallen ebenfalls hohe Beitrage
in die Rentenkasse eingezahlt hatten. Statt der friihe-
ren BU- und EU-Renten gibt es jetzt eine fur alle
Versicherten gleichermafen geltende Rente wegen
teilweiser oder voller Erwerbsminderung (EM-Rente,

gezahlt als Teil- oder Vollrente).

Der Anspruch und damit auch die Hohe der jeweiligen
EM-Rente richtet sich grundsatzlich nur noch nach
dem vorhandenen korperlichen Leistungsvermogen,
wobei die folgenden Abstufungen gelten: (siehe
Tabelle Seite 65).

a) Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
(EM)

Diese Rente erhalt, wer teilweise erwerbsgemindert
ist, wenn in den letzten finf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeitrage gezahlt
wurden und die allgemeine Wartezeit von funf Jahren
erflllt ist. Teilweise erwerbsgemindert ist, wer aus
gesundheitlichen Grinden auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt taglich mindestens drei, aber keine
sechs Stunden tatig sein kann. Auf das Lebensalter
kommt es nicht an. Die anteilige Erwerbsminderungs-
rente soll dann in Kombination mit einer Teilzeitarbeit
zur Sicherung des Lebensunterhalts dienen. Wer
keine Teilzeitarbeit findet und somit arbeitslos ist,
dem kann die volle Erwerbsminderungsrente, auch

bekannt als Arbeitsmarktrente, gezahlt werden.
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Erwerbsféhigkeit (auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt)

Rentenanspruch

unter drei Stunden taglich

volle Rente

drei bis unter sechs Stunden taglich

Teil-EM-Rente (bei Arbeitslosig-
keit volle EM-Rente)

sechs Stunden oder mehr taglich bei Versicherten, die vor dem Teil-EM-Rente
2. Januar 1961 geboren sind, mit Berufsschutz, wenn sie in ihrem

erlernten oder gleichwertigen Beruf weniger als sechs Stunden

tatig sein konnen

sechs Stunden oder mehr tdglich keine Rente

b) Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung
bei Berufsunfahigkeit

Diese Rente erhalten die Menschen, die vor dem

2. Januar 1961 geboren und berufsunfahig sind,
wenn in den letzten funf Jahren vor Eintritt der
Berufsunfahigkeit (BU) drei Jahre Pflichtbeitrage
gezahlt wurden und sie die allgemeine Wartezeit von
funf Jahren erfillt haben. Berufsunfahig ist, wer aus
gesundheitlichen Griinden in seinem oder einem
anderen zumutbaren Beruf weniger als sechs

Stunden taglich leisten kann.

c) Rente wegen voller Erwerbsminderung
Diese Rente erhalt, wer voll erwerbsgemindert ist,
wenn in den letzten flinf Jahren vor Eintritt der
Erwerbsminderung drei Jahre Pflichtbeitrage gezahlt
wurden und die allgemeine Wartezeit von funf Jahren
erflllt wurden. Voll erwerbsgemindert ist, wer aus
gesundheitlichen Grinden auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt taglich keine drei Stunden mehr tatig

sein kann. Auf das Lebensalter kommt es nicht an.

d) Sonderregelung

Wer schon vor Erfillen der Mindestversicherungszeit
(= finf Jahre) wegen einer Behinderung nicht (mehr)
auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt tatig sein kann,
hat Anspruch auf Rente wegen voller Erwerbsminde-
rung, wenn er bis zur Erfiillung der Wartezeit von 20
Jahren ununterbrochen voll erwerbsgemindert
geblieben ist. Diese Regelung trifft besonders
Beschaftigte in einer Werkstatt fur behinderte Men-
schen.

Fur die drei zuerst genannten Rentenformen gelten

die folgenden Grundsatze:

Versicherungsrechtliche Voraussetzungen fiir den
Leistungsbezug

Eine versicherungsrechtliche Voraussetzung fir den
Leistungsbezug ist, dass die Person, die den Antrag

stellt, mindestens funf Jahre bei einem Rentenversi-

cherungstrager versichert war und innerhalb der
letzten funf Jahre vor Eintritt des Leistungsfalles
mindestens drei Jahre Pflichtbeitrage aus einer sozi-

alversicherungspflichtigen Tatigkeit nachweisen kann.

Unter bestimmten Voraussetzungen ist die Mindest-
versicherungszeit von funf Jahren vorzeitig erfullt
(sogenannte ,Wartezeitfiktion), zum Beispiel wegen
eines Arbeitsunfalls, einer Berufskrankheit oder einer

Wehrdienst- oder Zivildienstbeschadigung.

Dabei werden als ,Wartezeiten" (= Mindestversiche-

rungszeit) zum Beispiel beriicksichtigt:

« Beitragszeiten (Pflicht- und unter bestimmten
Voraussetzungen auch freiwillige Beitrage),

+ Kindererziehungszeiten,

» Zeiten, in denen hausliche Pflege geleistet wurde,

» Zeiten aus dem Versorgungsausgleich und dem
Rentensplitting unter Ehegatten,

* Zuschlage fur 450-Euro-Jobs,

+ Ersatzzeiten (zum Beispiel Zeiten der politischen

Verfolgung in der DDR).

Rentenbeginn

Die Rente beginnt mit dem auf den Eintritt der
Erwerbsminderung folgenden Monat. Dies gilt aber
nur, wenn der Antrag innerhalb von drei Kalendermo-
naten nach Eintritt der Erwerbsminderung/Berufsun-
fahigkeit gestellt wird. Wird der Antrag spater als drei
Kalendermonate nach Eintritt der Erwerbsminderung/
Berufsunfahigkeit gestellt, beginnt die Rente erst mit
dem Antragsmonat. Handelt es sich um eine zeitlich
befristete Rente, dann beginnt sie friihestens im
siebten Monat nach Eintritt der Leistungsminderung/
Berufsunfahigkeit.

Rentenabschlag

Bei Inanspruchnahme einer Rente wegen Erwerbs-
minderung vor dem 63. Lebensjahr sind Rentenab-
schlage hinzunehmen. Fur jeden Kalendermonat, fur
den die Rente wegen Erwerbsminderung vor Voll-
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endung des 63. Lebensjahres beansprucht wird,
betragt der Rentenabschlag 0,3 Prozent, hochstens
jedoch 10,8 Prozent.

Die Altersgrenze von 63 Jahren fur eine abschlags-
freie Rente wird seit 2012 schrittweise auf das

65. Lebensjahr angehoben. Die Altersgrenze fur die
Hochstabschlage wird von 60 aus 62 schrittweise
ebenfalls erhoht. Der Hochstabschlag bleibt damit
bei 10,8 Prozent.

Vertrauensschutzregelung und damit keine Anhebung

der Grenzen bestehen flr

1. 63-jahrige Versicherte mit 35 Pflichtbeitragsjahren
fur eine versicherte Beschaftigung (auch zum
Beispiel KEZ, Pflege) oder selbststéandigen Tatigkeit
konnen bis zum Jahr 2023 weiter abschlagsfrei
eine Erwerbsminderungsrente beziehen.

2. Abschlagsfrei ab dem 63. Lebensjahr ab 2024
nur noch fur erwerbsgeminderte Versicherte, die

40 Jahre nachweisen konnen.

Hinzuverdienst

Die Erwerbsminderungsrente kann geklirzt werden

beziehungsweise auch ganz wegfallen bei

» Verdiensten aus einer Nebenbeschaftigung,

» Einkommen aus Selbststandigkeit,

« Bezug von Sozialleistungen, wie etwa Arbeits-
losengeld, Krankengeld etc.,

« Erhalt von Leistungen aus der Rentenversiche-
rung,

» Bezug von Vorruhestandsgeld oder

* bestehendem Anspruch auf Entgeltfortzahlung,

» Bezug von Renten aus der gesetzlichen Unfall-
versicherung.

Die Hinzuverdienstgrenzen werden individuell ermit-
telt. Durch das Flexirentengesetz greifen seit Juli 2017
Neuregelungen. Die Rentenversicherungen geben
hierzu detaillierte Auskinfte. Die Hinzuverdienstgren-
zen werden aufBerdem im Rentenbescheid aufgefihrt.

Was ist neu an der Erwerbsminderungsrente
seit Juli 2014?

(Quelle: Bundesministerium Arbeit und Soziales)
Menschen, die ab dem 1. Juli 2014 in Erwerbsminde-
rungsrente gehen, werden besser abgesichert:

Wer krank ist, nicht mehr arbeiten kann und in
Erwerbsminderungsrente gehen muss, bekommt

aktuell eine Rente, als hatte er noch bis zum vollende-

ten 60. Lebensjahr weiter mit dem alten Verdienst
gearbeitet. Diese sogenannte .Zurechnungszeit” wird
um zwei Jahre — von 60 auf 62 Jahre — verlangert.
Erwerbsgeminderte werden dann so gestellt, als ob
sie mit ihrem bisherigen durchschnittlichen Einkom-
men zwei Jahre langer als bisher gearbeitet hatten.
Von dieser Verbesserung profitieren Rentenzugange,
die seit dem 1. Juli 2014 in die Erwerbsminderungs-

rente im Alter von unter 62 Jahren gehen.

Die vorstehende Regelung der Anhebung der Zurech-
nungszeit wurde ab 2018 durch eine Anderung des

§ 253 a SGB VI weiter verbessert. Aktuell wird bei
einem Rentenbeginn im Jahr 2021 die Zurechnungs-
zeit auf das 65. Lebensjahr +10 Monate angehoben.
Ab 2031 wird die Zurechnungszeit bis zum

67. Lebensjahr gerechnet (siehe nachfolgende
Tabelle).

Neben der Lange der Zurechnungszeit ist fur die Hohe
der Erwerbsminderungsrente auch entscheidend, wie
der Verdienst ermittelt wird, der fur die Zurechnungs-
zeit fortgeschrieben wird. Bislang wird die Zurech-
nungszeit auf Grundlage des Durchschnittsverdiens-
tes wahrend des gesamten Erwerbslebens bis zum
Eintritt der Erwerbsminderung bewertet. Mit dem
Rentenpaket anderte sich das:

Jetzt wird gepruft, ob gegebenenfalls die letzten vier
Jahre bis zum Eintritt der Erwerbsminderung diese
Bewertung negativ beeinflussen, etwa weil in dieser
Zeit wegen Einschrankungen bereits Einkommensein-
buBen zu verzeichnen waren. Das ist haufig der Fall,
etwa weil die Menschen in dieser Zeit schon haufig
krank waren, oder krankheitsbedingt nicht mehr so
viel beziehungsweise gar nicht mehr arbeiten konn-
ten. Mindern die letzten vier Jahre bis zum Eintritt der
Erwerbsminderung die Anspriche, fallen sie kinftig
aus der Berechnung heraus. Diese sogenannte ,Guns-
tigerprifung” fihrt die Deutsche Rentenversicherung
durch. Das Ergebnis ist immer das fur den*die
Erwerbsminderungsrentner®in positivere.

Wer profitiert von der neuen Erwerbs-
minderungsrente?

Von der verbesserten Berechnung der Erwerbsminde-
rungsrente und der verlangerten Zurechnungszeit
profitieren alle Versicherten, die seit der Gesetzesan-
derung im Jahr 2018 in Erwerbsminderungsrente

gehen.
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Renten- An- auf Alter Renten- An- auf Alter

beginn oder  hebung beginn oder hebung

Tod der um Tod der um

Vers. im Vers. im

Jahr Monate Jahre Monate Jahr Monate Jahre Monate
2020 1 65 9 2026 7 66 3
2021 2 65 10 2027 8 66 4
2022 3 65 INl 2028 10 66 6
2023 4 66 0 2029 12 66 8
2024 5 66 1 2030 14 66 10
2025 6 66 2 ab 2031 67 0

Quelle: Zahlen und Tabellen der gesetzlichen Rentenversicherung — Werte West (Ohne Knappschaft) -

1. Januar bis 30. Juni 2021, Herausgeber: Deutsche Rentenversicherung Bayern Sid,

Stand 18. Dezember 2020, Seite 28

5.4 Altersrente fiir Menschen mit Schwerbehinderung

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung
Wo beantragen? Rentenversicherungstrager
Wo steht’'s? §§ 33, 34,37 und 236 a SGB VI

Weitere Informationen: www.deutsche-rentenversicherung.de

Menschen mit Schwerbehinderung konnen in Alters-
rente gehen, wenn sie das 65. Lebensjahr vollendet
haben, bei Renteneintritt ein GdB von mindestens 50
vorliegt und die Wartezeit (= Mindestversicherungs-
zeit) von 35 Jahren erfillt ist. Grundsatzlich ist auch
eine Inanspruchnahme der Altersrente moglich; der
Rentenabschlag betragt dann 3,6 Prozent pro friher
in Altersrente gegangenem Jahr (siehe Tabelle

Seite 68).

Auf die erforderlichen Mindestversicherungszeiten
(\Wartezeit") von 35 Jahren sind samtliche renten-
rechtliche Zeiten anzurechnen. Hierzu geharen:

+ Beitragszeiten (Pflicht- und freiwillige Beitrage),

* Kindererziehungszeiten,

» Zeiten aus dem Versorgungsausgleich und dem
Rentensplitting unter Ehegatten oder Lebenspart-
nern,

« Zeiten geringfligiger Beschaftigung mit Beitrags-
zahlung des*der Arbeitnehmer®in,

» Zuschlage an Entgeltpunkten fir Arbeitsentgelt
aus geringfugiger versicherungsfreier Beschafti-
gung,

+ Ersatzzeiten,

+ Anrechnungszeiten (zum Beispiel schulische
Ausbildung nach Vollendung des 17. Lebens-
jahres),

+ Beriicksichtigungszeiten (zum Beispiel Erziehung
bis zur Vollendung des 10. Lebensjahres des
Kindes).

Das Rentenalter wird ab 2012 fir alle, die nicht

45 Jahre Beitrage gezahlt haben, schrittweise auf
67 Jahre steigen. Die Altersgrenze fur Menschen mit
Schwerbehinderung ab Jahrgang 1952 steigt eben-
falls ab 2012 von 63 auf 65 Jahre. Das Alter fur den
frihesten Rentenbeginn steigt bis 2029 von 60 auf
62 Jahre. Wer dann mit 62 statt mit 65 in Rente geht,
muss Abzuge von 0,3 Prozent pro Monat in Kauf
nehmen — flr drei vorgezogene Rentenjahre also

hochstens 10,8 Prozent.

Vertrauensschutzregelung bei Altersteilzeit
Von der Anhebung der Altersgrenzen sollen alle
Versicherten der Geburtsjahrgange bis einschlief3lich
1954 ausgenommen sein, die vor dem 1. Januar 2007
einen verbindlichen Vertrag Uber Alterszeit abge-
schlossen haben. Konkret bedeutet dies:

67
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«  Wer noch vor dem 1. Januar 2007 verbindlich
Altersteilzeitarbeit vereinbart hat und am
1. Januar 2007 als schwerbehinderter Mensch
anerkannt war, sichert sich fur alle Altersrentenar-
ten die bisher geltenden Altersgrenzen.

« Wer abdem 1. Januar 2007 verbindlich Altersteil-
zeitarbeit vereinbart, ist von der Anhebung der
Altersgrenzen betroffen. Bei einem vorzeitigen
Rentenbezug reduziert sich auf Dauer die Alters-
rente um Rentenabschlage von 0,3 Prozent/Monat.

Anhebung der Altersgrenzen fiir Menschen mit Schwerbehinderung

Versicherte Geburtsjahr Anhebung um auf Alter Jahr auf Alter Monat vorzeitige vorzeitige
und Geburtsmonat Monate Inanspruch- Inanspruch-
nahme moglich  nahme méglich
ab Alter Jahr ab Monat
1952 Januar 1 63 1 60 1
1952 Februar 2 63 2 60 2
1952 Marz 3 63 3 60 3
1952 April 4 63 4 60 4
1952 Mai 5 63 5 60 5
1952 Juni - Dezember 6 63 6 60 6
1953 7 63 7 60 7
1954 8 63 8 60 8
1955 9 63 9 60 9
1956 10 63 10 60 10
1957 1M 63 11 60 "
1958 12 64 0 61 0
1959 14 64 2 61 2
1960 16 64 4 61 4
1961 18 64 6 61 6
1962 20 64 8 61 8
1963 22 64 10 61 10
1964 24 65 0 62 0

5.5 Vorgezogene Versetzung in den Ruhestand

Wer gewdhrt? Dienstherr/Versorgungstrager

Wo steht’s? § 33 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 LBG NRW,
Regelung zum Versorgungsabschlag: § 16 Absatz 2 Nummer 1 LBeamtVG NRW

Fiir wen? Beamt*innen und Richter*innen in NRW mit Schwerbehinderung

Beamt*innen und Richter*innen mit Schwerbehinde-
rung konnen gemaf § 33 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2
LBG NRW ab dem 60. Lebensjahr die Versetzung in
den Ruhestand beantragen.

Bei Vollendung des 63. Lebensjahrs konnen sie
abschlagsfrei in den Ruhestand versetzt werden.

Das Ruhegehalt vermindert sich gemaf3 § 16 Absatz 2
Ziffer 1 LBeamtVG NRW um 3,6 Prozent fur jedes Jahr,
um das die Beamt*innen vor Ablauf des Monats, in
dem sie oder er das 63. Lebensjahr vollendet, nach

§ 33 Absatz 3 Satz 1 Nummer 2 LBG NRW in den
Ruhestand versetzt wird.

Wichtig: Der Versorgungsabschlag gilt das ganze
Leben und noch weiter bei der Hinterbliebenen-

versorgung!




Wahl des Zurruhesetzungsgrundes gemaf § 33
Landesbeamtengesetz(LBG) fiir Menschen mit
Schwerbehinderung im Fall der Dienstunfahigkeit,

die nicht auf einem Dienstunfall beruht

Schreiben des Ministeriums der Finanzen des Lan-
des Nordrhein-Westfalen vom 18. Dezember 2017

(P 1600-000006_2017/000001)

Die Entscheidung fur einen Zurruhesetzungsgrund
entweder gemaf § 33 Absatz 3 Nummer 2 LBG (ab
Vollendung des 60. Lebensjahres auf Antrag als
schwerbehinderter Mensch) oder gemai § 33 Absatz
1 und 2 LBG NRW (wegen Dienstunféhigkeit) bedingt
die Hohe des Versorgungsabschlags.

Bei Menschen mit Schwerbehinderung, die der
Regelaltersgrenze unterliegen, wird die Hohe des
Versorgungsabschlags bei Zurruhesetzung wegen
Schwerbehinderung vor Vollendung des 63. Lebens-
jahres nur fur den Zeitraum bis zur Vollendung des
63. Lebensjahres berechnet (maximal 10,8 Prozent).
Bei der Berechnung der Hohe des Versorgungsab-
schlags bei Dienstunfahigkeit vor Vollendung des 63.
Lebensjahres wird schrittweise auf den Zeitraum bis
zur Vollendung des 63. bis 65. Lebensjahres abge-
stellt (Stand 2021: 64. Lebensjahres plus vier
Monate, ab dem 1. Januar 2025 65. Lebensjahre,
maximal 10,8 Prozent). Die unterschiedliche Alters-
grenze fur die Berechnung des Versorgungsab-
schlags (Abschlagsaltersgrenze) hat zur Folge, dass
die Hohe des Versorgungsabschlags je nach Zur-
ruhesetzungsgrund variiert, das heif3t, im Fall der
Zurruhesetzung wegen Dienstunfahigkeit ein hohe-

rer Versorgungsabschlag zu erheben ist.

Um Nachteile fir Menschen mit Schwerbehinderung,
denen zugleich eine Zurruhesetzung wegen Dienst-
unfahigkeit droht, durch die Festlegung auf einen
Zurruhesetzungsgrund zu vermeiden, sind die perso-
nalaktenfihrenden Dienststellen verpflichtet, die
Betroffenen im Rahmen der Personalgesprache zur
Zurruhesetzung oder in anderer geeigneten Form
auf die versorgungsrechtlichen Folgen der Festle-
gung hinzuweisen. Der betroffenen Beamtin oder
dem betroffenen Beamt*innen soll vor Versetzung in
den Ruhestand die personliche Entscheidung offen-
stehen, auch zu einem spaten Zeitpunkt des Verfah-
rens noch einen Antrag auf Versetzung in den
Ruhestand als schwerbehinderter Mensch gemaf

§ 33 Absatz 3 Nummer 2 LBG NRW zu stellen, damit
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die individuell gunstigere Variante vollzogen werden
kann.

Es ist daher zulassig, den Antrag auf Versetzung in
den Ruhestand als schwerbehinderter Mensch gemaf3
§ 33 Absatz 3 Nummer 2 LBG NRW im Verfahren zur
Zurruhesetzung wegen Dienstunfahigkeit so spat wie
moglich zu stellen, damit der Versorgungsabschlag so

gering wie maoglich gehalten werden kann.

Praxisbeispiel:

» Ein Mensch mit Schwerbehinderung, geboren am
2. Januar 1963

» Malgebliche Altersgrenze fur Versorgungs-
abschlag wegen Zurruhesetzung wegen Dienst-
unfahigkeit: 65 Jahre

* Versetzung in den Ruhestand wegen Dienstun-
fahigkeit erfolgt am 31. Januar 2025

« Der Mensch mit Schwerbehinderung ist 62 Jahre
alt.

+ 65 (Altersabschlagsgrenze) - 62 (Vollendung
Lebensjahre) = 3 Jahre = 10,8 Prozent Versor-
gungsabschlag

Wird dieser Mensch mit Schwerbehinderung nun aber
wegen Schwerbehinderung gemaf § 33 Absatz 3
Nummer 2 LBG NRW in Ruhestand versetzt, betragt
der Versorgungsabschlag 63 (Antragsaltersgrenze
wegen Schwerbehinderung) - 62 (Vollendung Lebens-

jahre) =1 Jahr = 3,6 Prozent Versorgungsabschlag.

Der Versorgungsabschlag ist bei einer Versetzung
wegen Dienstunfahigkeit gemal § 33 Absatz 1 und 2
LBG NRW um 7,2 Prozent hoher als bei einer Verset-
zung in den Ruhestand wegen Schwerbehinderung
gemal § 33 Absatz 3 Nummer 2 LBG NRW.

Fazit: Darum sollte der Mensch mit Schwerbehinde-
rung vor der beabsichtigten Zurruhesetzung wegen
Dienstunfahigkeit selbst einen Antrag auf Versetzung
in den Ruhestand wegen Schwerbehinderung gemaf
§ 33 Absatz 3 Nummer 2 LBG NRW stellen, um so
mehrere Hundert Euro zu sparen.

Wichtig: Der Versorgungsabschlag gilt das ganze
Leben und auch bei der Hinterbliebenenversorgung.
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5.6 Sozialversicherung fiir Menschen mit Behinderung

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Wo steht’s? Sozialgesetzblicher V und VI

Wer gewahrt? Rentenversicherungstrager, Versicherungsamt der Gemeinde, Krankenkasse

Zusammengefasst beinhalten die Gesetze
Folgendes:

1. Sofern sie nicht pflichtversichert sind, konnen
Menschen mit Schwerbehinderung bis zu einer von
der jeweiligen Krankenkasse festgesetzten Alters-
grenze freiwillig beitreten. Der Versicherungsschutz
ist umfassend. Vorerkrankungen durfen nicht ausge-
schlossen werden. Der Beitritt ist nur innerhalb von
drei Monaten nach Feststellung der Schwerbehinde-
rung moglich, wenn der Mensch mit Behinderung, ein
Elternteil oder dessen Ehe — oder Lebenspartner®in in
den letzten funf Jahren vor dem Beitritt mindestens
drei Jahre versichert waren, es sei denn, er konnte
wegen seiner Behinderung diese Voraussetzungen

nicht erfillen.

2. Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung
sind verpflichtet, bis zu zwei Prozent ihres jahrlichen
Bruttoeinkommens als Eigenbeteiligung zu Medika-
menten und Behandlungen zuzuzahlen. Auf Antrag
kann dieser Betrag bei chronisch kranken Menschen
auf ein Prozent der jahrlichen Bruttoeinnahmen
begrenzt werden. Als chronisch krank gilt jemand,
wenn er innerhalb eines Jahres pro Quartal mindes-
tens einen Arztbesuch wegen derselben Krankheit
unternimmt und zusatzlich die folgenden Kriterien
erflllt: Es liegt ein Pflegegrad 3 oder hoher vor oder es
wurde ein GdB beziehungsweise eine MdE von mindes-
tens 60 anerkannt. Aulerdem gilt als chronisch krank,
wer auf kontinuierliche medizinische Versorgung
angewiesen ist, ohne die eine lebensbedrohliche Ver-
schlimmerung der Erkrankung, eine Verminderung der
Lebenserwartung oder eine dauerhafte Beeintrachti-
gung der Lebensqualitat zu erwarten ist.

3. Menschen mit Behinderung, die in einer Werkstatt
fur behinderte Menschen oder Blindenwerkstatt
beschaftigt sind oder fur diese Einrichtungen in Heim-
arbeit tatig sind oder in Anstalten, Heimen oder
gleichartigen Einrichtungen eine regelmafige Arbeits-
leistung (mindestens 1/5 einer Normalleistung)
erbringen, werden pflichtversichert in der gesetzli-

chen Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung.

4. Menschen mit Behinderung, die ihre Ausbildung in
einer Einrichtung zur beruflichen Bildung (zum Bei-

spiel BFW, BBW) absolvieren, sind pflichtversichert in
der gesetzlichen Kranken-, Pflege- und Rentenversi-

cherung.

5. Menschen mit Behinderung, die in Einrichtungen
der Jugendhilfe fir eine Erwerbstatigkeit befahigt
werden, sind pflichtversichert in der gesetzlichen
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung.

6. Alle Kinder mit Behinderung ohne Altersbeschran-
kung sind Uber die Familie gesetzlich krankenversi-

chert, wenn sie sich nicht selbst unterhalten konnen.

7. Es wird eine hohere Witwen-/Witwerrente auch
Uber das vollendete 18. Lebensjahr des Kindes hinaus
gezahlt, wenn ein Kind mit Behinderung in hauslicher
Gemeinschaft versorgt wird, das wegen korperlicher,
geistiger oder seelischer Behinderung auf3erstande

ist, sich selbst zu unterhalten.
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5.7 Grundsicherung fiir Arbeitsuchende und Sozialgeld

Fiir wen? Hilfebedurftige Menschen

Wo steht’s? SGB II

Wer gewadhrt? Jobcenter, zugelassener kommunal Trager (Optionskommunen)

Weitere Informationen: Broschiren und Merkblatter der Jobcenter und der Bundesagentur fur Arbeit

Die Grundsicherung, die aus dem Arbeitslosengeld Il
und dem Sozialgeld besteht, ist fir erwerbsfahige
Menschen, die hilfebedurftig sind und fur die mit
ihnen in einer Bedarfsgemeinschaft lebenden Perso-
nen gedacht. Es ist aber nicht zwingend erforderlich,
dass zumindest ein Mitglied der Bedarfsgemein-
schaft tatsachlich arbeitslos ist. Die Leistung wird
auch gewahrt, wenn trotz Erwerbsfahigkeit der
Unterhalt nicht gewahrleistet ist. Dabei werden
Einkommens- und Vermogensverhaltnisse gepruft
und unter Zugrundelegung von Freibetragsgrenzen
angerechnet.

Arbeitslosengeld Il

Anspruch auf Arbeitslosengeld Il haben alle erwerbs-
fahigen hilfebedurftigen Personen im Alter von 15
Jahren bis zur gesetzlich festgelegten Altersgrenze
zwischen 65 und 67 Jahren, wenn sie ihren gewohnli-
chen Aufenthalt in Deutschland haben, sowie Personen,
die mit dem Anspruchsberechtigten in hauslicher
Gemeinschaft leben, es sei denn, diese Personen haben
Anspruch auf Grundsicherung nach dem SGB XII.

Erwerbsfahig ist eine Person, wenn sie unter Ublichen
Bedingungen mindestens drei Stunden taglich
erwerbstatig sein konnte und nicht wegen Krankheit
oder Behinderung auf absehbare Zeit daran gehindert
ist. Als erwerbsfahig gilt auch die Person, die zurzeit
wegen der Erziehung eines Kindes unter drei Jahren
oder der Pflege eines Angehorigen keiner Erwerbsta-
tigkeit nachgeht.

Hilfebedurftig ist eine Person, wenn sie ihren eigenen
Lebensunterhalt und den Unterhalt der mit ihr in
einer Gemeinschaft lebenden Personen nicht aus
eigenen Mitteln sichern kann. Zu berucksichtigen ist
dabei das gesamte Einkommen und Vermaogen der

Bedarfsgemeinschaft.

Erwerbstatige Hilfebedurftige erhalten danach
auf Antrag als Arbeitslosengeld Il Leistungen zur
Sicherung des Lebensunterhaltes einschlieflich

angemessener Kosten flr Unterkunft und Heizung.
Die Regelleistungen sind einsehbar unter:

www.arbeitsagentur.de

Hilfebedurftige konnen einen Mehrbedarf zum
Lebensunterhalt einfordern, zum Beispiel einen ange-
messenen Kostenzuschuss, wenn Personen aus
medizinischen Grinden eine kostenaufwendigere
Ernahrung bendtigen (Nachweispflicht) oder eine
Mehrleistung von 35 Prozent, wenn ein Mensch mit
Behinderung Leistungen nach dem SGB VIl oder dem
SGB IX erhalt.

Die Regelleistung ist fir den monatlichen laufenden
Unterhalt vorgesehen; daneben konnen auch einma-
lige Leistungen erbracht werden. Die Regelleistung
zur Sicherung des Lebensunterhaltes wird immer fir
jeden Monat im Voraus gewahrt.

Sozialgeld

Nicht erwerbsfahige Hilfebedurftige, die mit einem
erwerbsfahigen Hilfebedurftigen in einer Gemein-
schaft leben, erhalten als Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhaltes Sozialgeld, soweit sie keinen
Anspruch auf Leistungen nach dem SGB Xl haben
(Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung).

Das Sozialgeld umfasst in der Regel Leistungen zum
Lebensunterhalt, zum Mehrbedarf beim Lebensunter-
halt (siehe oben) und fir Unterkunft und Heizung. Die
Hohe des Sozialgeldes ist identisch mit der Regel-
leistung des Arbeitslosengeldes Il. Es gelten beim
Sozialgeld die Regelungen fir den Mehrbedarf wie

beim Arbeitslosengeld Il.

Nicht erwerbsfahige hilfebedlrftige Menschen mit
Behinderung, die Uber einen Schwerbehinderten-
ausweis mit Merkzeichen G verfligen, konnen einen
Mehrbedarf von 17 Prozent des Regelsatzes erhalten,
wenn ihnen bisher kein anderer Mehrbedarf wegen
Behinderung zusteht, dies gilt nicht fur Kinder bis zur
Vollendung des 15. Lebensjahres.
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5.8 Anspriiche fiir Kinder mit Behinderung

Wo steht’s? siehe laufender Text

Fiir wen? Unterhaltsverpflichtete eines Kindes mit Behinderung
Wer gewadhrt? Agentur fur Arbeit oder andere zahlende Stelle

Kindergeld nach dem Einkommensteuergesetz (EStG)
kann Uber das 18. Lebensjahr (§ 32 Absatz 4 EStG)
beziehungsweise Uber das 25. Lebensjahr (§ 32
Absatz 4 Satz 1 Nummer 3 EStG) unbegrenzt gewahrt
werden. Anspruch auf Kindergeld besteht fir Kinder,
die wegen Behinderung auBerstande sind, sich selbst
zu unterhalten ohne zeitliche Begrenzung, wenn die
Behinderung vor Vollendung des 25. Lebensjahres
eingetreten ist (§ 32 Absatz 4 Satz T Nummer 3 EStG,
§ 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3 BKGG). Tritt die Behin-
derung erst nach Vollendung des 25. Lebensjahres
des Kindes ein, kann eine Berucksichtigung als Kind
mit Behinderung nicht erfolgen, weil ein gesetzlicher
Ausschluss vorliegt. Fir Kinder mit Behinderung,
deren Behinderung vor dem 1. Januar 2007 in der Zeit
ab der Vollendung des 25. Lebensjahres und vor der
Vollendung des 27. Lebensjahres eingetreten ist, gilt
eine Ubergangsregelung. Demnach ist fiir diese
Kinder eine Altersgrenze von 27 Jahren ausschlagge-
bend.

Der Anspruch auf Kindergeld fur Kinder, die mangels
anderer Berechtigter das Kindergeld selbst erhalten,
endet jedoch mit Vollendung des 25. Lebensjahres

(8§ 1 Absatz 2 Satz 2 BKGG).

Waisenrente nach dem Bundesversorgungsgesetz
(BVG) Uber das 18. Lebensjahr (§ 45 Absatz 3 d) hin-
aus erhalt, wer aufgrund korperlicher oder geistiger
Behinderung nicht in der Lage ist, sich selber zu
unterhalten. Waisenrente nach dem Bundesversor-
gungsgesetz (BVG) Uber das 27. Lebensjahr hinaus
erhalt, wessen korperliche oder geistige Behinderung
so ausgepragt ist, dass die Person nicht selber in der
Lage ist, sich zu unterhalten und wenn der*die
Lebens- oder Ehepartner*in nicht in der Lage ist, den
Unterhalt zu gewahrleisten.

Waisenrente aus der Unfallversicherung (SGB VII)
kann Uber das 18. Lebensjahr (§ 67 Absatz 3 Ziffer 2
Buchstabe d) bis zur Vollendung des 27. Lebensjahres
gewahrt werden, wenn die betreffende Person sich
aufgrund einer korperlichen, geistigen oder seeli-

schen Behinderung selbst nicht unterhalten kann.

Beamt*innen erhalten, solange sie Anspruch auf
Kindergeld haben oder ohne Berlicksichtigung der

88 64 oder 65 EStG, 3 oder 4 BKGG hatten, die kinder-
bezogenen Anteile des Familien- oder Ortszuschlages
(§ 40 BBesG).

Die Beschaftigten im offentlichen Dienst erhalten
nach dem neuen Tarifrecht (TVGD) keine Kinderzula-
gen mehr. Alle Ubergeleiteten Beschaftigten erhalten
den kinderbezogenen Teil des Ortszuschlags jedoch
als Besitzstandszulage weiter, solange sie Anspruch
auf Kindergeld haben oder ohne Bertlicksichtigung der
88 64 oder 65 EStG, 3 oder 4 BKGG hatten.

Flr Waisen, die wegen Behinderung auferstande sind,
sich selbst zu unterhalten, besteht ein Anspruch auf
Waisengeld nach dem BeamtVG ohne zeitliche
Begrenzung, wenn die Behinderung vor Vollendung
des 27. Lebensjahres eingetreten ist (§ 61 Absatz 2
BeamtVG). Ein eigenes Einkommen ist gegebenenfalls

anzurechnen.
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6. STEUERERMASSIGUNGEN

6.1 Kosten fiir die Wege zwischen Wohnung und

erster Tatigkeitsstatte

6.1.1 Werbungskostenabzug
Zu den abzugsfahigen Werbungskosten gehoren die
Kosten fur die Wege zwischen Wohnung und erster
Tatigkeitsstatte. Erste Tatigkeitsstatte ist die ortsfeste
betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers, eines
verbundenen Unternehmens, oder eines vom Arbeit-
geber bestimmten Dritten, der der*die Arbeitneh-
mer*in dauerhaft (= unbefristet, bis auf Weiteres, fir
die Dauer des Dienstverhaltnisses, oder fur die Dauer
von mehr als 48 Monaten) vom Arbeitgeber zugeord-
net worden ist (§ 9 Absatz 4 Satze 1 und 3 Einkom-
menssteuergesetz — EStG). Hat der Arbeitgeber
den*die Arbeitnehmer*in keiner ortsfesten, betriebli-
chen Einrichtung eindeutig zugeordnet, ist erste
Tatigkeitsstatte die betriebliche Einrichtung, an der
der*die Arbeitnehmer*in dauerhaft
« typischerweise arbeitstdglich tatig werden soll,
oder
* je Arbeitswoche zwei volle Arbeitstage, oder min-
destens ein Drittel seiner oder ihrer vereinbarten,
regelmaBigen Arbeitszeit tatig werden soll
(§ 9 Absatz 4 Satz 4 EStG).

Im Rahmen des gleichen Arbeitsverhaltnisses hat
ein*eine Arbeitnehmer*in hochstens eine erste Tatig-

keitsstatte.

Bei allen Arbeitnehmenden ist arbeitstaglich nur ein

Weg zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte

berticksichtigungsfahig (§ 9 Absatz 1 Satz 3 Nummer
4 Satz 2 Einkommensteuergesetz — EStG).

Beispiele:
Ein Arbeitnehmer mit einer Mittagspause von zwei

Stunden fahrt taglich zum Mittagessen nach Hause.

Eine Arbeitnehmerin fahrt taglich zweimal zur Arbeit,
da sie von 7 bis 10 Uhr und von 15 bis 19 Uhr arbeiten

muss.

Zusatzliche Kosten, die durch die Zwischenheimfahrt
anfallen, konnen steuerlich nicht berlcksichtigt wer-
den, da im Rahmen des gleichen Dienstverhaltnisses
arbeitstaglich nur Kosten fir eine Fahrt beglinstigt
sind. Der Bundesfinanzhof hat durch Beschluss vom
11. September 2003, Bundessteuerblatt 2003 Il Seite
893, entschieden, dass keine verfassungsrechtlichen
Bedenken dagegen bestehen, dass auch bei atypi-
schen Dienstzeiten steuerlich nur Aufwendungen fur
einen Weg taglich zur Arbeitsstatte bericksichti-
gungsfahig sind. Die gegen diese Entscheidung einge-
legte Verfassungsbeschwerde wurde durch Beschluss
vom 25. Oktober 2005, BvR 2085/03, nicht zur Ent-
scheidung angenommen. Mit Beschluss vom

11. September 2012, VI B 43/12, hat der Bundes-
finanzhof die oben genannte Rechtsauffassung

nochmals bestatigt.
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6.1.2 Fahrten mit o6ffentlichen Verkehrsmitteln

6.1.2.1 Grundsatz

Fiir wen? Alle Arbeitnehmenden
Wer gewahrt? Finanzamt
Wo steht’s § 9 Absatz 1 Nummer 4 EStG

Abzugsfahig ist eine Entfernungspauschale von 0,30
Euro fur jeden vollen Kilometer der einfachen Entfer-
nung zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte,

hochstens 4.500 Euro im Kalenderjahr.

Ausnahme:

Die tatsachlich entstandenen Kosten werden grund-
satzlich berucksichtigt, wenn sie den fur das Kalen-
derjahr abziehbaren Betrag fir die oben genannte
Entfernungspauschale (vergleiche Beispiel 2) tber-
steigen.

Hinweis:

Fur die Bestimmung der Entfernung zwischen Woh-
nung und erster Tatigkeitsstatte ist die kirzeste Stra-
Benverbindung maBgebend. Die ,Entfernungskilome-
ter” entsprechen den Kilometern, die flr eine Strecke
zurickgelegt werden. Betragt die Entfernung zwi-
schen der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte
zum Beispiel 30 Kilometer, betragt die tagliche Fahrt-
strecke 60 Kilometer (je 30 Kilometer fiir Hin- und
Rickfahrt). In diesem Fall ist die Entfernungspau-
schale aber auf die 30 Entfernungskilometer anzu-

wenden.

Beispiel 1:

Der Arbeitnehmer fahrt im Kalenderjahr an 210 Tagen
mit dem Bus zur Arbeit. Die kiirzeste Strafenverbin-
dung zwischen der Wohnung und erster Tatigkeits-
statte betragt 13,6 Kilometer, der Bus legt fir die
Strecke 17,3 Kilometer zuriick. Die entstandenen
Fahrtkosten betragen 480 Euro. Die Werbungskosten
fur die Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatig-
keitsstatte einschlieBlich der Rickfahrten werden
vom Finanzamt wie folgt ermittelt:

« volle Kilometer der kiirzesten Straflenverbindung
=13 Kilometer, 13 Kilometer x 0,30 Euro =
3,90 Euro

e 3,90 Euro x 210 Tage = 819 Euro =
Entfernungspauschale

Der Betrag von 819 Euro stellt abzugsfahige
Werbungskosten dar.

Beispiel 2:

Die Arbeitnehmerin fahrt im Kalenderjahr an

210 Tagen mit dem Bus zur Arbeit. Die kiirzeste

StraBBenverbindung zwischen Wohnung und erster

Tatigkeitsstatte betragt 2,8 Kilometer. Der Bus legt fur

die Strecke vier Kilometer zurlck. Die tatsachlich

entstandenen Fahrtkosten betragen 240 Euro. Die

Werbungskosten flr die Fahrten zur Arbeit einschlief3-

lich der Rickfahrten werden vom Finanzamt wie folgt

ermittelt:

» volle Kilometer, der klirzesten Stra3enverbindung
= 2 Kilometer x 0,30 Euro = 0,60 Euro

« 0,60 Euro x 210 Tage = 126 Euro =
Entfernungspauschale.

Da die tatsachlich entstandenen Kosten mit 240 Euro
hoher als die Entfernungspauschale von 126 Euro
sind, stellen die tatsachlich entstandenen Aufwendun-

gen, also 240 Euro abzugsfahige Werbungskosten dar.



Beispiel 3:

Der Arbeitnehmer benutzt im Kalenderjahr an 210
Tagen zunachst den Bus und anschlieBend den Zug
fur die Fahrten zur Arbeit. Die kiirzeste Stra3enver-
bindung zwischen Wohnung und erster Tatigkeits-
statte betragt 74,2 Kilometer. Die mit Bus und Zug
zurlickgelegte Strecke betragt 79,7 Kilometer. Die
tatsachlich entstandenen Fahrtkosten betragen 1.200
Euro. Die Werbungskosten fur die Fahrten zur Arbeits-
statte einschlieBlich der Ruckfahrten werden vom
Finanzamt wie folgt ermittelt:

6. STEUERERMASSIGUNGEN

« volle Kilometer der kiirzesten Straflenverbindung
= 74 Kilometer, 74 Kilometer x 0,30 Euro =
22,20 Euro

e 22,20 Euro x 210 Tage = 4.662 Euro= Entfernungs-
pauschale

Als Werbungskosten wird der Hochstbetrag fur die
Entfernungspauschale von 4.500 Euro bertcksich-
tigt.

6.1.2.2 Besonderheit bei Arbeitnehmenden mit Schwerbehinderung

nachgewiesen wird
Wer gewadhrt? Finanzamt
Wo steht’'s? § 9 Absatz 2 Satz 3 EStG

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB ab 70 oder zwischen 50 und 70, wenn

eine erhebliche Beeintrachtigung der Bewegungsfahigkeit im StraBenverkehr mit dem Merkzeichen G

Eine Besonderheit besteht fir Arbeitnehmende, deren
GdB mindestens 70 betragt oder deren GdB mindes-
tens 50 betragt, wenn ihnen das Merkzeichen G
bescheinigt worden ist. Bei diesen konnen anstelle der
Entfernungspauschale die Kosten fur die Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte mit den
tatsachlichen Aufwendungen berlcksichtigt werden.
Die Prufung, ob der Ansatz der tatsachlichen Kosten
fur den*die betroffenen Arbeitnehmer*in ginstiger als
der Ansatz der Entfernungspauschale ist, wird vom
Finanzamt nicht jahresbezogen, sondern fur jeden

Arbeitstag gesondert durchgefihrt.

Beispiel:

Die Arbeitnehmerin mit GdB 80 fahrt an 210 Tagen mit
dem Zug zur Arbeit. Die kiirzeste Entfernung zwischen
der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte betragt
82 Kilometer. Die Kosten fir den Zug betragen monat-
lich 240 Euro (= 2.880 Euro im Kalenderjahr).

Das Finanzamt fuhrt folgende Berechnungen durch:
a) Ansatz der Entfernungspauschale fiir das ganze
Jahr

210 Tage x 82 Kilometer x 0,30 Euro = 5.166 Euro
hochstens 4.500 Euro

b) Ermittlung der Anzahl der Fahrten, durch die der
Hochstbetrag von 4.500 Euro ausgeschopft wird
4.500 Euro: 0,30 Euro = 15.000 Kilometer

15.000 Kilometer: 82 Kilometer = 183

Der Jahreshochstbetrag von 4.500 Euro fur die Entfer-
nungspauschale wird durch 183 Fahrten ausge-
schopft. Fir die restlichen 27 Fahrten (210 - 183)
wirkt sich die Entfernungspauschale somit nicht aus.

c) Ermittlung der tatsachlichen Kosten, die auf die
27 Fahrten entfallen, bei denen sich die Entfer-
nungspauschale wegen des Hochstbetrages nicht
auswirkt

Tatsachliche Kosten fur jeden Arbeitstag: 2.880 Euro:
210=13,71 Euro

27 Fahrten x 13,71 Euro = 370,17 Euro

d) Ermittlung des zu beriicksichtigenden Betrages
Hochstbetrag Entfernungspauschale fiir 183 Tage
4.500 Euro

Tatsachliche Kosten fiir 27 Tage 353 Euro

Zu bertcksichtigende Gesamtkosten 4.853 Euro

Es werden 4.853 Euro als Werbungskosten bertick-

sichtigt.
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6.1.3 Fahrten mit dem Motorrad, Moped, Fahrrad oder als Mitfahrer*in einer

Fahrgemeinschaft

Es bestehen keine Besonderheiten fur Arbeitneh-
mende mit Behinderung. Abzugsfahig ist eine Entfer-
nungspauschale von 0,30 Euro fir jeden vollen Kilo-
meter der einfachen Entfernung zwischen Wohnung
und erster Tatigkeitsstatte, hdchstens 4.500 Euro im
Kalenderjahr.

Hinweis:

Fur die Bestimmung der Entfernung zwischen Woh-
nung und erster Tatigkeitsstatte ist die kirzeste Stra-
Benverbindung maflgebend. Die .Entfernungskilome-
ter” entsprechen den Kilometern, die fiir eine Strecke
zurickgelegt werden. Betragt die Entfernung zwi-
schen der Wohnung und ersten Tatigkeitsstatte zum
Beispiel 30 Kilometer, betragt die tagliche Fahrstrecke
60 Kilometer (je 30 Kilometer fir die Hin- und Riick-
fahrt). In diesem Fall sind aber die 30 Entfernungski-
lometer mafigebend.

6.1.4 Fahrten mit einem eigenen oder zur Nutzung liberlassenen Kraftfahrzeug

Abzugsfahig ist grundsatzlich nur eine Entfernungs-
pauschale von 0,30 Euro fir jeden vollen Kilometer
der einfachen Entfernung zwischen Wohnung und
erster Tatigkeitsstatte. Fur die Bestimmung der Ent-
fernung ist die klirzeste Stra3enverbindung zwischen
Wohnung und erster Tatigkeitsstatte maf3gebend; eine
andere als die kirzeste Straf3enverbindung kann
berlcksichtigt werden, wenn sie offensichtlich ver-
kehrsgunstiger ist und von dem*der Arbeitnehmer*in
regelmaBig fur die Fahrten zwischen Wohnung und

erster Tatigkeitsstatte genutzt wird.

Beispiel:

Die kiirzeste Straf3enverbindung zwischen der Woh-
nung und der ersten Tatigkeitsstatte fuhrt Uber Land-
strafBen und umfasst eine Strecke von 42,7 Kilometer.
Der Arbeitnehmer nutzt fur die Fahrt zur Arbeit und
zurick regelmafBig die Autobahn. Obwohl dafir eine
Strecke von 49 Kilometer zuriickgelegt wird, betragt
die Zeitersparnis gegenuber einer Fahrt Uber die
LandstraBBen 20 Minuten. Fir die Ermittlung der als
Werbungskosten abzugsfahigen Entfernungspau-
schale ist eine Entfernung von 49 Kilometern zu
berlicksichtigen, da der Weg Uber die Autobahn offen-
sichtlich verkehrsgunstiger ist als die kirzeste Stra-
Benverbindung und vom Arbeitnehmer regelmafig

genutzt wird.

6.1.4.1 Besonderheiten bei Arbeitnehmenden mit Schwerbehinderung

wiesen wurde
Wer gewahrt? Finanzamt
Wo steht’s? § 9 Absatz 2 Satz 3 EStG

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB ab 70 oder zwischen 50 und 70, wenn eine
erhebliche Beeintrachtigung der Bewegungsfahigkeit im StraBBenverkehr mit dem Merkzeichen G nachge-

Eine Besonderheit besteht flr Arbeitnehmende, deren
GdB mindestens 70 betragt oder deren GdB mindes-
tens 50 betragt, wenn ihnen das Merkzeichen G
bescheinigt worden ist. Diese konnen anstelle der
Entfernungspauschalen die tatsachlichen Kosten, die

ihnen durch die Nutzung eines Kraftfahrzeugs fur die
Wege zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte
entstanden sind, als Werbungskosten geltend machen.




Das Finanzamt priift bei der Bearbeitung der Steuer-
erklarung, ob der Ansatz der Entfernungspauschalen
oder der tatsachlichen Kosten flir die Wege zur Arbeit
gunstiger ist und berucksichtigt dann den fur den*die
Arbeitnehmer*in glinstigeren Betrag.

6. STEUERERMASSIGUNGEN

Soweit die tatsachlich entstandenen Kraftfahrzeug-
kosten nicht einzeln nachgewiesen werden, wird fur
die mit dem Kraftfahrzeug zurickgelegten Wege
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte ein
pauschaler Kilometersatz von 0,60 Euro je Entfer-
nungskilometer angesetzt.

6.1.4.2 Mit der Entfernungspauschale und dem pauschalen Kilometersatz abgegoltene Kosten

Mit der Entfernungspauschale und dem pauschalen
Kilometersatz von 0,60 Euro sind grundsatzlich alle

Kosten abgegolten.

Ausnahmen:

1. Kosten aufgrund eines Unfalls, der sich auf der
Fahrt zur Arbeit oder von der Arbeit zur Wohnung
ereignet, konnen neben der Entfernungspauschale/

dem pauschalen Kilometersatz berticksichtigt werden.

2. Arbeitnehmende mit Behinderung, deren tatsach-
liche Kosten flr die Kraftfahrzeug-Nutzung mit dem
pauschalen Kilometersatz von 0,60 Euro je Entfer-
nungskilometer angesetzt werden, konnen zusatzlich
Gebuhren fur einen Parkplatz an der Arbeitsstatte
geltend machen.

6.1.4.3 Nachweis der tatsachlich entstandenen Kraftfahrzeugkosten

Bei Einzelnachweis sind die tatsachlichen Kraftfahr-
zeugkosten, die fur die Fahrten zwischen Wohnung
und erster Tatigkeitsstatte angefallen sind, wie folgt

zu ermitteln:

Zurlckgelegte Kilometer flir Fahrten von der Woh-
nung zur Arbeit und zurdck zur Wohnung x Kraftfahr-
zeuggesamtkosten : Gesamtfahrleistung im Jahr.

Hinweis:

Zum Nachweis der Gesamtfahrleistung im Kalender-
jahr ist der jeweilige Tachostand am 1. Januar und am
31. Dezember aufzuzeichnen. Aulerdem sollten
Belege, in denen der Kilometerstand des Kraftfahr-
zeugs aufgefihrt ist, zum Beispiel Inspektions- und
Reparaturrechnungen, aufbewahrt werden, da sich
auch hieraus Ruckschliusse auf die Gesamtfahrleis-

tung ziehen lassen.

Beispiel zur Ermittlung der tatsachlichen
Kosten

Die Arbeitnehmerin mit GdB 70 fahrt 2017 an 210
Tagen mit eigenem Pkw zur Arbeit. Den Pkw hat sie in
2013 flr 15.000 Euro gekauft und teilweise fremdfi-
nanziert. In 2017 wurden insgesamt (privat und beruf-
lich) 18.000 Kilometer mit dem Pkw zuriickgelegt. Die
Entfernung zwischen Wohnung und erster Tatigkeits-

statte betragt 20 Kilometer.

a) In 2017 angefallene Gesamtkosten fiir den Pkw:

Kraftfahrzeug-Haftpflicht 200 €
Kaskoversicherung 180 €
Kraftfahrzeug-Unfallversicherung 30€
Inspektionen/Olwechsel 400 €
Reparaturen 200 €
(Bl:StZIEr;elegen; Schatzung zuldssig) 2.160€
Zinsen fur den Kredit zur Teil- 500 €
finanzierung des Pkw-Kaufpreises

{\//Ivi;a;ijtr]]rgdie Garage in der Nahe der 360 €
Rechtsschutzversicherung 40 €
(nur fir den Pkw)

Kraftfahrzeug-Steuer 90 €
Pkw-AfA (16,7 v.H. von 15.000 €) 2.500 €
Summe 6.660 €

b) Von den Gesamtkosten entfallen auf die Fahrten
zwischen Wohnung und erster Tatigkeitsstatte:

(210 Tage x 20 Kilometer x 2 =) 3.108 €
8.400 Kilometer x 6.660 € ./.
18.000 Kilometer =
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c) Vergleich der tatsidchlichen Kosten mit den

pauschalen Kilometersatzen:

tatsachliche Kraftfahrzeugkosten fir
Fahrten zwischen Wohnung und 3.108 €
erster Tatigkeitsstatte

pauschale Kilometersatze:

2.52
210 Tage x 20 km x 0,60 € = s20¢€

Differenz = Mehr abzugsfahige

Kosten S88 €

Zu den Kraftfahrzeuggesamtkosten gehoren alle
durch die private und berufliche Kraftfahrzeug-Nut-
zung entstanden Kosten, wie zum Beispiel die Kraft-
fahrzeug-Steuer, die Kraftfahrzeug-Haftpflicht- und
Rechtsschutzbeitrage, die Miete fir die Garage in der
Nahe der Wohnung, Benzinkosten (kdnnen gegebe-
nenfalls geschatzt werden), Kosten fiir Olwechsel und
Inspektionen, die wegen Fremdfinanzierung des

Kraftfahrzeug-Kaufpreises angefallenen Schuldzinsen

und Reparaturkosten. AuBerdem sind gegebenenfalls
die Anschaffungskosten des Kraftfahrzeugs — verteilt
auf dessen gewohnliche Nutzungsdauer — durch die

Abschreibung fiir Abnutzung (AfA) zu beriicksichtigen.

Als gewohnliche Nutzungsdauer eines Kraftfahrzeugs
werden grundsatzlich sechs Jahre angenommen,
sodass im Jahr der Anschaffung und den folgenden
funf Jahren eine AfA von 16,7 Prozent der Anschaf-
fungskosten berucksichtigt wird. Bei einem gebraucht
gekauften Pkw ist die Restnutzungsdauer unter
Berucksichtigung des Alters, des Kilometerstandes
und des voraussichtlichen Einsatzes des Pkw zu

schatzen.

Hinweis:
Bei Anschaffung oder Verkauf eines Kraftfahrzeugs
wahrend des Jahres wird die AfA nur zeitanteilig fur

die Monate der Kraftfahrzeug-Nutzung berdcksichtigt.

6.1.4.4 Beriicksichtigung von ,Leerfahrten”, wenn der*die Arbeitnehmer*in
von einer dritten Person zur Arbeit gefahren und wieder abgeholt wird

Wird ein*eine Arbeitnehmer*in mit Schwer-
behinderung, der*die die oben genannten Vorausset-
zungen erfullt, im eigenen oder zur Nutzung uberlas-
senen Pkw arbeitstaglich von einem Dritten, zum
Beispiel vom Ehegatten, zur ersten Tatigkeitsstatte
gefahren und wieder abgeholt, konnen auch die Kos-
ten fur die Leerfahrten der Begleitperson als Wer-

bungskosten bericksichtigt werden.

Beispiel:
Der Arbeitnehmer, dessen GdB 80 betragt, wird im
Kalenderjahr an 220 Arbeitstagen von seiner Ehefrau

mit dem eigenen Pkw zur Arbeit gefahren und wieder
abgeholt. Die Entfernung zwischen der Wohnung und
erster Tatigkeitsstatte betragt zehn Kilometer. Es
werden bericksichtigt:
* beilnanspruchnahme der pauschalen Kilometer-
sdtze: 220 Tage x 20 Kilometer (10 Kilometer +
10 Kilometer flr die Leerfahrten der Ehefrau) x
0,60 Euro = 2.640 Euro
» bei Nachweis der tatsachlichen Kosten: Kosten fur
8.800 Kilometer
(220 Tage x 40 Kilometer)

6.1.4.5 Beriicksichtigung der Aufwendungen fiir die Wege zwischen Wohnung und erster Tatig-
keitsstatte, bei Verwendung verschiedener Verkehrsmittel

Benutzt ein*eine Arbeitnehmer*in mit einem Grad
der Behinderung (GdB) von mindestens 70 oder mit
GdB weniger als 70, aber mindestens 50 und erheb-
licher Beeintrachtigung der Bewegungsfahigkeit im
StraBenverkehr (= Merkzeichen G im Schwerbehin-
dertenausweis) fir den Weg zwischen Wohnung und
erster Tatigkeitsstatte am gleichen Tag sowohl einen
Pkw als auch &ffentliche Verkehrsmittel (Park &
Ride), ist fiir die Gesamtstrecke und nicht fir die
einzelne Teilstrecke zu prifen, ob die tatsachlich
angefallenen Kosten zu berlcksichtigen sind, weil

sie die Entfernungspauschale Ubersteigen (Urteil des
Bundesfinanzhofs vom 5. Mai 2009, Bundessteuer-
blatt 2009 Il Seite 729).

Beispiel:

Der Arbeitnehmer mit GdB 80 hat im Kalenderjahr

an 210 Tagen gearbeitet. Die kiirzeste Entfernung
zwischen der Wohnung und der ersten Tatigkeitsstatte
betragt 60 Kilometer. Der Arbeitnehmer ist taglich mit
eigenem Pkw zum funf Kilometer entfernt liegenden

Bahnhof gefahren und hat die Reststrecke mit dem



Zug zurickgelegt. Die Kosten fur die Fahrten mit dem
Zug betragen 1.200 Euro.

Das Finanzamt fuhrt folgende Berechnung durch:
a) Ermittlung der Entfernungspauschale

210 Tage x 60 Kilometer x

0,30 Euro = 3.780 Euro

6.2 Kinderbetreuungskosten

6. STEUERERMASSIGUNGEN

b) Ermittlung der tatsachlichen Kosten

Pkw: 210 Tage x 5 Kilometer x

0,60 Euro = 630 Euro
Zug: 1.200 Euro
Gesamtkosten 1.830 Euro

Berulcksichtigt wird die Entfernungspauschale von

3.780 Euro, da sie die tatsachlichen Kosten Ubersteigt.

Fiir wen? Fur alle Eltern
Wer gewahrt? Finanzamt
Wo steht’'s? § 10 Absatz 1 Nummer 5 EStG

Steuerlich begtlinstigt sind ausschlieBlich Kosten, die
fur die .Betreuung” des Kindes entstanden sind, sowie
die Fahrtkosten, die der Betreuungsperson ersetzt
worden sind. Zu den beginstigten Kosten gehoren
zum Beispiel Kindergarten- und Hortgebuihren, Kosten
fur die Betreuung bei den Hausaufgaben, fur eine
Tagesmutter, fur eine angestellte Hilfe im Haushalt,
die das Kind betreut.

Keine begunstigten Kinderbetreuungskosten sind
Kosten fir Unterricht (Nachhilfe, Computerkurs,

6.2.1 Personliche Voraussetzungen

Das Kind, fur das die Betreuungskosten anfallen,

muss folgende Voraussetzungen erfillen:

* Es muss ein leibliches Kind, Adoptiv- oder Pflege-
kind der steuerpflichtigen Person sein.

» Es muss zum Haushalt der steuerpflichtigen

Person gehoren.

Musikschule und so weiter), fiir die Vermittlung
besonderer Fahigkeiten sowie sportliche oder andere
Freizeitbetatigungen.

Kosten, die fur die beglnstigte Kinderbetreuung
entstehen, werden — unabhangig davon, ob sie wegen
der Erwerbstatigkeit, Krankheit, Behinderung oder
Ausbildung der Elternteile anfallen — stets als Sonder-

ausgaben bericksichtigt.

» Esdarfim Zeitpunkt der Betreuung noch nicht
14 Jahre alt sein oder es muss wegen einer Behin-
derung, die vor seinem 25. Geburtstag eingetreten
ist, auBerstande sein, sich selbst zu unterhalten
(ist die Behinderung des Kindes vor dem 1. Januar
2007 eingetreten, reicht es aus, dass sie vor dem
27. Geburtstag des Kindes eingetreten ist).
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6.2.2 Formelle Voraussetzungen

Die Aufwendungen fir die Fremdbetreuung des

Kindes werden nur berticksichtigt, wenn

« fur die Aufwendungen eine Rechnung oder ein
Geblhrenbescheid, zum Beispiel fur die Unterbrin-
gung des Kindes im Kindergarten/Kinderhort
erteilt worden ist beziehungsweise mit der Betreu-
ungsperson ein schriftlicher Arbeitsvertrag abge-
schlossen worden ist und

» die Aufwendungen auf ein Konto des Erbringers

der Betreuungsleistung Uberwiesen worden sind

(Barzahlungen sind also nicht begiinstigt).

Die Rechnung/der Gebuhrenbescheid sowie der
Kontoauszug, aus dem sich ergibt, dass der Rech-
nungsbetrag auf ein Konto des Erbringers der Betreu-
ungsleistung Uberwiesen worden ist, missen dem

Finanzamt nur nach Anforderung eingereicht werden.

6.2.3 Hohe der abzugsfahigen Kinderbetreuungskosten

Fur jedes Kind sind zwei Drittel der Betreuungskosten
abzugsfahig, hochstens 4.000 Euro im Kalenderjahr.

Beispiel 1:

Die Ehegatten A und B haben eine dreijahrige Tochter
und einen neunjahrigen Sohn. Fir die Unterbringung
der Tochter im Kindergarten sind im Kalenderjahr

Kosten von 1.200 Euro entstanden und fir die Haus-

aufgabenbetreuung des Sohnes 600 Euro. Die Rech-

nungsbetrage haben die Ehegatten tberwiesen.

Die fur die Tochter entstandenen Kosten werden mit
800 Euro (2/3 von 1.200 Euro) und die fir den Sohn
entstandenen Kosten mit 400 Euro (2/3 von 600 Euro)

als Sonderausgaben abgezogen.

6.3 AuBergewdhnliche Belastungen/Haushaltsnahe
Beschiftigungsverhaltnisse und Dienstleistungen

Lebenshaltungskosten sind steuerlich grundsatzlich
nicht abzugsfahig. Eine Ausnahme gilt unter anderem
flr Kosten, die aufgrund auBBergewohnlicher Umstande
entstehen, denen sich die steuerpflichtige Person aus
rechtlichen, tatsachlichen oder sittlichen Grinden nicht
entziehen kann und die sie belasten. Diese Kosten
werden, soweit sie nach den Umstanden notwendig
sind und einen angemessenen Betrag nicht Uberstei-
gen, als auBergewdhnliche Belastung berticksichtigt.

Die steuerliche Berticksichtigung von au3ergewohn-
lichen Belastungen ist in den §§ 33,33 aund 33 b
Einkommensteuergesetz — EStG — geregelt. Wahrend
§ 33 EStG den Abzug auBBergewohnlicher Belastungen
allgemeiner Art regelt, enthalten die §§ 33 aund 33 b
EStG spezielle Regelungen fir besonders haufig
vorkommende Sachverhalte.

Bei einem Gesamtbetrag der Einkiinfte bis liber 15.340 Euro bis
15.340 Euro  bis 51.130 Euro  51.130 Euro

bei Steuerpflichtigen, die keine Kinder haben und bei 5 6 7

denen die Einkommensteuer nach § 32 a Absatz 1 zu

berechnen ist;

Bei Steuerpflichtigen, die keine Kinder haben und bei 4 5 6

denen die Einkommensteuer nach §32 a Absatz 5

oder 6 (Splittingverfahren) zu berechnen ist;

bei Steuerpflichtigen mit einem Kind* oder zwei 2 3 4

Kindern*

Bei Steuerpflichtigen mit drei oder mehr Kindern* 1 1 2

Von Hundert des Gesamtbetrags der Einkiinfte

* Als Kinder zahlen die Kinder, fir die die steuerpflichtige Person Kindergeld oder einen Kinderfreibetrag

erhalt
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6.3.1 AuBergewdhnliche Belastungen allgemeiner Art

Fiir wen? Alle steuerpflichtigen Menschen
Wer gewdhrt? Finanzamt
Wo steht’s? § 33 EStG

6.3.1.1 Beriicksichtigung der zumutbaren Belastung

Die auBergewohnlichen Belastungen allgemeiner Art
wirken sich nur aus, soweit sie insgesamt die ,zumut-
bare Belastung” Ubersteigen. Die angefallenen Kosten
werden vom Finanzamt um die zumutbare Belastung
gekiirzt, deren Hohe sich nach dem Gesamtbetrag der
Einklnfte, der Anzahl der zu bericksichtigenden Kinder
und dem anzuwendenden Steuertarif richtet (verglei-
che oben abgedruckte Tabelle). Friiher haben sowohl
die Finanzverwaltung als auch die Gerichte die Auffas-
sung vertreten, dass zur Ermittlung der zumutbaren
Belastung auf den Gesamtbetrag der Einkinfte der

entsprechende Prozentsatz anzuwenden ist.

Beispiel:

A. hatte im Kalenderjahr 2016 einen Gesamtbetrag
der Einkinfte von 60.000 Euro. Er ist ledig und hat
keine Kinder. Das Finanzamt hat die zumutbare Belas-
tung friher wie folgt ermittelt: 7 Prozent von 60.000
Euro = 4.200 Euro.

Mit Urteil vom 19. Januar 2017, Bundessteuerblatt
2017 Il Seite 684 hat der Bundesfinanzhof — abwei-
chend von seiner friheren Rechtsprechung - ent-

schieden, dass nur der Teil des Gesamtbetrages der
Einklnfte, der den jeweiligen in der oben aufgefuhrten
Tabelle genannten Grenzbetrag Ubersteigt, mit dem
jeweils hoheren Prozentsatz belastet wird. Die Finanz-
verwaltung wendet das Urteil an.

Das Finanzamt ermittelt im oben genannten Beispiel
die zumutbare Belastung des A. nunmehr wie folgt:
« Fdr den anteiligen Gesamtbetrag der Einklnfte bis
15.340 Euro:
5 Prozent von 15.340 Euro 767 Euro

« Fir einen anteiligen Gesamtbetrag von
35.790 Euro (51.130 - 15.340):
6 Prozent von 35.790 Euro 2.147 Euro
« Fir den verbleibenden Gesamtbetrag der
Einklnfte in Hohe von 8.870 Euro
(60.000 - 51.130):
7 Prozent von 8.870 Euro 621 Euro

Summe der zumutbaren Belastung 3.535 Euro

6.3.1.2 Beispiele zu den auBBergewohnlichen Belastungen allgemeiner Art

Zu den auBergewohnlichen Belastungen allgemeiner
Art gehoren zum Beispiel nicht erstattungsfahige
Krankheitskosten (Didtkosten sind jedoch nicht
abzugsfahig). Abzugsfahig sind nur Krankheitskosten,
die zur Heilung oder Linderung einer Krankheit aufge-
wendet werden (unmittelbare Krankheitskosten).
Nicht begunstigt sind dagegen Kosten, die nur als
Folge der Krankheit entstehen, wie zum Beispiel
Kosten fur medizinische Fachliteratur, auch wenn die
Literatur dazu dient, die Entscheidung flr eine
bestimmte Therapie oder fur die Behandlung durch
einen bestimmten Arzt zu treffen (Urteile des Bundes-
finanzhofs vom 6. April 1990, Bundessteuerblatt 1990
[l Seite 958 und vom 24. Oktober 1995, Bundessteuer-
blatt 1996 Il Seite 88), Aufwendungen fir Trinkgelder

anlasslich eines Krankenhausaufenthalts, Kosten fir

die Neuanschaffung von Kleidung wegen einer erheb-
lichen Gewichtsveranderung aufgrund einer Krankheit
oder Kosten fur Besuchsfahrten zu einem im Kran-
kenhaus liegenden Angeharigen, es sei denn, der*die
behandelnde Krankenhausarzt*arztin bescheinigt,
dass gerade der Besuch der steuerpflichtigen Person

zur Heilung entscheidend beitragen kann.

Sind Ehegatten aus Krankheitsgriinden oder wegen
einer Behinderung beider Ehegatten gemeinsam in
einem Heim untergebracht, ist die Haushaltsersparnis
fur jeden Ehegatten zu berlcksichtigen.

AuBergewohnliche Belastungen allgemeiner Art sind
auch Kosten, die einer steuerpflichtigen Person flr
ihre krankheits- oder behinderungsbedingte Unter-
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bringung in einem Heim (Pflegeheim, Altenwohnheim)
entstehen, soweit sie nicht erstattet werden und die
steuerpflichtige Person keinen Behinderten-Pausch-
betrag in Anspruch nimmt. Als Nachweis, dass die
Heimunterbringung nicht nur aus Altersgrinden,
sondern wegen einer Krankheit oder einer Behinde-
rung erfolgt, forderte die Finanzverwaltung friher die
Vorlage eines Bescheides Uber die Einstufung in die
Pflegestufe I, Il oder Ill oder einer Bescheinigung, dass
eine erhebliche Einschrankung der Alltagskompetenz
festgestellt worden ist. Mit Urteilen vom 13. Oktober
2011, Bundessteuerblatt 2011 Il Seite 1010 und vom
9. Dezember 2010, Bundessteuerblatt 2011 Il Seite
1011, hat der Bundesfinanzhof entschieden, dass
auch durch andere Unterlagen, zum Beispiel eine
facharztliche Bescheinigung, nachgewiesen werden
kann, dass die Heimunterbringung krankheits-/behin-
derungsbedingt erfolgt ist und nicht lediglich aus
Altersgrinden. Ist die steuerpflichtige Person
zunachst aus anderen Grinden, zum Beispiel auf-
grund des Alters, in ein Altenheim gezogen und tritt
spater eine Krankheit/Behinderung ein, die eine Heim-
unterbringung erfordert, sind die Heimkosten ab dem
Eintritt der Krankheit/Behinderung berticksichti-
gungsfahig (BMF-Schreiben vom 20. Januar 2003,
Bundessteuerblatt 2003 | Seite 89). Hat die steuer-
pflichtige Person einen eigenen Haushalt aufgelost,
bericksichtigt das Finanzamt nur die Heimkosten, die
die Haushaltsersparnis Ubersteigen. Die Haushalts-
ersparnis betragt flir 2017 jahrlich 8.820 Euro und ab
2018 9.000 Euro.

Sind Ehegatten aus Krankheitsgriinden oder wegen
einer Behinderung beider Ehegatten gemeinsam in
einem Heim untergebracht, ist die Haushaltsersparnis

fur jeden Ehegatten zu berlcksichtigen.

Abzugsfahig sind auch krankheits- oder behinde-
rungsbedingte Heimunterbringungskosten, die die
steuerpflichtige Person fiur einen*eine Angehorige™n
zahlt, weil dieser*diese sie nicht selbst finanzieren
kann. Auch in diesem Fall sind die Heimkosten nur
insoweit begunstigt, als sie die Haushaltsersparnis
Ubersteigen, wenn der eigene Haushalt des*der Ange-
horigen aufgelost worden ist. Hat der*die Angehorige
der steuerpflichtigen Person in der Vergangenheit
Vermaogen zugewendet, sind die Ubernommenen
Kosten nur insoweit abziehbar, als sie den Vermo-

genswert Ubersteigen.

Zu den auBergewohnlichen Belastungen gehdren auch
durch Versicherungsleistungen nicht gedeckte Begrab-
niskosten, soweit sie den Nachlass Ubersteigen. Kur-
kosten gehoren zu den auBBergewohnlichen Belastun-
gen, wenn die Notwendigkeit der Kur durch eine vor
Kurantritt ausgestellte Bescheinigung des*der Amts-
arztes*arztin nachgewiesen wird oder durch eine
Bescheinigung der Krankenkasse, aus der sich ergibt,
dass Zuschiisse zu den Unterkunfts- und Verpflegungs-
kosten gezahlt worden sind, weil der medizinische
Dienst die Notwendigkeit der Kur festgestellt hat.
AuBerdem muss sich die steuerpflichtige Person am

Kurort grundsatzlich in arztliche Behandlung begeben.

Bei Heilkuren von Kindern ist zusatzlich erforderlich,
dass das Kind wahrend der Kur in einem Kinderheim
untergebracht ist oder der*die Amtsarzt*arztin vor
Kurantritt bescheinigt hat, dass und warum der
Kurerfolg auch bei einer Unterbringung auBlerhalb
eines Kinderheims gewahrleistet ist (Urteile des
Bundesfinanzhofs vom 12. Juni 1991, Bundessteuer-
blatt 1991 Il Seite 763 und vom 2. April 1998, Bundes-
steuerblatt 1998 Il Seite 613). Kosten fiir eine Begleit-
person wahrend einer notwendigen Kur konnen
ebenfalls berlcksichtigt werden, wenn das kurbeddurf-
tige Kind eine Behinderung hat und im Schwerbehin-
dertenausweis vermerkt ist, dass standige Begleitung
erforderlich ist oder —in anderen Fallen — vor Kurant-
ritt vom*von der Amtsarzt*arztin bescheinigt wird,
dass die Begleitung aus medizinischen Griinden
erforderlich ist (Urteil des Bundesfinanzhofs vom

17. Dezember 1997 Bundessteuerblatt 1998 Il

Seite 298).

Ebenso konnen Kosten der steuerpflichtigen Person
fur eine Begleitperson bei Urlaubsreisen bis zu einem
Betrag von 767 Euro im Kalenderjahr berucksichtigt
werden, wenn die steuerpflichtige Person eine Behin-
derung hat und im Schwerbehindertenausweis ver-
merkt ist, dass standige Begleitung erforderlich ist
oder —in anderen Fallen — vor Antritt des Urlaubs
vom*von der Amtsarzt*arztin bescheinigt wird, dass
die Begleitung aus medizinischen Griinden erforder-
lich ist (Urteil des Bundesfinanzhofs vom 4. Juli 2002,
Bundessteuerblatt 2002 Il Seite 765).

Fahren Eltern mit ihrem minderjahrigen Kind mit
Behinderung in Urlaub, konnen die auf die Eltern ent-
fallenden Reisekosten aber auch dann nicht steuerlich
berlcksichtigt werden, wenn das Kind der standigen



Begleitung bedarf. In diesem Fall liegen keine ,behinde-
rungsbedingten” Mehraufwendungen vor, da entspre-
chende Kosten auch Familien entstehen, die mit ihren
Kindern ohne Behinderung in Urlaub fahren (Urteil des
Bundesfinanzhofs vom 26. Januar 2006, BFH/NV 2006
Seite 1265). Entsprechendes gilt, wenn eine steuer-
pflichtige Person, die auf standige Begleitung angewie-
sen ist, mit ihrem Ehegatten in Urlaub fahrt. Auch in
diesem Fall liegen keine ,.behinderungsbedingten”
Mehraufwendungen vor, da andere Ehegatten ebenfalls
gemeinsam in Urlaub fahren (vergleiche auch Urteil
des Bundesfinanzhofs vom 7. Mai 2013, Bundessteuer-
blatt 2013 Il Seite 808).

Zu den auBergewohnlichen Belastungen allgemeiner
Art gehoren auch nicht ersetzte Kosten fur ein medizi-
nisches Hilfsmittel, das aufgrund seiner Art aus-
schlieflich der kranken Person selbst dient und nur
fur diesen bestimmt und nutzbar ist, zum Beispiel
Rollstuhl, Brille, Horgerat. Handelt es sich jedoch bei
dem Hilfsmittel um einen allgemeinen Gebrauchs-
gegenstand des taglichen Lebens, den auch Gesunde
aus Grinden der Vorsorge oder zur Steigerung des
Lebensstandards erwerben, sind die Anschaffungs-
kosten steuerlich nur abzugsfahig, wenn der*die
Amtsarzt*arztin vor dem Kauf des Gegenstands
bescheinigt hat, dass die Anschaffung aufgrund der

Erkrankung notwendig ist.

Beispiel (Urteil des Bundesfinanzhofs vom

9. August 1991, Bundessteuerblatt 1991 I
Seite 920):

Der Steuerpflichtige, dessen Grad der Erwerbsminde-
rung 100 betragt, leidet an der Bechterew'schen
Krankheit. Da er sich ohne fremde Hilfe nicht aufrich-
ten kann, erwirbt er ein Spezialbett mit motorbetrie-
bener Oberkorperaufrichtung. Bei dem Bett handelt es
sich um einen Gebrauchsgegenstand des taglichen
Lebens, den sich auch Gesunde zur Steigerung des
Lebenskomforts anschaffen. Da das erworbene Bett
aber nur vom Steuerpflichtigen genutzt wird, konnen
die Anschaffungskosten als auBergewohnliche Belas-
tung bertcksichtigt werden, wenn durch eine vor dem
Kauf ausgestellte amtsarztliche Bescheinigung nach-
gewiesen wird, dass die Anschaffung des Bettes

aufgrund der Erkrankung notwendig war.

Entgegen seiner friheren Rechtsprechung hat der
Bundesfinanzhof mit Urteil vom 22. Oktober 2009,
Bundessteuerblatt 2010 Il Seite 280 entschieden,
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dass nicht ersetzte Aufwendungen, die entstehen,
weil der*die Steuerpflichtige gezwungen ist, die von
ihm*ihr bisher genutzte Wohnung wegen einer Krank-
heit/Behinderung umzubauen (zum Beispiel Bau
einer Rollstuhlrampe, Einrichtung eines behinderten-
gerechten Bades, Verbreiterung der Tiren) als aufBBer-
gewohnliche Belastung abzugsfahig sind. Die Finanz-
verwaltung wendet dieses Urteil allgemein an. Mit
Urteil vom 24. Februar 2011, Bundessteuerblatt 2011
Il Seite 1012 hat der Bundesfinanzhof auBerdem
entschieden, dass auch nicht ersetzte Mehraufwen-
dungen fur den behindertengerechten Um- oder
Neubau eines Hauses (zum Beispiel fiir extra breite
Turen, besondere Tur- und Fenstergriffe, einen Auf-
zug), das die steuerpflichtige Person zukiinftig nutzen
will, auBergewdhnliche Belastungen darstellen. Auch
dieses Urteil wird von der Finanzverwaltung allge-
mein angewandt. Krankheits- oder behinderungsbe-
dingte Umbaukosten der Wohnung und Mehraufwen-
dungen fur den behindertengerechten Um- oder
Neubau eines selbst genutzten Hauses sind in dem
Kalenderjahr als auBBergewohnliche Belastung
abzugsfahig, in dem sie gezahlt werden. Sind die
betroffenen Aufwendungen so hoch, dass sie sich
steuerlich (gegebenenfalls nach Abzug der zumutba-
ren Belastung) nicht in voller Hohe auswirken, ist es
nach Auffassung der Finanzverwaltung nicht maglich,
die betroffenen Aufwendungen auf mehrere Jahre zu
verteilen, damit sie sich (gegebenenfalls nach Abzug
der zumutbaren Belastung) in voller Hohe steuerlich
auswirken. Diese Rechtsauffassung hat auch der
Bundesfinanzhof in seinem Beschluss vom 12. Juli
2017, Bundessteuerblatt 2017 Il Seite 979 vertreten.
Gegen den Beschluss haben die Klager Verfassungs-
beschwerde eingelegt, die unter dem Aktenzeichen 1
BvR 33/18 anhangig ist.

Fur den Nachweis der Zwangslaufigkeit der behinde-
rungsbedingten Baukosten ist die Vorlage folgender
Unterlagen ausreichend:

» der Bescheid eines gesetzlichen Tragers der Sozi-
alversicherung oder der Sozialleistungen tber die
Bewilligung eines pflege- beziehungsweise
behinderungsbedingten Zuschusses (zum Beispiel
zur Verbesserung des individuellen Wohnumfeldes
nach § 40 Absatz 4 SGB XI) oder

+ das Gutachten des Medizinischen Dienstes der
Krankenversicherung, des Sozialmedizinischen
Dienstes oder der Medicproof Gesellschaft fur
medizinische Gutachten mbH.
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Mehrkosten flr die Anschaffung eines grof3eren
Grundstlcks zum Bau eines behinderungsgerechten

Bungalows sind dagegen steuerlich nicht abzugsfahig.

Diese Mehrkosten entstehen nicht zwangslaufig. Im
Gegensatz zu behinderungsbedingten baulichen
MafBnahmen — wie zum Beispiel der Einbau einer
barrierefreien Dusche oder eines Treppenlifts, die den
behinderungsbedingten Lebenserschwernissen

des*der Steuerpflichtigen, oder eines Angeharigen
Rechnung tragen, sind Mehrkosten fir ein grof3eres
Grundstlick nicht vornehmlich durch die Behinderung
veranlasst. Sie sind in erster Linie Folge des frei
gewahlten Wohnflachenbedarfs der*des Steuerpflich-
tigen (Urteil des Bundesfinanzhofs vom 17. Juli 2014,
Bundessteuerblatt 2014 Il Seite 931).

6.3.1.3 Behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale

Wer gewadhrt? Finanzamt
Wo steht’s? § 33 Absatz 2a EStG

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung ab einem GdB von 70 und dem Kennzeichen G im Ausweis
oder einem GdB ab 80, Menschen mit Schwerbehinderung mit einem Ausweismerkmal AG (auBRergewohn-
lich gehbehindert), Bl (blind), TBL (taubblind) oder H (hilflos)

Fur Aufwendungen fir durch eine Behinderung
veranlasste Fahrten wird nur eine Pauschale gewahrt
(behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale).

Die Pauschale erhalten:

1. Menschen mit einem Grad der Behinderung von
mindestens 80 oder mit einem Grad der Behinde-
rung von mindestens 70 und dem Merkzeichen
.G,

2. Menschen mit dem Merkzeichen ,aG", mit dem
Merkzeichen ,Bl", mit dem Merkzeichen ,TBl" oder

mit dem Merkzeichen ,H"

Bei Erfullung der Anspruchsvoraussetzungen nach

Nummer 1 betragt die Pauschale 900 Euro.

Bei Erfullung der Anspruchsvoraussetzungen nach
Nummer 2 betragt die Pauschale 4.500 Euro. In die-

sem Fall kann die Pauschale nach Nummer 1 nicht
zusétzlich in Anspruch genommen werden. Uber die
Fahrtkostenpauschale hinaus sind keine weiteren
behinderungsbedingten Fahrtkosten als auf3erge-
wohnliche Belastung nach §33 Absatz 1 berticksichti-
gungsfahig. Die Pauschale ist bei der Ermittlung des
Teils der Aufwendungen im Sinne des Absatzes 1, der
die zumutbare Belastung ubersteigt, einzubeziehen.
Sie kann auch gewahrt werden, wenn ein Behinder-
ten-Pauschbetrag nach § 33b Absatz 5 lbertragen
wurde, also wenn nicht die steuerpflichtige Person
eine Behinderung hat, sondern ein Kind, fur das die
steuerpflichtige Person Kindergeld oder einen Kinder-
freibetrag erhalt und der Behinderten-Pauschbetrag,
der dem Kind zusteht, auf die steuerpflichtige Person

Ubertragen worden ist.

6.3.2 SteuerermaBigung fiir haushaltsnahe Beschaftigungsverhaltnisse und
die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen (§ 35 a EStG)

Sind fur eine Hilfe im eigenen Haushalt Kosten ent-
standen, wird unter bestimmten Voraussetzungen
eine Steuerermafigung nach § 35 a EStG gewahrt,
soweit die Aufwendungen weder als Werbungskosten
noch als Betriebsausgaben abzugsfahig sind und
auch nicht als auBergewohnliche Belastung berick-
sichtigt worden sind. Folgende ErmaBigungstatbe-
stande sind zu unterscheiden:

a) Die Hilfe im Haushalt wird im Rahmen eines
geringfiigigen Beschiftigungsverhaltnisses im
Sinne des § 8 a SGB IV (,,450-Euro-Job”) fiir den
Steuerpflichtigen tétig (§ 35 a Absatz 1 EStG)

« Steuerermafigung: 20 Prozent der beglinstigten
Kosten, hochstens 510 Euro im Kalenderjahr. Der
Hochstbetrag ist ein Jahresbetrag, der auch dann
gilt, wenn entsprechende Aufwendungen nicht

monatlich anfallen.




Bei dem geringfugigen Beschaftigungsverhaltnis im
Sinne des § 8 a SGB IV handelt es sich um ein Arbeits-
verhaltnis, das die steuerpflichtige Person fir ihren
Privathaushalt begrindet, fir Tatigkeiten, die sonst
durch Mitglieder eines Haushalts erfolgen, wenn das
Arbeitsentgelt flr die Beschaftigung monatlich 450
Euro nicht Ubersteigt. Die steuerpflichtige Person hat
in diesem Fall Abgaben in Hohe von 12 Prozent des
gezahlten Arbeitslohns an die Deutsche Rentenversi-
cherung Knappschaft Bahn-See zu entrichten (finf
Prozent Rentenversicherungsbeitrage, finf Prozent
Krankenversicherungsbeitrage und zwei Prozent

Pauschalsteuer).

b) Es wird eine Haushaltshilfe im Rahmen eines
sozialversicherungspflichtigen Dienstverhiltnisses
beschaftigt, das kein 450-Euro-Job ist, und/oder es
werden haushaltsnahe Dienstleistungen, die keine
Handwerkerleistungen darstellen, durch einen
selbststindigen Unternehmer in Anspruch genom-
men (§ 35 a Absétze 2 und 4 EStG)
« Steuerermafigung: 20 Prozent der Arbeits- und
Fahrtkosten, hochstens 4.000 Euro im Kalender-
jahr

Diese Steuerermafigung wird auch fur Aufwendun-

gen gewahrt, die entstanden sind

» durch die Inanspruchnahme von Pflege- und
Betreuungsleistungen im Haushalt der steuer-
pflichtigen Person oder der gepflegten Person,
soweit sich die Aufwendungen nicht als auB3erge-
wohnliche Belastung ausgewirkt haben und die
steuerpflichtige Person keinen Behinderten-
Pauschbetrag in Anspruch nimmt,

oder

* bei Unterbringung in einem Heim flr Dienstleis-
tungen, die denen einer Haushaltshilfe vergleich-
bar sind.

Aufwendungen der Eltern fur die Pflege und Betreu-

ung eines Kindes mit Behinderung, fur das sie Kinder-
geld oder einen Kinderfreibetrag erhalten, im eigenen
Haushalt oder im Haushalt des Kindes sind auch dann
begunstigt, wenn der dem Kind zustehende Behinder-

ten-Pauschbetrag auf die Eltern Ubertragen wird.

Der Hochstbetrag ist ein Jahresbetrag, der auch dann
berlcksichtigt wird, wenn entsprechende Aufwendun-

gen nicht monatlich angefallen sind.
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Zu den haushaltsnahen Dienstleistungen, die keine
Handwerkerleistungen darstellen, gehdren zum
Beispiel

« Tatigkeiten eines*einer selbststandigen Fenster-
putzers*Fensterputzerin,

« Gartenpflegearbeiten durch einen*eine selbststan-
dige*n Gartner*in (nur die Lohn- und in Rechnung
gestellten Fahrtkosten sind begunstigt, keine
Materialkosten),

+ Tatigkeiten eines Pflegedienstes.

Hinweis:

Bei der Steuerermafigung nach § 35 a EStG sind
Leistungen der Pflegeversicherung nach § 36 SGB XI
(Pflegesachleistungen) und nach § 45 b SGB Xl (Kosten-
ersatz flr zusétzliche Betreuungsleistungen) mindernd
zu berucksichtigen. Im Gegensatz dazu sind Leistungen
nach § 37 SGB XI (sogenanntes Pflegegeld) auf die

entstandenen Kosten nicht anzurechnen.

Erflllen Aufwendungen sowohl die Voraussetzungen
fur einen Abzug als auBBergewohnliche Belastung als
auch die Voraussetzungen fir eine Steuerermafigung
nach § 35 a EStG, zum Beispiel Pflegekosten, die fur
Pflegeleistungen im Haushalt der steuerpflichtigen
Person entstehen, kann diese wahlen, ob sie die
Aufwendungen als auBergewohnliche Belastung
geltend machen oder die SteuerermafBigung nach

§ 35 a EStG beantragen will. Wahlt die steuerpflichtige
Person den Abzug als auBBergewaohnliche Belastung,
sind die entstandenen Aufwendungen auch um das
sogenannte Pflegegeld zu kirzen. Fir die Aufwendun-
gen, die sich wegen des Abzugs der zumutbaren
Belastung (vergleiche dazu 6.3.1.1) sowie der Anrech-
nung des Pflege- oder Pflegetagegeldes nicht als
auBergewohnliche Belastung ausgewirkt haben, kann
zusatzlich die Steuerermafigung nach § 35 a EStG
gewahrt werden.

Voraussetzung fir die Steuerermafigung ist, dass die
steuerpflichtige Person fur die Kosten eine Rechnung
erhalten und den Betrag auf ein Konto des Unterneh-
mens Uberwiesen hat. Bei Barzahlung der Rechnung

wird also keine Steuerermafligung gewahrt.

Beispiel:

» Die Ehegatten A und B leben in einem gemeinsa-
men Haushalt. A hat einen GdB von 80 und ist
pflegebedirftig. In 2017 entstehen den Ehegatten

folgende Kosten:
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Kosten fur eine*n selbststandige*n 600 Euro
Fensterputzer*in
Kosten fur die Gartenpflege durch 600 Euro
eine*n Gartner*in
Kosten fir die Inanspruchnahme 6.000 Euro
eines Pflegedienstes

davon von der Pflegekasse 4.800 Euro

nach § 36 SGB XI (Pflegesach-
leistungen) Gbernommen

davon von den Ehegatten selbst  1.200 Euro
zu zahlen

Die Ehegatten haben fir die in Anspruch genomme-
nen Leistungen Rechnungen erhalten und die Rech-
nungsbetrage tberwiesen. Die zumutbare Eigenbelas-
tung der Ehegatten betragt 1.800 Euro.

Die selbst getragenen Kosten fur den Pflegedienst von
1.200 Euro stellen dem Grunde nach auBBergewohnli-
che Belastungen im Sinne des § 33 EStG dar. Sie
Ubersteigen jedoch nicht die zumutbare Eigenbelas-
tung von 1.800 Euro, sodass sie sich steuerlich als
auBergewohnliche Belastung nicht auswirken. Daher
kann fur die selbst getragenen Pflegekosten ebenso
wie fur die Kosten flr das Fensterputzen und Gart-
nern eine SteuerermafBigung nach § 35 a EStG
gewahrt werden. Die Steuerermafigung nach § 35a
Absatz 2 Satz 1, die bei der Einkommensteuerveranla-
gung den Ehegatten abgezogen wird, betragt somit

20 Prozent von (600 Euro + 600 Euro + 1.200 Euro) =
2.400 Euro, also 480 Euro.

c) Es werden Handwerkerleistungen fiir Renovie-

rungs-, Erhaltungs- und ModernisierungsmafBinah-

men, die im Haushalt der steuerpflichtigen Person

erbracht werden, in Anspruch genommen (§ 35 a

Absatz 3 EStG)

« Steuerermafigung: 20 Prozent der Arbeits- und
Fahrtkosten, hochstens 1.200 Euro im Kalender-

jahr (Materialkosten sind nicht begtinstigt).

Der Hochstbetrag ist ein Jahresbetrag, der auch dann
gilt, wenn entsprechende Aufwendungen nicht monat-

lich angefallen sind.

Zu den begtlinstigten Handwerkerleistungen gehoren

zum Beispiel:

» Malerarbeiten in der selbst genutzten Wohnung
(nur die Lohn- und in Rechnung gestellten Fahrt-

kosten sind begtinstigt, keine Materialkosten),

* Renovierung des Badezimmers in der selbst
genutzten Wohnung (nur die Lohn- und in Rech-
nung gestellten Fahrtkosten sind beginstigt, keine
Materialkosten),

» Erneuerung des FuBbodenbelags, der Fenster und
Tiren in der selbst genutzten Wohnung (nur die
Lohn- und in Rechnung gestellten Fahrtkosten sind
beglnstigt, keine Materialkosten),

» Tatigkeiten des Schornsteinfegers, einschlieBlich
Mess- und Uberpriifungsarbeiten sowie Feuerstét-
tenschau,

» Heizungsreparatur- und Heizungswartungsarbei-

ten.

Voraussetzung fur die Steuerermafigung ist, dass die
steuerpflichtige Person vom Unternehmen eine Rech-
nung erhalten hat, aus der sich die begunstigten
Lohn- und Fahrtkosten ergeben, und den Rechnungs-
betrag auf ein Konto des Unternehmens Uberwiesen
hat. Bei Barzahlung der Rechnung wird also keine
SteuerermaBigung gewahrt. Rechnungs- und Uber-
weisungsbelege mussen dem Finanzamt nur nach

Aufforderung eingereicht werden.

Beispiel:
Frau C sind im Kalenderjahr 2017 unter anderem

folgende Kosten entstanden:

Kosten fiir eine*n selbststandige*n 600 Euro
Fensterputzer*in

Kosten fir Gartenpflegearbeiten 500 Euro
durch eine*n Gartner*in

Arbeits- und Fahrtkosten fir die 1.500 Euro
Renovierung des Badezimmers

(ohne Material)

Schornsteinfegergebihren 60 Euro
Arbeits- und Fahrtkosten flr 1.200 Euro
Parkettverlegearbeiten (ohne

Material)

Heizungswartungsarbeiten 100 Euro

Wegen der Kosten fir Fensterputzen und Gartnern
wird eine Steuerermafigung nach § 35 a Absatz 2
Satz 1 EStG von 20 Prozent von (600 Euro + 500 Euro
=1.100 Euro), also von 220 Euro gewdhrt. Wegen der
Arbeitskosten fur die Badezimmerrenovierung,

der Schornsteinfegergeblhren, der Parkettverlegung
sowie der Heizungswartung wird eine weitere Steuer-
ermafigung nach § 35 a Absatz 3 EStG von 20 Pro-
zent von (1.500 Euro + 60 Euro + 1.200 Euro +

100 Euro =) 2.860 Euro, also von 572 Euro gewahrt.
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6.3.3 Pauschbetrage fiir Menschen mit Behinderungen, Hinterbliebene und

Pflegepersonen (§ 33 b EStG)

6.3.3.1 Behinderten-Pauschbetrag

Wer gewahrt? Finanzamt
Wo steht’'s? § 33 b EStG

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB ab 50 oder einem GdB unter 50 aber mindes-
tens 20, wenn dem Menschen mit Behinderung wegen seiner Behinderung nach gesetzlichen Vorschriften
Renten oder andere laufende Bezlige zustehen oder die Behinderung zu einer dauernden EinbufBe der
korperlichen Beweglichkeit gefiihrt hat (Nachweis durch Bescheid der fiir das Anerkennungsverfahren

zustandige Stelle) beziehungsweise auf einer typischen Berufskrankheit beruht.

Wegen der Kosten fir die Hilfe bei den regelmaBig

wiederkehrenden Verrichtungen des taglichen Lebens,

fur die Pflege sowie flir einen erhohten Waschebedarf

konnen Menschen mit Behinderung anstelle einer

Steuerermafligung nach § 33 EStG einen Behinderten-

Pauschbetrag geltend machen, wenn

« der Grad der Behinderung mindestens 50 betragt
oder

» der Grad der Behinderung auf weniger als 50 aber
mindestens 20 festgestellt ist, und

* dem Menschen mit Behinderung wegen seiner
Behinderung nach gesetzlichen Vorschriften
Renten oder andere laufende Bezlige zustehen
(auch wenn das Recht auf die Bezlige ruht oder
der Anspruch auf die Bezlige durch eine Kapital-
zahlung abgefunden worden ist) oder

» die Behinderung zu einer dauernden Einbuf3e der
korperlichen Beweglichkeit gefiihrt hat (Nachweis
durch Bescheid der flir das Anerkennungsverfah-
ren zustdndige Stelle) oder

» die Behinderung auf einer typischen Berufskrank-
heit beruht.

Die Behinderten-Pauschbetrage betragen bei einem

Grad der Behinderung von mindestens:

20 384 Euro 70 1.780 Euro
30 620 Euro § 80  2.120 Euro
40 860 Euro 90 2.460 Euro

2.840 Euro

50  1.140 Euro § 100
60  1.440 Euro :

Menschen, die hilflos sind (Nachweis durch Schwer-
behindertenausweis mit dem Merkzeichen H, einen
entsprechenden Bescheid der fir das Anerkennungs-
verfahren gemaf3 § 152 SGB IX zustandigen Stelle bei
den Kreisen und kreisfreien Stadten oder durch einen

Bescheid der Pflegekasse Uber die Einstufung in den

Pflegegrad 4 oder 5, bis 2016: in die Pflegestufe 3)

sowie Blinde und Taubblinde erhalten einen Pausch-

betrag von 7.400 Euro.

Die Behinderung ist formlich nachzuweisen

* beieinem Grad der Behinderung von mindestens
50 durch einen Schwerbehindertenausweis oder
einen Bescheid der fur das Anerkennungsverfah-
ren gemal § 152 SGB IX zustandigen Stelle bei
den Kreisen und kreisfreien Stadten,

» beieinem Grad der Behinderung von weniger
als 50

» durch eine Bescheinigung der fir das Anerken-
nungsverfahren gemaf § 152 SGB IX zustandigen
Stelle bei den Kreisen und kreisfreien Stadten oder

« wenn dem Menschen mit Behinderung wegen
seiner Behinderung eine Rente oder laufende
Bezlige zustehen, durch den Rentenbescheid oder

den Bescheid Uber die laufenden Bezlige.

Der Behinderten-Pauschbetrag ist ein Jahresbetrag,
das heif3t, er wird auch dann in voller Hohe gewahrt,
wenn die Behinderung im Laufe des Kalenderjahres
eintritt oder wegfallt.

Liegen mehrere Behinderungen vor, fur die jeweils ein
Grad der Behinderung auf einen bestimmten Zeit-
punkt festgestellt worden ist, ist fir die Gewahrung
des Behinderten-Pauschbetrages der hochste Grad
der Behinderung mafBgebend, der fir das betroffene
Kalenderjahr festgestellt worden ist.

Steht der Behinderten-Pauschbetrag einem Kind der
steuerpflichtigen Person zu, fur das sie einen Kinder-
freibetrag oder Kindergeld erhalt, wird der Pauschbe-

trag auf Antrag auf die steuerpflichtige Person Gber-
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tragen, wenn ihn das Kind nicht in Anspruch nimmt. auch eine andere Aufteilung moglich. Voraussetzung

Werden die Eltern des Kindes mit Behinderung nicht fir die Ubertragung nach Satz 1 ist die Angabe der
zusammen zur Einkommensteuer veranlagt, wird der erteilten Identifikationsnummer (§ 139b der Abgaben-
dem Kind zustehende Behinderten-Pauschbetrag ordnung) des Kindes in der Einkommensteuererkla-
dabei grundsatzlich je zur Halfte bei jedem Elternteil rung der steuerpflichtigen Person.

berlicksichtigt. Auf gemeinsamen Antrag der Eltern ist

6.3.3.2 Neben dem Behinderten-Pauschbetrag abziehbare auBergewohnliche Belastungen

Der Behinderten-Pauschbetrag gilt die auBergewdhn- » Kosten fur eine Begleitperson bei Urlaubsreisen
lichen Aufwendungen ab, die dem Menschen mit bis zu einem Betrag von 767 Euro im Kalenderjahr,
Behinderung infolge der Behinderung fiir die Hilfe wenn im Schwerbehindertenausweis vermerkt ist,
bei den regelmafBig wiederkehrenden Verrichtungen dass die steuerpflichtige Person einer standigen
des taglichen Lebens, fur die Pflege sowie flr einen Begleitung bedarf oder in anderen Fallen vor

erhohten Waschebedarf als typische Mehraufwen- Antritt des Urlaubs vom Amtsarzt bescheinigt
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dungen entstehen.

Neben dem Behinderten-Pauschbetrag sind als

auBergewohnliche Belastung unter anderem abzugs-

fahig:

Krankheitskosten aus akutem Anlass, zum Beispiel
aufgrund einer Operation, auch wenn sie mit der
Behinderung zusammenhangt (Abzug als auBBerge-
wohnliche Belastung allgemeiner Art nach § 33
EStG, bei der das Finanzamt die zumutbare Belas-
tung bericksichtigt).

Aufwendungen fir eine Heilkur, auch wenn diese
mit der Behinderung zusammenhangt. Vorausset-
zung: Die Notwendigkeit der Kur muss nachgewie-
sen werden, durch eine vor Kurantritt ausgestellte
Bescheinigung des Amtsarztes oder Unterlagen,
aus denen sich ergibt, dass die Krankenkasse/
Beihilfe einen Zuschuss zu den Unterkunfts- und
Verpflegungskosten gezahlt hat (Abzug als auBer-
gewohnliche Belastung allgemeiner Art nach § 33
EStG, bei der das Finanzamt die zumutbare Belas-
tung beriicksichtigt).

Kosten flr eine Begleitperson wahrend einer
notwendigen Kur, wenn im Schwerbehinderten-
ausweis vermerkt ist, dass die steuerpflichtige
Person einer standigen Begleitung bedarf oder in
anderen Fallen vor Kurantritt vom Amtsarzt
bescheinigt wird, dass die Begleitung aus medizi-
nischen Grinden erforderlich ist (Abzug als auBer-
gewohnliche Belastung allgemeiner Art nach § 33
EStG, bei der das Finanzamt die zumutbare Belas-
tung beriicksichtigt).

wird, dass die Begleitung aus medizinischen Grin-
den erforderlich ist (Abzug als auBergewdhnliche
Belastung allgemeiner Art nach § 33 EStG, bei der
das Finanzamt die zumutbare Belastung beruck-
sichtigt). Fahrt eine steuerpflichtige Person mit
Behinderung, die auf standige Begleitung angewie-
sen ist, zusammen mit ihrem Ehegatten in Urlaub,
konnen die Kosten fir den Ehegatten steuerlich
nicht berucksichtigt werden. Insoweit liegen keine
behinderungsbedingten Mehraufwendungen vor,
da andere Ehegatten auch gemeinsam in Urlaub
fahren.

Behinderungsbedingte Aufwendungen, die nicht
laufend anfallen, zum Beispiel Kosten flr ein
Hilfsmittel, das nur alle flinf Jahre zu ersetzen ist
(Abzug als auBergewdhnliche Belastung allgemei-
ner Art nach § 33 EStG, bei der das Finanzamt die
zumutbare Belastung berlcksichtigt).
Behinderungsbedingte Fahrtkosten, bei einer
auBergewohnlichen Gehbehinderung, Kosten fir
die behinderungsbedingte Umristung eines Kraft-
fahrzeugs und Aufwendungen fur den Erwerb des
Flhrerscheins (Abzug als auBergewohnliche
Belastung allgemeiner Art nach § 33 EStG, bei der
das Finanzamt die zumutbare Belastung berlck-
sichtigt).



6. STEUERERMASSIGUNGEN

6.3.3.3 Wahlrecht zwischen dem Abzug des Behinderten-Pauschbetrags

und der nachgewiesenen Kosten
Die steuerpflichtige Person kann wahlen, ob sie fur
die typischen Mehrkosten, die ihr laufend aufgrund
ihrer Behinderung fir die Hilfe bei den regelmaBig

wiederkehrenden Verrichtungen des taglichen Lebens,

fur die Pflege sowie flr einen erhohten Waschebedarf
entstehen, den Behinderten-Pauschbetrag oder die
einzeln nachgewiesenen Kosten als allgemeine
auBergewohnliche Belastung nach § 33 EStG geltend
macht. (Bei Einzelnachweis der Kosten wird die
zumutbare Belastung abgezogen.)

Beispiel:

Der Steuerpflichtige hat einen Grad der Behinderung
von 50. Er ist alleinstehend und hat keine Kinder. Sein
Gesamtbetrag der Einkinfte betragt 30.000 Euro.

Der Behinderten-Pauschbetrag betragt 570 Euro. Die

zumutbare Eigenbelastung, um die das Finanzamt die

insgesamt erklarten allgemeinen auBBergewdhnlichen

6.3.3.4 Pflege-Pauschbetrag

Belastungen im Sinne des § 33 EStG kiirzt, betragt
finf Prozent von 15.340 Euro = 767 Euro zuziglich
sechs Prozent von 14.660 Euro. Soweit keine weiteren
Aufwendungen im Sinne des § 33 EStG entstanden
sind, ist der Einzelnachweis der dem Steuerpflichti-
gen aufgrund seiner Behinderung laufend entstande-
nen Mehrkosten nur dann ginstiger als die Inan-
spruchnahme des Behinderten-Pauschbetrages, wenn
die betroffenen Kosten 2.216 Euro lbersteigen (570
Euro + 1.646 Euro).

Hat ein Kind eine Behinderung, fir das die Eltern
einen Kinderfreibetrag oder Kindergeld erhalten, und
wird der dem Kind zustehende Behinderten-Pausch-
betrag auf die Eltern lbertragen, konnen diese zusatz-
lich die ihnen zwangslaufig entstehenden auBerge-
wohnlichen Aufwendungen fur das Kind nach § 33
EStG als auBergewaohnliche Belastung abziehen

(R 33 b Absatz 2 EStR).

Wer gewahrt? Finanzamt
Wo steht’s? § 33 b EStG

Fiir wen? Menschen, die andere personlich pflegen, wenn die gepflegte Person den Nachweis der
Hilflosigkeit durch den Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzeichen H oder durch einen Bescheid
uber die Einstufung in den Pflegegrad 4 oder 5 fiihren kann.

Wegen der auflergewohnlichen Belastungen, die einer

steuerpflichtigen Person durch die Pflege einer ande-

ren Person erwachsen, kann sie ohne Nachweis der

tatsachlich entstandenen Kosten einen Pflege-

Pauschbetrag in Hohe von 924 Euro im Kalenderjahr

geltend machen, wenn

+ die gepflegte Person hilflos ist (Nachweis durch
den Schwerbehindertenausweis mit dem Merkzei-
chen H, einen entsprechenden Bescheid der fir
das Anerkennungsverfahren gemaf § 152 SGB IX
zustandigen Stelle bei den Kreisen und kreisfreien
Stadten oder einen Bescheid der Pflegeversiche-
rung Uber die Einstufung in den Pflegegrad 4
oder b),

* eine enge personliche Beziehung zu der gepflegten

Person besteht (in der Regel nur Angehdrige),

« die steuerpflichtige Person die Pflege in ihrer
Wohnung oder der Wohnung der gepflegten Person
personlich durchfihrt und

« die steuerpflichtige Person fiur ihre Pflegeleistun-
gen keine steuerpflichtigen oder steuerfreien
Einnahmen erhalt.

Wird ein pflegebedurftiger Mensch von mehreren
Steuerpflichtigen im Kalenderjahr gepflegt, ist der
Pflege-Pauschbetrag nach der Anzahl der Pflegeper-
sonen aufzuteilen. Dieses gilt auch dann, wenn nicht
alle Pflegepersonen den Pauschbetrag in Anspruch

nehmen.
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Beispiele:

a) Die Ehefrau ist hilflos (Merkzeichen H). Sie wird von
ihrem Ehemann im gemeinsamen Haushalt gepflegt.
Neben dem Behinderten-Pauschbetrag von 3.700 Euro
kann wegen der personlichen Pflege des Ehemannes
ein Pflege-Pauschbetrag in Hohe von 924 Euro
berucksichtigt werden.

b) Der Steuerpflichtige ist hilflos (Merkzeichen H).
Er wird von seiner Ehefrau und seiner erwachsenen
Tochter unentgeltlich in der eigenen Wohnung
gepflegt. Der Steuerpflichtige und seine Ehefrau
werden nicht zur Einkommensteuer veranlagt. Die
Tochter kann nur einen Pflege-Pauschbetrag von
462 Euro (924 Euro: 2) geltend machen, obwohl die
Mutter den Pflege-Pauschbetrag nicht in Anspruch
nimmt.

Hinweis:

Erhalt die pflegebedurftige Person Pflegegeld aus der
Pflegeversicherung, ist dieses bei ihr steuerfrei (§ 3
Nummer 1 a EStG). Gibt die pflegebedrftige Person
das Pflegegeld ganz oder teilweise an eine Person
weiter, weil diese sie pflegt, sind diese Zahlungen bei
der Pflegeperson ebenfalls steuerfrei, wenn die Pfle-
geperson Angehorige*r oder sittlich zur Pflege ver-

pflichtet ist (zum Beispiel eheahnliche Lebensgemein-

schaft; § 3 Nummer 36 EStG). In diesem Fall kann die
Pflegeperson jedoch nicht den Pflege-Pauschbetrag in
Anspruch nehmen, da sie fir die Pflege (steuerfreie)

Einnahmen erhalt.

Erhalten Eltern als gesetzliche Vertreter ihres Kindes
mit Behinderung das dem Kind zustehende Pflege-
geld, wird davon ausgegangen, dass das Pflegegeld
fur die Versorgung des Kindes verwendet wird, also

keine Einnahmen der Eltern vorliegen.

Bei den Beitragen zur gesetzlichen Rentenversicherung
und den Zuschussen zur Kranken- und Pflegeversiche-
rung, die eine Pflegeperson gegebenenfalls erhalt,

handelt es sich nicht um ,schadliche” Einnahmen.

Beispiel:

Das minderjahrige Kind der Steuerpflichtigen ist in
den Pflegegrad b eingestuft und wird von den Eltern
im gemeinsamen Haushalt personlich gepflegt.

Die Steuerpflichtigen konnen beantragen, dass der
Behinderten-Pauschbetrag in Hohe von 3.700 Euro,
der dem Kind zusteht, auf sie Gbertragen wird. AuB3er-
dem konnen sie — unabhangig von Zahlungen der
Pflegeversicherung — den Pflege-Pauschbetrag in

Anspruch nehmen.

6.4 Rickwirkende Anerkennung der Behinderung

Der Schwerbehindertenausweis, der Bescheid der
fur das Anerkennungsverfahren gemaf3 § 152 SGB IX
zustandigen Stelle bei den Kreisen und kreisfreien
Stadten uber die Feststellung der Behinderung und
der Bescheid der Pflegeversicherung tber die Ein-
stufung in den Pflegegrad 4 oder 5 sind fur das
Finanzamt bindend. Es handelt sich um Grundlagen-
bescheide, die gegebenenfalls auch eine Anderung
bereits bestandskraftiger Einkommensteuerbe-
scheide ermoglichen. Wird die Feststellung des
Grads der Behinderung bei der dafiir zustandigen
Behdorde, oder die Einstufung in einen Pflegegrad (bis
2016: eine Pflegestufe) vor Ablauf der regularen
Festsetzungsfrist fur die im Einzelfall betroffene
Einkommensteuer beantragt, endet die Festset-
zungsfrist fir die Einkommensteuer frihestens mit
Ablauf von zwei Jahren nach Bekanntgabe des
Grundlagenbescheides (§ 171 Absatz 10 Satz 3

Abgabenordnung).

Die Festsetzungsfrist flr die Einkommensteuer

betragt vier Jahre. Sie beginnt

* wenn der*die Arbeitnehmer*in nicht gesetzlich
verpflichtet ist, eine Einkommensteuererklarung
abzugeben, mit Ablauf des Kalenderjahres, fir das
die Einkommensteuer festgesetzt wird,

« wenn der*die Arbeitnehmer*in gesetzlich ver-
pflichtet ist, eine Einkommensteuererklarung beim
Finanzamt einzureichen, mit Ablauf des Kalender-
jahres, in dem die Einkommensteuererklarung
beim Finanzamt eingereicht wird, spatestens mit
Ablauf des dritten Kalenderjahres, das auf das
Kalenderjahr folgt, fir das die Einkommensteuer

festzusetzen ist.



Beispiel 1:

Der Arbeitnehmer, der nicht zur Abgabe einer Ein-
kommensteuererklarung verpflichtet ist, hat fir die
Kalenderjahre 2012 bis 2015 beantragt, zur Einkom-
mensteuer veranlagt zu werden. Die Einkommensteu-
erbescheide sind fir 2012 im August 2013, fir 2013
im August 2014, fir 2014 im August 2015 und fir
2015 im August 2016 ergangen. Im Januar 2017 hat
der Arbeitnehmer bei der fiir das Feststellungsverfah-
ren nach Schwerbehindertenrecht zustandigen
Behorde beantragt, rickwirkend ab 2012 seinen GdB
festzustellen. Der Bescheid, mit dem ihm rickwirkend
ab 1. Juli 2012 ein GdB von 70 und das Merkzeichen G
zuerkannt werden, wird ihm am 1. August 2017

bekannt gegeben.

Die regulare Festsetzungsfrist fir die Einkommen-
steuer 2012 ist bereits am 31. Dezember 2016 abge-
laufen. Eine Anderung des Einkommensteuerbeschei-
des 2012 zur Berlcksichtigung der ab 1. Juli 2012
festgestellten Behinderung ist nicht mehr moglich, da
der Antrag auf Feststellung des Grads der Behinde-
rung erst im Januar 2017 und damit nach Ablauf der
regularen Festsetzungsfrist fir die Einkommensteuer

2012 gestellt worden ist.

Da die regulare Festsetzungsfrist fur die Einkommen-
steuer 2013 bis 2015 im Januar 2017 noch nicht
abgelaufen war, konnen die Einkommensteuerbe-
scheide flir diese Jahre auf Antrag des Arbeitnehmers

noch geandert werden.

Die geanderten Einkommensteuerbescheide fir
2013 und 2014 konnen bis zum 1. August 2019
ergehen. Die regulare Festsetzungsfrist fur die Ein-
kommensteuer 2014 endet zwar am 31. Dezember
2017 und fur die Einkommensteuer 2014 am

31. Dezember 2018. Sie verlangert sich aber auf-
grund des Bescheides Uber die festgestellte Behin-
derung bis zum 1. August 2018 (Bekanntgabe des
Bescheides uber die Behinderung = 1. August 2016 +
zwei Jahre). Der Einkommensteuerbescheid 2015
kann bis zum 31. Dezember 2019 (= Ablauf der
reguldren Festsetzungsfrist) gedndert werden.

Die Anderungen der Einkommensteuerbescheide
2013 bis 2015 konnen erfolgen zur:
« rlckwirkenden Berlcksichtigung des Behinderten-

Pauschbetrages
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» ruckwirkenden Berucksichtigung des amtlichen
oder individuellen Kilometer-Pauschbetrages fur
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatigkeits-
statte (vergleiche 6.1)

» ruckwirkenden Berlcksichtigung der durch die
Behinderung veranlassten unvermeidbaren Privat-
fahrten als auBergewohnliche Belastung (verglei-
che 6.3.1.3).

Beispiel 2:

Sachverhalt wie Beispiel 1, aber der Arbeitnehmer
war verpflichtet, eine Einkommensteuererklarung fr
das Kalenderjahr 2012 abzugeben, da seine Ehefrau
in 2012 auch Arbeitslohn bezogen hat und sein
Arbeitslohn nach Steuerklasse Ill und der Arbeitslohn
seiner Ehefrau nach Steuerklasse V besteuert worden
ist. Die Ehegatten haben ihre Einkommensteuererkla-
rung fur 2012 im Mai 2013 beim Finanzamt einge-

reicht.

Da die Ehegatten fir 2012 zur Abgabe einer Einkom-
mensteuererklarung verpflichtet waren, begann die
regulare vierjahrige Festsetzungsfrist fur die Einkom-
mensteuer 2012 erst mit Ablauf des Jahres, in dem
sie die Einkommensteuererklarung abgegeben haben,
also mit Ablauf des Jahres 2013 und endete damit am
31. Dezember 2017. Da der Antrag auf Erlass des
Grundlagenbescheids Uber die Feststellung der
Behinderung vom Steuerpflichtigen im Januar 2017
und damit vor Ablauf der regularen Festsetzungsfrist
fur die Einkommensteuer 2012 gestellt worden ist,
kann auch der Einkommensteuerbescheid 2012 auf
Antrag des Arbeitnehmers noch bis zum 1. August

2019 geandert werden.

Die Anderung des Einkommensteuerbescheides 2012

kann erfolgen zur:

» ruckwirkenden Berlcksichtigung des Behinderten-
Pauschbetrages

* ruckwirkenden Berucksichtigung des amtlichen
oder individuellen Kilometer-Pauschbetrages fur
Fahrten zwischen Wohnung und erster Tatigkeits-
statte ab 1. Juli 2012 (vergleiche 6.1)

» ruckwirkenden Berlcksichtigung der durch die
Behinderung veranlassten unvermeidbaren
Privatfahrten als auBergewdhnliche Belastung ab
1. Juli 2012 (vergleiche 6.3.1.3).
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Ist der (zutreffende) Grad der Behinderung bisher
nicht festgestellt worden und der Mensch mit Behin-
derung verstorben, kann der Erbe beim Finanzamt

beantragen, dass dieses eine gutachterliche Stellung-

nahme bei der fir das Anerkennungsverfahren
gemal § 152 SGB IX zustandigen Stelle bei den
Kreisen und kreisfreien Stadten tber den Grad der
Behinderung einholt (§ 65 Absatz 4 EStDV).

6.5 KraftfahrzeugsteuerermafBigung und -befreiung

a) ErméaBigung (50 Prozent)

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen G (gehbehindert) und gehorlose
Menschen mit dem Merkzeichen Gl (gehorlos) mit orangefarbigem Flachenaufdruck im Ausweis

Wo beantragen? Fiir das Anerkennungsverfahren zustandige Stelle/Hauptzollamt/StraBenverkehrsamt
Wo steht’s? § 3 a Absatz 2 Satz 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz

Menschen mit Schwerbehinderung mit dem Merkzei-
chen G im Ausweis und gehorlose Menschen mit dem
Merkzeichen Gl (auch ohne G) im Ausweis kdnnen
zwischen der Kraftfahrzeugsteuerermafigung von

50 Prozent und der ,Freifahrt” mit offentlichen Ver-
kehrsmitteln wahlen.

Der Bund hat zum 1. Juli 2009 durch eine Anderung
des Grundgesetzes die Ertrags- und Verwaltungsho-
heit fur die Kraftfahrzeugsteuer (KraftSt) von den

Landern dbernommen.

Zustandige Stelle ist grundsatzlich das Hauptzollamt,
in dessen Bezirk das Fahrzeug seinen regelmafigen
Standort hat. Bei Erstzulassung des Fahrzeugs die
Zulassungsbeharde, in deren Bezirk Sie Ihren Wohn-

sitz haben.

Die SteuerermafBigung um 50 Prozent erfordert, dass
der Mensch mit Schwerbehinderung auf das Recht
zur unentgeltlichen Beforderung im offentlichen
Personennahverkehr verzichtet hat (keine Wertmarke

im Beiblatt zum Schwerbehindertenausweis).

Wie bisher ist bei Anmeldung eines Fahrzeugs bei der
Zulassungsbehorde anzugeben, dass eine Steuerver-
glnstigung nach § 3a KraftStG beantragt wird und die
Zulassungsbehorde vermerkt die Verginstigung im
Fahrzeugschein. Wird die Steuerverglinstigung nach
§ 3a KraftStG nicht im Zusammenhang mit der Aus-
handigung eines Fahrzeugscheins beantragt, nimmt
das Hauptzollamt und nicht mehr das Finanzamt den
Vermerk vor. Neu ist zudem, dass klinftig das Haupt-
zollamt anstelle des Finanzamts Uber Ihren Antrag

entscheidet.

Die Steuervergunstigung steht dem Menschen mit
Schwerbehinderung nur fur ein Kraftfahrzeug und nur
auf schriftlichen Antrag zu. Das Antragsformular ist
von dem Menschen mit Schwerbehinderung eigen-
handig zu unterschreiben. Wird er von einer anderen
Person vertreten, muss eine Vollmacht vorgelegt

werden.

Weitere Informationen zu Steuerverginstigungen fur
Menschen mit Schwerbehinderung, Merkblatter und
Vordrucke finden Sie auf www.zoll.de oder bei den
Zulassungsbehorden und Hauptzollamtern.




b) Befreiung

6. STEUERERMASSIGUNGEN

(auBergewdhnlich gehbehindert)

Wo steht’s? § 3 a Absatz 1 Kraftfahrzeugsteuergesetz

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen H (hilflos), Bl (blind) oder aG

Wo beantragen? Fir das Anerkennungsverfahren zustandige Stelle /Hauptzollamt/StrafBenverkehrsamt

Die vollige Kraftfahrzeugsteuerbefreiung kann neben
der ,Freifahrt” (vergleiche Seite 80) beansprucht
werden. Die Menschen mit Behinderung, die das
Merkzeichen H, Bl oder aG im Ausweis haben, konnen
beim Hauptzollamt die Kraftfahrzeugsteuerbefreiung
auch ohne Beiblatt allein mit dem Schwerbehinder-
tenausweis beantragen. Sind diese Merkzeichen nicht
im Ausweis, so bendtigen die Gbrigen anspruchsbe-
rechtigten Menschen mit Behinderung zur Antragstel-

lung das Ausweis-Beiblatt mit Wertmarke.

Hinweis:

Das Fahrzeug, fur das der Mensch mit Behinderung
Steuerermafigung/-befreiung beantragt, muss auf
seinen Namen zugelassen sein. Dies ist auch bei
Minderjahrigen moglich. Die Steuerbefreiung/-erma-
Bigung wird nur fur ein Fahrzeug gewahrt. Es darf nur
vom Menschen mit Behinderung, von anderen Perso-
nen nur in seinem Beisein gefahren werden. Aus-
nahme: Fahrten im Zusammenhang mit dem Trans-
port des Menschen mit Behinderung (zum Beispiel

Ruckfahrt ohne den Menschen mit Behinderung von

6.6 Grundsteuer

dessen Arbeitsstelle zu dessen Wohnung) oder fir
seine Haushaltsfiihrung (zum Beispiel Fahrten zum
Einkauf, zum Arzt und so weiter). Werden Giter (aus-
genommen Handgepéack) oder entgeltlich Personen
(ausgenommen gelegentliche Mitfahrer*innen, Fahr-
gemeinschaften) befordert, erlischt die Steuerermafi-
gung/-befreiung.

Ist ein Personenkraftwagen steuerfrei, weil er schad-
stoffarm ist, gelten die Nutzungsbeschrankungen
nicht. Die Menschen mit Behinderung sollten in die-
sem Fall Uberlegen, ob sie lieber die .unentgeltliche
Beforderung im offentlichen Personennahverkehr”

beantragen (Kapitel 7.9).

Den Wegfall der Voraussetzungen flir die Steuerver-
glnstigung hat die steuerpflichtige Person unverzig-
lich dem zustandigen Hauptzollamt schriftlich anzu-
zeigen. Eine unterlassene Anzeige kann als
Steuerhinterziehung im Sinne des § 370 AO oder als
leichtfertige Steuerverklrzung im Sinne des § 378
Absatz 1 AO geahndet werden.

Voraussetzungen auch fur deren Witwen

Wer gewahrt? Finanzamt

Fiir wen? Kriegsbeschadigte, die eine Kapitalabfindung nach dem BVG erhalten haben. Unter bestimmten

Wo steht’s? Abschnitt 44 der Grundsteuerrichtlinien (GrStR) 1978, (bis 2. Dezember 2019)

Die ErmaBigung erhalten Kriegsbeschadigte, die zum
Erwerb oder zur wirtschaftlichen Starkung ihres
Grundbesitzes nach dem Bundesversorgungsgesetz
eine Kapitalabfindung erhalten haben. Der Korper-
schaden muss auf Ereignissen des Zweiten Weltkrie-
ges beruhen. Bei der Veranlagung des Grundsteuer-
messbetrages wird der um den Betrag der
Kapitalabfindung verminderte Einheitswert zugrunde
gelegt. Die ErmaBigung bleibt so lange bestehen, wie

die Versorgungsbezlge durch die Kapitalabfindung in
der gesetzlichen Hohe gekurzt sind. Fur die Witwe
eines abgefundenen Kriegsbeschadigten, die das
Grundstlick ganz oder teilweise geerbt hat, bleibt die
Verglinstigung bestehen, solange sie auf dem Grund-
stick wohnt. Die Steuerverglnstigung fallt weg, wenn

die Witwe sich wieder verheiratet.
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6.7 UmsatzsteuerermafBigung beziehungsweise -befreiung

Wer gewahrt? Finanzamt

Fiir wen? Unter bestimmten Voraussetzungen fir blinde Menschen, Blindenwerkstatten, Behindertenhilfs-
mittelhersteller, Ermafigung fur Rollstlhle, Korperersatzsticke und orthopadische Vorrichtungen

Wo steht’'s? § 4 Nummer 19 und § 12 Absatz 2 Nummer 1 Umsatzsteuergesetz

Die Umsatze blinder Arbeitgeber sind steuerfrei, wenn
diese nicht mehr als zwei Arbeitnehmer*innen
beschaftigen. Als Arbeitnehmer*innen gelten nicht
Ehegatten, eingetragene Lebenspartner*innen, min-
derjahrige Kinder, die Eltern des blinden Menschen
und Auszubildende. Die Blindheit ist nach den fur die
Besteuerung des Einkommens mafgebenden Vor-
schriften nachzuweisen. Die Steuerfreiheit gilt nicht
fur Lieferungen von Energieerzeugnissen im Sinne
des § 1 Absatz 2 und 3 des Energiesteuergesetzes
und von Alkoholerzeugnissen im Sinne des Alkohol-
steuergesetzes, wenn der blinde Mensch flr diese
Erzeugnisse Energiesteuer oder Alkoholsteuer zu

entrichten hat.

6.8 Erbschaft- und Schenkungssteuer

Steuerfrei sind ferner die folgenden Umsatze der

Inhaber von anerkannten Blindenwerkstatten und der

anerkannten Zusammenschlusse von Blindenwerk-

statten im Sinne des Blindenwarenvertriebsgesetzes:

1. die Lieferungen von Blindenwaren und Zusatz-
waren,

2. die sonstigen Leistungen, soweit bei ihrer Ausfiih-

rung ausschlieflich Blinde mitgewirkt haben.

Wird der Blindenbetrieb in Form eines gemeinnitzigen
Vereins geflihrt, kann auch die weitergehende Steuer-
freiheit nach § 4 Nummer 18 UStG in Betracht kom-
men. Die Lieferung von Rollstihlen, Korperersatzstu-
cken, orthopadischen Apparaten und anderen
Vorrichtungen, die Funktionsschaden oder Gebrechen

beheben sollen, unterliegt dem ermaBigten Steuersatz.

Wer gewdhrt? Finanzamt

Fiir wen? Gebrechliche und erwerbsunfahige Personen

Wo steht’s? § 13 Absatz 1 Nummer 6 Erbschaftsteuergesetz

Der Erwerb durch Eltern, Adoptiveltern, Stiefeltern
oder Grofeltern des Erblassers/Schenkers bleibt von
der Erbschaft-/Schenkungsteuer befreit, sofern dieser
Erwerb zusammen mit dem Ubrigen Vermogen der
erwerbenden Person 41.000 Euro nicht tGbersteigt und
die erwerbende Person infolge korperlicher oder
geistiger Behinderungen und unter Berlcksichtigung
ihrer bisherigen Lebensstellung als erwerbsunfahig
anzusehen oder durch die Fihrung eines gemeinsa-
men Hausstandes mit erwerbsunfahigen oder in der
Ausbildung befindlichen Abkommlingen an der Aus-
iibung einer Erwerbstatigkeit gehindert ist. Ubersteigt
der Wert des Erwerbs zusammen mit dem ubrigen

Vermaogen der erwerbenden Person den Betrag von
41.000 Euro, wird die Steuer nur insoweit erhoben, als
sie aus der Halfte des die Wertgrenze Ubersteigenden
Betrages gedeckt werden kann.

Durch die ebenfalls im Jahressteuergesetz 1997 vom
20. Dezember 1996 (Bundesgesetzblatt | Seite 2049)
erfolgte Neufassung der Steuerklasseneinteilung in
§ 15 ErbStG und die Anhebung der personlichen
Freibetrage in § 16 ErbStG ist die Regelung aber nur
noch fur Erwerbe von Todes wegen durch Stiefeltern
sowie flir Schenkungen an den genannten Personen-

kreis von praktischer Bedeutung.




6. STEUERERMASSIGUNGEN

6.9 Hundesteuererlass

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB von 100 und den Merkzeichen B, Bl, aG
oder H.
Wer gewahrt? Steueramt oder Gemeinde

Wo steht’s? Ortssatzungen Uber Hundesteuer

Bei der Hundesteuer handelt es sich um eine kommu-
nale Abgabe, die durch Ortssatzung geregelt wird. Die
Gemeinden kdnnen die Hundesteuer erlassen (zum

Beispiel, wenn die Hunde zum Schutz und zur Hilfe
von blinden, gehorlosen und hilflosen Personen gehal-
ten werden). Fir Blindenfiihrhunde werden in der

Regel keine Steuern erhoben.
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7.1 Automobilclub/Beitragsermafligung

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung
Wer gewahrt? Automobilclubs
Wo steht’s? Beitragssatzung der Automobilclubs

Weitere Informationen: www.adac.de, www.avd.de

Zahlreiche Automobilclubs raumen ihren Mitgliedern
mit Schwerbehinderung (ab GdB 50) BeitragsermaBi-
gungen ein.

Weitere Ausklnfte Gber Verginstigungen flr Kraft-
fahrzeughalter mit Schwerbehinderung finden Sie
unter anderem im Internet. Der ADAC informiert unter
der Rubrik ,Info, Test & Rat" — Mobil mit Behinderung.
Beim AvD konnen Sie weiterreichende Informationen
unter der Rufnummer 069 6606-300 anfordern.

Training fiir Menschen mit Behinderung

Der ADAC bietet fir Menschen mit Behinderung
spezielle Trainings an. Tipp: Der ADAC flhrt die Kurse
nach den Richtlinien des DVR (Deutschen Verkehrs-
sicherheitsrates) durch. Damit besteht die Méglichkeit,
Zuschusse von einer Berufsgenossenschaft zu erhal-
ten. Weitere Informationen unter der Telefon-Nummer
0800 5121012.

7.2 TUV/StraBenverkehrsamt — Gebiihrenermé&Bigung

oder -befreiung

Fiir wen? Menschen mit Behinderung (allgemein)

Wo beantragen? TUV, StraBenverkehrsamt

Wo steht’s? § 5 Absatz 6 Gebiihrenordnung fiir MaBnahmen im StraBenverkehr (Geb0St)

Entstehen beim TUV oder der StraBen-
verkehrsbehorde behinderungsbedingte zusatzliche
Gebuhren, fur die kein anderer Kostentrager auf-
kommt, so kann unter Berlicksichtigung des Einzel-
falls die fir die Erhebung der Gebihren zustandige
Stelle aus Billigkeitsgriinden Geblhrenermafigung
oder Geblhrenbefreiung gewahren. Geblhren, die
auch ohne die Behinderung zu entrichten waren
(zum Beispiel fiir die regelmaBige Uberpriifung des

Fahrzeuges), sind ungekirzt zu zahlen.



http://www.adac.de
http://www.avd.de

7.3 Parkerleichterungen/Ausnahmegenehmigung/Parkplatzreservierung

1. Parkerleichterungen (orangefarbener Parkausweis):

Fiir wen?
1.

Menschen mit Schwerbehinderung mit den Merkzeichen G und B und einem Grad der Behinderung von
wenigstens 80 allein fir Funktionsstérungen an den unteren Gliedmafen (und der Lendenwirbelsaule,

soweit sich diese auf das Gehvermaogen auswirken);

. Menschen mit Schwerbehinderung mit den Merkzeichen G und B und einem Grad der Behinderung von

wenigstens 70 allein fir Funktionsstérungen an den unteren Gliedmafen (und der Lendenwirbelsaule,
soweit sich diese auf das Gehvermadgen auswirken) und gleichzeitig einem Grad der Behinderung von

wenigstens b0, fir Funktionsstorungen des Herzens und der Atmungsorgane;

.Menschen mit Schwerbehinderung, die an Morbus Crohn oder Colitis ulcerosa erkrankt sind, wenn

hierfur ein Grad der Behinderung von wenigstens 60 vorliegt;

. Menschen mit Schwerbehinderung mit kiinstlichem Darmausgang und zugleich kinstlicher Harn-

ableitung, wenn hierfir ein Grad der Behinderung von wenigstens 70 vorliegt.

Wo beantragen? StrafBenverkehrsbehaorde, in deren Bereich der Mensch mit Schwerbehinderung seinen

7. MOBILITAT

Wohnsitz hat

Wo steht’s? § 46 StraBenverkehrs-Ordnung und Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Verwaltungs-

vorschrift zur StrafBenverkehrs-Ordnung vom 4. Juli 2009

Fur die genannten Personengruppen wird ein bundes-
einheitlicher orangefarbener Parkausweis ausgestellt
(siehe Abbildung 1).

Das Parken auf Behindertenparkplatzen ist bundes-
weit weiterhin ausschlie3lich mit dem blauen Park-
ausweis gestattet. Der orangefarbene Ausweis

berechtigt nicht zur Nutzung dieser Parkplatze.

(Abbildung 1)

Der Parkausweis ist bei der zustandigen StrafBenver-
kehrsbehorde (Stadt- oder Kreisverwaltung) oder dem
Ordnungsamt der jeweiligen Stadtverwaltung zu
beantragen. Die Ausnahmegenehmigung soll in der
Regel flr funf Jahre erteilt werden. Bei Antragstellern
mit nicht besserungsfahigen gesundheitlichen Ein-
schrankungen kann die Ausnahmegenehmigung fur
die Dauer der Giiltigkeit des Schwerbehindertenaus-
weises unbefristet erteilt werden. Die Straf3enver-
kehrsbehorde erteilt die Ausnahmegenehmigung in
der Regel mit einer Widerrufsmaoglichkeit. Die Aus-
nahmegenehmigung soll in der Regel gebihrenfrei
erteilt werden.
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2. Parkausweis fiir Behindertenparkplatze (blauer EU-einheitlicher Parkausweis):

Fiir wen:

mit vergleichbaren Funktionseinschrankungen

Wohnsitz hat

schrift zur StraBenverkehrs-Ordnung vom 4. Juli 2009

1. Menschen mit Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen aG
2. Menschen mit Schwerbehinderung mit dem Merkzeichen Bl ;
3. Menschen mit Schwerbehinderung mit beidseitiger Amelie (Verlust beider Arme) oder Phokomelie oder

Wo beantragen? Straf3enverkehrsbehorde, in deren Bereich der Mensch mit Schwerbehinderung seinen

Wo steht’s? § 46 StraBBenverkehrs-Ordnung und Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Verwaltungsvor-

Dieser Personenkreis erhalt den europaweit gelten-
den blauen Parkausweis (siehe Abbildung 2), der gut

lesbar im Fahrzeug auszulegen ist.

Die Berechtigung zur Inanspruchnahme der Parker-
leichterungen, das heif3t, das Vorliegen der erforder-
lichen Merkzeichen, prift bereits das regional zustan-
dige Versorgungsamt. Den Parkausweis selbst erteilt

auf Antrag die StrafBenverkehrsbehorde.

Solange das Versorgungsamt die Zugeharigkeit zu
dem berechtigten Personenkreis nicht festgestellt hat,
darf nach dem geltenden Bundesrecht auch nicht auf
einem Behindertenparkplatz geparkt werden.

(Abbildung 2)

Der Europaische Parkausweis wird mit einem Licht-
bild versehen. Nur mit diesem Parkausweis darf auf
ausgewiesenen Behindertenparkplatzen geparkt

werden.




7. MOBILITAT

Parkerleichterungen:

Mit dem blauen und orangefarbenen Parkausweis hin-
ter der Windschutzscheibe dirfen Menschen mit

Behinderung im Bundesgebiet:

* inentsprechend gekennzeichneten verkehrsberu-

higten Bereichen (Zeichen 325) auBerhalb der

gekennzeichneten Flachen parken, ohne jedoch

den durchgehenden Verkehr zu behindern,

« im eingeschrankten Halteverbot bis zu drei Stunden
parken (die Ankunftszeit muss auf einer Park-
scheibe eingestellt werden; Zeichen 286, 290 StVO0),

7 N\

4

L ZONE J Bewohner Bewohner

mit Parkausweis Nr. I mit Parkausweis Nr. I

frei frei

* im Zonenhaltverbot tUber die zugelassene Zeit
hinaus parken (Zeichen 290 StV0)

an Parkuhren und bei Parkscheinautomaten ohne
Gebuhr und zeitlich unbegrenzt parken,

« an Stellen Uber die zugelassene Zeit hinaus par- auf Parkplatzen fir Bewohner*innen bis zu drei
ken, die als Parkplatz ausgeschildert sind (Num- Stunden parken.

mer 314 und 315) und fiir die durch ein Zusatz-

schild eine begrenzte Parkzeit angeordnet ist, Voraussetzung ist in jedem Fall, dass in zumutbarer
Entfernung keine andere Parkmaglichkeit besteht. Die
hochstzulassige Parkzeit betragt 24 Stunden. Voraus-
setzung ist, dass der blaue oder orangefarbene Aus-

weis gut sichtbar im Fahrzeug ausliegt.

Parkerleichterungen dirfen nicht nur vom Menschen

mit Schwerbehinderung selbst genutzt werden, son-

E dern auch von Personen, die den Ausweisinhaber
I befordern; blofRe Erledigungsfahrten ohne den Men-
schen mit Schwerbehinderung sind dagegen nicht

beglnstigt.

+ in FuBgangerzonen, in denen das Be- und Entladen 3. Ausnahmeregelungen

fur bestimmte Zeiten freigegeben ist, wahrend der Menschen mit folgenden Beeintrachtigungen:

Ladezeit parken, * Menschen mit Schwerbehinderung, die wegen
Verlustes oder schwerer Behinderung beider
Hande oder Arme Parkuhren, -automaten und -
scheiben nicht bedienen kdnnen, konnen bei der
zustandigen StraBenverkehrsbehérde (richtet sich
nach dem Wohnort) eine Ausnahmegenehmigung
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beantragen, um an Parkuhren und Parkschein-
automaten gebuhrenfrei sowie im Zonenhaltverbot
beziehungsweise. auf Parkplatzen mit zeitlicher
Begrenzung ohne Benutzung der Parkscheibe
parken zu konnen.

» Menschen mit einer Korpergrof3e von 1,39 m und
darunter (Kleinwuchs) kénnen bei der zustandigen
StraBenverkehrsbehdrde (richtet sich nach dem
Wohnort) eine Ausnahmegenehmigung beantra-
gen, um an Parkuhren und Parkscheinautomaten
gebUhrenfrei parken zu konnen.

Die Nutzung des Parkausweises eines Menschen mit
Schwerbehinderung durch eine dritte Person mit der
Absicht die Parkgeblhren zu sparen, ist vom Gericht
als Missbrauch von Ausweisdokumenten im Sinne des
Strafgesetzbuches verurteilt worden. Das Strafmaf
wurde auf 1.500 Euro (30 Tagessatze zu je 50 Euro)
festgesetzt (AG Niirnberg, Urteil vom 21. April 2004,
AZ: 55 Cs 702 Js 62068/04).

7.4 Befreiung von Sicherheitsgurt/Schutzhelm/Ausnahme vom Fahrverbot in

Umweltzonen

Fiir wen? Menschen mit und ohne Behinderung

Wo beantragen? Stra3enverkehrsamt

Wo steht’'s? §§ 21a und 46 Absatz 1 Ziffer 5 b StraBBenverkehrs-Ordnung (StV0)
Weitere Informationen: www.straBenverkehrsamt.de (Service Portal fiir Kraftfahrtwesen)

Auf Antrag erteilt das StraBenverkehrsamt Ausnah-

megenehmigungen.

Von der Anlegepflicht fir Sicherheitsgurte kann

jemand befreit werden, wenn

» das Anlegen der Gurte aus gesundheitlichen Grin-
den (zum Beispiel nach Operationen im Brust- und
Bauchbereich) nicht maoglich ist oder

» die Korpergrof3e weniger als 150 Zentimeter

betragt (Vorlage Personalausweis)

Von der Schutzhelmtragepflicht konnen Personen im
Ausnahmewege befreit werden, wenn das Tragen
eines Schutzhelmes aus gesundheitlichen Griinden
nicht moglich ist. Dem Antrag ist ein arztliches Attest
beizufligen. Diese Bescheinigung muss ausdricklich
bestatigen, dass die antragstellende Person aufgrund
des arztlichen Befundes von der Gurtanlege- bezie-
hungsweise Helmtragepflicht befreit werden muss. Da

Ausnahmegenehmigungen grundsatzlich befristet zu

erteilen sind, ist in der arztlichen Bescheinigung auch
die voraussichtliche Dauer der Beeintrachtigung
anzugeben. Eine unbefristete Ausnahmegenehmigung
ist nur moglich, wenn es sich um einen ausdrucklich
attestierten nicht besserungsfahigen Dauerzustand
handelt. Vor Antragstellung beziehungsweise. Ein-
holung eines gegebenenfalls kostenpflichtigen
Attestes empfiehlt sich die Kontaktaufnahme mit
dem Bereich Offentliche Sicherheit und Ordnung.

Fur die Beantragung zur Befreiung vom Tragen vom
Sicherheitsgurt beziehungsweise Schutzhelm fallen
Geblhren an, manche StraBenverkehrsamter gewah-
ren bei Vorlage des Schwerbehindertenausweises
Gebuihrennachlasse.

Die Ausnahmegenehmigung wird in der Regel fur ein
Jahr befristet erteilt.


http://www.straßenverkehrsamt.de 
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7.5 Vergiinstigungen beim Neuwagenkauf fiir Menschen
mit Behinderung

Fiir wen? In der Regel fir Personen mit einem GdB von mindestens 50 und Merkzeichen G, aG, H oder Bl
Wer gewdhrt? Autohandler/Automobilhersteller
Wo steht’s? Preisinformationen der Hersteller

Weitere Informationen: Bund behinderter Auto-Besitzer e. V., E-Mail: mail@bbab.de, www.bbab.de

Einige Hersteller bieten Sondernachlasse beim Neuwa- lungssache. Die Vorlage des Schwerbehindertenaus-
genkauf auf Basis der ,Unverbindlichen Preisempfeh- weises ist regelmafig notwendig. Einzelheiten zu den
lung” (.Listenpreis") an. Den Nachlass gewahrt in der Rabattmaoglichkeiten sollten mit den Handlern abge-
Regel der Handler, der eine Rickvergitung vom Her- stimmt werden.

steller erhalt. Die Hohe des Nachlasses ist Verhand-

7.6 Fahrsicherheitstraining nach den Richtlinien des
Deutschen Verkehrssicherheitsrates (DVR)

Fiir wen? Autofahrer*innen mit und ohne Behinderung
Wo anmelden? ADAC
Wo steht’'s? www.adac.de/Fahrsicherheitstraining/Pkw-Training

Speziell ausgebildete Trainer*innen bereiten Fah- ergeben konnen, auf die in Absprache intensiv einge-
rer*innen auf gefahrliche und ungewohnte Situationen  gangen wird. Personen mit ADAC-Mitgliedschaft

im Verkehr vor. Die Fragen und Bedarfe von Menschen zahlen ermafigte Teilnahmegeblihren. Anmeldungen

mit Behinderung werden bericksichtigt. Einen hohen und Informationen unter der Telefonnummer
Stellenwert hat das Thema ,.Sitzen", da sich mit der 08005101112 und im Internet unter oben angege-
oft eingeschrankten Rumpfstabilitat Situationen bener Adresse.
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7.7 ADAC-Faxvordruck zur Pannenaufnahme fiir

gehorlose Menschen

Fiir wen? Gehorlose Menschen

Wo steht’s? www.adac.de

Wo zu beziehen? ADAC-Geschaftsstellen oder bers Internet

Der ADAC hat fur diese Situation, zusammen mit dem
Deutschen Gehorlosen-Bund e. V. Kiel, ein Pannenfax
entwickelt, das ausgeflllt an die Pannenhilfszentrale

nach Landsberg gefaxt werden kann. Eine Anleitung

und den Fax-Vordruck konnen Sie sich unter www.adac.

de/Mitgliedschaft/Telefonnummern und Notruf/Notruf
und Pannenhilfe fir Gehorlose herunterladen und den
ausgefullten Vordruck im Pannenfall an die Nummer
08191 938 303 faxen. Diese Faxnummer kann auch per
SMS vom Handy aus angewahlt werden und ist rund

um die Uhr besetzt.

Folgende Vorwahlen benotigen Sie, um einen Notruf

per SMS abzusetzen:

Anbieter Beispiel mit der ADAC-Notrufnummer

D1 (T-Mobile) 99 081 91938303

D2 (Vodafone) 88 081 91938303 (Achtung, Text mit
Werbung) oder 99 081 91938303

02 (Telefonical) 329 081 91938303

Damit eine schnelle Pannenhilfe gewahrleistet wer-
den kann, werden folgende Angaben benatigt: Vor-
und Zuname, Mitgliedsnummer sowie folgende Anga-
ben zum Fahrzeug: Marke, Typ, Farbe und
Kennzeichen des Fahrzeugs, Ausfallursache und
genauer Standort.

Beispiel, E-Mail an: webnotruf@adac.de
PANNENMELDUNG PER E-MAIL/Fax

(wegen Gehorlosigkeit) Mustermann,

MGL (Mitgliedsnummer): 123456789,

Opel Astra schwarz, M - JS 1320,

in 86899 Landsberg, Hauptplatz 1, Fahrzeug springt
nicht an, Batterie leer.

Flr Personen ohne Mitgliedschaft ist der Einsatz

kostenpflichtig.

7.8 Kraftfahrzeugversicherung/Sozialrabatt

Wer gewahrt? Versicherungsunternehmen

Wo steht’s? Tarife der Versicherungsunternehmen

Fiir wen? Fahrzeughalter*innen mit Schwerbehinderung

Seit der Freigabe der Versicherungsbedingungen
Mitte 1994 haben die meisten Versicherungsgesell-
schaften den Nachlass fur Menschen mit
Schwerbehinderung sowohl in der Kraftfahrzeugkas-
koversicherung als auch in der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung gestrichen. Wahrend vor der
Freigabe der Tarife seitens des Bundesinnenministe-

riums fur Wirtschaft vorgeschrieben wurde, dass

Menschen mit Schwerbehinderung ein Sozialrabatt zu
gewahrleisten sei, besteht diese Verpflichtung nun
nicht mehr, sondern es steht jeder Versicherungsge-
sellschaft frei, einen solchen Rabatt freiwillig zu
gewahren. Erkundigungen dartber, ob eine Rabatt-
gewahrung moglich ist, missen im Einzelfall beim
entsprechenden Versicherungsunternehmen einge-

holt werden.
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7.9 Unentgeltliche Beforderung im 6ffentlichen Personennahverkehr

Fiir wen?

1. Menschen mit Schwerbehinderung mit Ausweismerkzeichen G und gehorlose Menschen mit Merkzei-
chen GL. Die ,Freifahrt” kann nur beansprucht werden, wenn der Mensch mit Behinderung keine Kraft-
fahrzeugsteuerermafigung erhalt.

2. Menschen mit Schwerbehinderung mit Ausweismerkzeichen aG. Gleichzeitig kann Kraftfahrzeugsteuer-
befreiung beansprucht werden.

3. Menschen mit Schwerbehinderung mit Ausweismerkzeichen H und/oder Bl sowie Kriegsbeschadigte/
andere Versorgungsberechtigte (Ausweismerkzeichen VB oder EB ), wenn sie bereits am 1. Oktober 1979
freifahrtberechtigt waren und die Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE) aufgrund der Schadigung noch

a) mindestens 70 Prozent

b) 50 Prozent bis 60 Prozent mit Ausweismerkzeichen G betragt.

Auf schriftliche Anforderung Ubersendet die fur das Anerkennungsverfahren gemaf3 § 152 SGB IX zustandige

Stelle bei den Kreisen und kreisfreien Stadten kostenfrei ein Beiblatt mit Wertmarke. Gleichzeitig kann Kraft-

7. MOBILITAT

fahrzeugsteuerbefreiung beantragt werden.
4. Personen, die

trachtigt sind.
Wer gewahrt? Verkehrsunternehmen
Wo steht’'s? §§ 228 bis 230 SGB IX

a) ihren Wohnsitz oder gewdhnlichen Aufenthalt auBBerhalb der Bundesrepublik Deutschland haben,
b) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes sind und
c) bei einer Minderung der Erwerbsfahigkeit (MdE) um wenigstens 50 von Hundert aufgrund kérperlicher,

geistiger oder seelischer Behinderung in ihrer Bewegungsfahigkeit im StraBenverkehr erheblich beein-

Die zustandige Stelle Ubersendet mit dem Feststel-
lungsbescheid und dem Ausweis mit halbseitigem
orangefarbenen Flachenaufdruck (.Freifahrtausweis”)
einen Antrag auf Ausstellung eines Ausweisbeiblattes.
Wer die .Freifahrt” beantragt hat, erhalt als Nachweis
seiner Berechtigung zusatzlich ein Beiblatt mit Wert-
marke.

Seit dem 1. Januar 2013 wird das Beiblatt zum Aus-
weis bei ,Freifahrt” nach dem folgenden Muster in der
Grundfarbe weil3 von der zustandigen Stelle ausge-
stellt.

Das Beiblatt wird mit einer Wertmarke mit bundesein-
heitlichem Hologramm versehen. Dort wird Monat und
Jahr eingetragen, von dem an die Wertmarke gultig ist
und auch die Gultigkeit ablauft.

Das Beiblatt, das kostenlos ausgestellt wird, ist stets
fur die Dauer von zwolf Monaten gultig.

Die Marken gelten entweder ein ganzes oder ein
halbes Jahr und kosten zurzeit 80 Euro beziehungs-
weise 40 Euro. Kostenlos wird eine Wertmarke fur ein
Jahr herausgegeben, wenn Menschen mit Schwerbe-
hinderung Leistungen nach dem Grundsicherungsge-
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setz oder Leistungen zur Sicherung des Lebensunter-
halts nach dem SGB Il (Grundsicherung fir
Arbeitssuchende) oder laufende Leistungen fiir den
Lebensunterhalt nach dem SGB XIl oder den §§ 27 a
und 27 d des Bundesversorgungsgesetzes erhalten.

Die Ruckerstattung bei Rickgabe vor Ablauf der
Gultigkeit wurde geandert. So erhalt man nun fur die
fur ein Jahr ausgegebene Wertmarke, die vor Ablauf
eines halben Jahres ihrer Giltigkeitsdauer zurtickge-
geben wird, auf Antrag die Halfte der GebUhr erstattet.
Entsprechendes gilt flr den Fall, dass der Mensch mit
Schwerbehinderung vor Ablauf eines halben Jahres
der Gultigkeitsdauer der fur ein Jahr ausgegebenen

Wertmarke verstirbt.

Seit September 2011 wurde die Freifahrtregelung fur
Menschen mit Schwerbehinderung erweitert. Gemein-
sam mit dem Bundesministerium fur Arbeit und
Soziales hat die Deutsche Bahn vereinbart, das Stre-
ckenverzeichnis beziehungsweise die 50-Kilometer-
Regelung nach § 230 Absatz 1 SGB IX flir Menschen
mit Schwerbehinderung aufzuheben.

Mit dem Schwerbehindertenausweis und der Wert-

marke haben Menschen mit Behinderung Anspruch

auf eine bundesweite kostenfreie Nutzung der Nah-

verkehrsziige der DB Regio AG (Produktklasse C):

* S- beziehungsweise U-Bahn

» Busse des Nahverkehrs

« Stadtbahnen

» Nahverkehrszlge von nichtbundeseigenen Eisen-
bahnen

+ Regionalbahn (RB)

+ Regionalexpress (RE)

+ Interregio-Express (IRE)

Nicht von dieser Regelung betroffen sind Fernver-
kehrsziige (IC/EC, ICE- und D-Zlige). Fernverkehrsziige
konnen nur unentgeltlich benutzt werden, wenn sie
fur Fahrkarten des Verkehrsverbundes freigegeben

sind.

Grundsatzlich gilt: Alle Nahverkehrsziige der Deut-
schen Bahn und Schienenpersonennahverkehrsziige
anderer Eisenbahnverkehrsunternehmen konnen nun
bundesweit in der 2. Klasse ohne zusatzliche Fahr-
karte mit dem grin-orangen Schwerbehindertenaus-
weis und dem Beiblatt mit gliltiger Wertmarke genutzt

werden.

Ab dem 1. Januar 2013 kann der Schwerbehinderten-
ausweis auch als Identifikationskarte nach dem fol-
genden Muster ausgestellt werden (siehe Seite 109).

Bis zum 31. Dezember 2014 ausgestellte Ausweise im
alten Papierformat bleiben bis zum Ablauf ihrer Gul-
tigkeitsdauer giiltig, es sei denn, sie sind einzuziehen,
weil zum Beispiel die Schwerbehinderung nicht mehr
besteht oder sich der Grad der Behinderung geandert
hat. Die alten Schwerbehindertenausweise im Papier-
format konnen gegen eine Identifikationskarte umge-
tauscht werden.

Der neue Ausweis hat dasselbe kleine Format wie der
neue Personalausweis, Fuhrerschein und die Bank-
karten. Er enthalt den Nachweis der Schwerbehinde-
rung auch in englischer Sprache. Fiir blinde Men-
schen wird die Buchstabenfolge sch-b-a in
Brailleschrift aufgedruckt, damit diese Menschen
ihren neuen Schwerbehindertenausweis besser von

anderen Karten gleicher GroBe unterscheiden konnen.

Das Beiblatt mit Wertmarke wird klnftig dasselbe
kleine Format haben wie der Ausweis. Es wird aber
nicht als Plastikkarte ausgestellt, sondern auf Papier,
weil es nur eine Gultigkeit von bis zu einem Jahr hat.
Alte Beiblatter bleiben gltig.



Der neue Schwerbehindertenausweis im Scheckkartenformat

(GroBe: 85,60 Millimeter x 53,98 Millimeter x 0,76 Millimeter, Foto: BMAS)

Weitere Informationen flr barrierefreies Reisen bei
der Deutschen Bahn:

www.bahn.de/barrierefreiesReisen

7.10 Unentgeltliche Beforderung einer Begleitperson

Wer gewadhrt? Verkehrsunternehmen

Reisegepack”

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit Ausweismerkzeichen B oder Bl

Wo steht’s? § 228 Absatz 6 SGB IX, ,.Gemeinsamer internationaler Tarif zur Beforderung von Personen und

Im offentlichen Personenverkehr — ausgenommen bei
Fahrten in Sonderzigen und Sonderwagen — wird die
Begleitung des Menschen mit Schwerbehinderung
unentgeltlich befordert, wenn der Schwerbehinderten-
ausweis das Merkzeichen B (,Die Berechtigung zur
Mitnahme einer Begleitperson ist nachgewiesen”)
enthalt. Die Begleitperson fahrt ohne Zuschlag in der
gleichen Wagenklasse wie der Mensch mit Schwerbe-

hinderung.

Das Merkzeichen B im Schwerbehindertenausweis
schlieBt nicht aus, dass der Mensch mit Behinderung
offentliche Verkehrsmittel auch ohne Begleitung
benutzt. Menschen mit Ausweismerkzeichen B wer-
den als unentgeltlich zu befordernde Begleitpersonen
(gegenseitige Begleitung) im offentlichen Personen-
verkehr nicht zugelassen.

Die Begleitperson eines Menschen mit Behinderung
steht unter dem Schutz der gesetzlichen Unfallversi-
cherung, wenn sie den Menschen mit Behinderung bei
der Ausiibung seines Berufs begleitet (auch bei
Dienstreisen, Veranstaltungen einer Betriebssport-
gruppe und so weiter).

Auf den Strecken der Deutschen Bahn AG wird neben
dem Begleiter eines blinden Menschen auch ein
Flhrhund unentgeltlich befordert, wenn der Schwer-
behindertenausweis das Merkzeichen B oder Bl ent-
halt.

Die Staatsbahnen der meisten Europaischen Lander
befordern kostenfrei wahlweise Begleitperson oder
Blindenfuhrhund. Naheres kann bei der Bahnauskunft
oder im Reiseburo erfragt werden. Voraussetzung ist,
dass der blinde Mensch eine Hin- und Ruckfahrkarte
hat, deren Start- und Zielbahnhof im Bereich der
Deutschen Bahn AG gelegen ist. Diese Verglinstigung
kann nicht fur Bahnfahrten ausschlie3lich im fremden

Land in Anspruch genommen werden.

Weil der Fahrausweis der Begleitperson nicht an eine
Person gebunden ist, besteht ohne Weiteres die Mog-
lichkeit, zur Begleitung bei Reisen jeweils verschie-
dene Personen in Anspruch zu nehmen.

Wahrend die Begleitperson eines blinden Menschen
bei Inlandsfahrten keine Zugzuschlage entrichten

muss, hat er im Ausland die anfallenden Zuschlage zu
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zahlen. Ein Begleiter eines blinden Kindes unter vier erworben wird. Die Vergunstigung wird nur gewahrt,

Jahren wird, ausgenommen auf Strecken der Deut- wenn die Fahrt ausschlieBlich zur Begleitung dieses
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schen Bahn AG, nur dann unentgeltlich befordert,

wenn fur das Kind eine Fahrkarte zum halben Preis

Kindes erfolgt.

7.11 Unentgeltliche Beforderung von Hilfsmitteln

tatsnotwendige Hilfsmittel angewiesen sind
Wer gewadhrt? Deutsche Bahn AG

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung, die auf die Benutzung eines Rollstuhls oder andere mobili-

Wo steht’s? Informationsbroschire der Deutschen Bahn AG,

.Reisen fir alle — Bahnfahren ohne Barrieren”, www.bahn.de

Ein mitgefiihrter Rollstuhl (auch Elektrorollstuhl) oder

andere orthopadische Hilfsmittel werden auch ohne

Beiblatt zum Schwerbehindertenausweis und Wert-

marke unentgeltlich befordert

« inallen Zigen des Nah- und Fernverkehrs, (ausge-
nommen in Sonderziigen und Sonderwagen) in
Verbindung mit einer, auch ermaRBigten, Fahrkarte
und

« auf Omnibuslinien im Nah- und Fernverkehr,
soweit die Beschaffenheit der Busse das zulasst.

In dem Leitfaden flr die Mitnahme orthopadischer

Hilfsmittel findet sich eine Auflistung und Beschrei-

bung aller Hilfsmittel, die befordert werden konnen.

7.12 Gebiihrenfreie Platzreservierung

Als Grundlage flur die zusammengestellten Bestim-
mungen dienen dabei die technischen Voraussetzun-
gen in den Bahnhofen und in den Zigen. Das bedeutet
unter anderem, dass das orthopadische Hilfsmittel
dem internationalen Standard ISO 7193 entsprechen
und die darin beschriebenen Abmessungen einhalten
muss.

Die Mobilitdtsservice-Zentrale (MSZ) berat bei der

Planung einer barrierefreien Reise mit der DB und

vielen weiteren Eisenbahnverkehrsunternehmen in
Deutschland.

Tel.: 030 65212888,

E-Mail: msz@deutschebahn.com

Wer gewadhrt? Deutsche Bahn AG

Bahnfahren ohne Barrieren”, www.bahn.de

Fiir wen? Blinde Menschen und Menschen mit Sehbehinderung mit Fiihrhund sowie Menschen mit

Schwerbehinderung mit dem Ausweismerkzeichen B und aG

Wo steht’s? Informationsbroschire der Deutschen Bahn AG . Reisen fir alle —

In allen ICE-/IC-/EC-/IR-Zligen besteht die Moglichkeit,
im Service- beziehungsweise GroRraumwagen grund-

satzlich in der 2. Klasse, im IR im 1.-Klasse-Bereich

des Bistro-Wagens, unentgeltlich Platze fur Menschen,

die auf die Benutzung eines Rollstuhls angewiesen
sind, zu reservieren. Zuge mit rollstuhlgerechten
Wagen sind im Zugverzeichnis zum Kursbuch durch
das Rollstuhlsymbol gekennzeichnet.

Bei der Platzreservierung sind der Schwerkriegsbe-
schadigtenausweis | oder Il, der Schwerbeschadigten-
ausweis oder der Schwerbehindertenausweis, mit dem
Merkzeichen aG (auBergewdhnlich gehbehindert)
beziehungsweise B (Begleitperson) oder Bl (blind)
vorzulegen. Dieser muss den orangefarbenen Flachen-
aufdruck tragen. Bei telefonischer Reservierung ist der

Ausweis beim Abholen der Platzkarte vorzuzeigen.



http://www.bahn.de
mailto:msz%40deutschebahn.com?subject=
http://www.bahn.de

In internationalen Reisezlgen ist die unentgeltliche
Abteilreservierung fur Rollstuhlfahrer*innen nur
moglich, wenn der Startbahnhof im Bereich der Deut-
schen Bahn AG liegt. Das Gleiche gilt flir grenziber-
schreitende Zlge, die aus folgenden Landern kommen
und dort gebildet werden: Belgien, Luxemburg, Nie-

derlande und Osterreich. Ziige mit rollstuhlgerechten

7.13 Bereitstellung von Parkplatzen

Wagen sind im Zugverzeichnis in einer Ubersicht mit
ihrem Wagenlauf angegeben.

Bei Gruppenreisen wird im Einzelfall entschieden, ob
Einzelreservierungen oder andere Mafinahmen zur
Sicherung der Sitzplatze durchgefihrt werden.

weit glltigem orangenen Parkausweis
Wer gewadhrt? Deutsche Bahn AG

Bahnfahren ohne Barrieren”, www.bahn.de

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit europaweit glltigem blauen beziehungsweise bundes-

Wo steht’s? Informationsbroschire der Deutschen Bahn AG ,Reisen fir alle -

Reisende konnen die besonderen Kundenparkplatze
benutzen, wenn sie eine Fahrkarte und eine Parkkarte
l0sen. Menschen mit Schwerbehinderung mit einem
Parkausweis gemaf3 § 46 StVO durfen ihr Fahrzeug
kostenlos abstellen (gilt nicht fir die ,Park & Rail"-
Parkplatze). Anstelle der Parkkarte missen sie den

7.14 ErmaBigter Fahrpreis

Parkausweis gut sichtbar ins Fahrzeug legen. An

Bahnhofen, bei denen die Parkplatze zugeteilt werden,

muss die besondere Parkberechtigung beim Kauf des

Parkscheins vorgelegt werden. Die Stellplatze werden

nach Verfligbarkeit vergeben. Ein Anspruch auf einen
Stellplatz besteht nicht.

einem GdB von mindestens 70
Wer gewadhrt? Deutsche Bahn AG

Bahnfahren ohne Barrieren”, www.bahn.de

Fiir wen? Rentner*innen wegen voller Erwerbsminderung und Menschen mit Schwerbehinderung und

Wo steht’s? Informationsbroschire der Deutschen Bahn AG ,Reisen fir alle -

Personen mit Schwerbehinderung mit einem Grad der
Behinderung von mindestens 70 sowie Menschen, die

wegen voller Erwerbsminderungsrente eine Rente

beziehen, erhalten die BahnCard 25 und BahnCard 50

zum ermafigten Preis.

7. MOBILITAT

1


http://www.bahn.de
http://www.bahn.de

LVR-INKLUSIONSAMT

12

7.15 Informationen fiir mobilitdtseingeschriankte Reisende

Wichtige Hinweise flir Reisende mit Behinderung gibt
die Broschire .Reisen fur alle - Bahn fahren ohne
Barrieren”, die von der Deutschen Bahn AG herausge-
geben wird (auch als PDF-Datei zum Download). Sie
konnen sie an allen Fahrscheinverkaufsstellen erhal-
ten. Neben eingehenden Empfehlungen fir die Vorbe-
reitung und Durchflihrung einer Reise erhalt sie einen
umfangreichen Katalog der fiir Menschen mit Behin-
derung wichtigen Einrichtungen und Dienstleistungen

auf den Bahnhofen.

Die Mobilitatsservicezentrale der Deutschen Bahn AG
ist telefonische Anlaufstelle fir alle mobilitatseinge-
schrankten Reisenden mit Behinderung. Hier konnen
notwendige Reservierungen und Fahrkartenbestellun-
gen in Auftrag gegeben werden. Die Fahrkarte wie
Reservierungsbestatigung kann per Post gegen ein
Entgelt von 2,50 Euro zugesandt oder am Bahnhof
kostenfrei hinterlegt werden. Auch unentgeltliche
Sitzplatzreservierungen konnen hier vorgenommen
werden. Sie erhalten dann eine Buchungsnummer, mit
der Sie sich beim Zugpersonal legitimieren konnen.
Weiterhin bekommen Sie Auskinfte Gber die behin-
dertengerechte Ausstattung lhrer Abfahrts- und
Zielbahnhofe, Sie konnen aber auch konkrete Hilfe-
leistungen beim Ein-, Um- und Aussteigen anfordern,
die Sie bei lhrer Reise bendtigen. Damit dafur das
notwendige Personal geplant und eingesetzt werden
kann, ist es notwendig, dass Sie sich mindestens
einen Tag vor Reiseantritt an die Mobilitatszentrale
wenden, damit diese die notwendige personelle oder
technische Hilfestellung buchen und Ihnen damit
gewahrleisten kann.

Unter www.bahn.de/mobilitaetsservice finden Sie im
Internet ein Anmeldeformular, das Sie ausfullen
konnen. Es wird dann automatisch als E-Mail weiter-
geleitet. Das Anmeldeformular ist auch in englischer
Sprache bereitgestellt. Die Mitarbeiter*innen der

Servicezentrale benadtigen dafir von lhnen eine Reihe
von Informationen. lhre personlichen Angaben unter-

liegen dabei selbstverstandlich dem Datenschutz.

Die Deutsche Bahn bietet Menschen mit Handicap
umfangreiche Serviceleistungen rund um das Thema
.Reise” an. Informationen finden Sie unter:

www. bahn.de — Reise und Services - Barrierefreies
Reisen

Die Arbeitsgemeinschaft ,Barrierefreie Urlaubsziele in
Deutschland” hat spezielle Mobilitatspakete entwi-
ckelt. Weitere Informationen zur Gemeinschaft barrie-
refreier Reiseziele in Deutschland finden Sie unter:
www.barrierefreie-Urlaubsziele.de

Die Schweizerische Bundesbahn (SBB) gibt auch in
deutscher Sprache eine kostenlose Informationsbro-
schire fir Menschen mit Behinderung heraus, die an
den SBB-eigenen Verkaufsstellen ausgegeben werden
(www.sbb.ch; Bahnhof & Services > Reisende mit

eingeschrankter Mobilitat).

Seit April 2013 verkehren IC-Busse zwischen ver-
schiedenen grof3en Stadten in Deutschland und den
angrenzenden Landern. Das Buspersonal auf allen IC
Bussen sind fir den Umgang mit mobilitatseinge-
schrankten Reisenden geschult und geben Hilfestel-
lungen beim Ein- und Ausstieg. Rollstihle und andere
orthopadische Hilfsmittel werden im Kofferraum
transportiert, sofern sie faltbar sind, unter

25 Kilogramm wiegen und die Grofe von 120 x 109 x
35 Zentimeter nicht Uberschreiten.

Eine Anmeldung von Hilfeleistungen kann bei Bedarf
Uber die Mobilitatsservice-Zentrale erfolgen. Ebenso
konnen dort alle relevanten Informationen zu Reise-
verbindungen und zur barrierefreien Zuganglichkeit
von Bahnhofen erfragt werden.


http://www.bahn.de/mobilitaetsservice
http://bahn.de
http://www.barrierefreie-Urlaubsziele.de
http://www.sbb.ch

7.16 Erleichterungen im Flugverkehr

Fiir wen? Mobilitatseingeschrankte Personen
Wer gewahrt? Fluggesellschaften und Flughafen

Nummer 1107/2006 vom 5. Juli 2006

Wo steht’s? Tarifinformationen der Fluggesellschaften, EG-Verordnung

Im Flugverkehr gehoren Menschen mit Behinderung
zu den ,Personen mit eingeschrankter Mobilitat", zu
denen auch unter anderem unbegleitete Kinder sowie
altere und kranke Menschen zahlen. Aus Sicherheits-
grunden schranken luftfahrtrechtliche Bestimmungen
die Gesamtzahl dieser Personen, die sich auf einem
Flug an Bord befinden dirfen, in Abhangigkeit vom
Flugzeugtyp ein. Es ist daher dringend zu empfehlen,
Flige grundsatzlich rechtzeitig zu buchen und bei der
Buchung bereits moglichst detaillierte Angaben der

Behinderung und der benotigten Hilfen zu machen.

Mit oben genannter EG-Verordnung sind die Rechte
von mobilitatseingeschrankten und Reisendenden mit
Behinderung entscheidend gestarkt worden. So ver-
bietet die Verordnung den Luftfahrtunternehmen oben
genannten Personenkreis aufler in begrindeten
Ausnahmefallen den Zugang zu Flugreisen zu verwei-
gern. Des Weiteren sind die Fluggesellschaften sowie
seit 1. Juli 2008 auch die Flughafen zu diversen Hilfe-
leistungen verpflichtet. Diese beinhalten beispiels-

weise eine Assistenz

« vom Ankunftsort vor dem Flughafen bis zum
Sitzplatz im Flugzeug,

* wahrend des Fluges,

« vom Sitzplatz im Flugzeug bis zum Verlassen
des Terminals beziehungsweise,

« bei Transitpassagieren bis zum Sitzplatz im
Flugzeug des Anschlussfluges sicherzustellen.

Eine weitere Verpflichtung, die fur die Airlines seit
dem 1. Juli 2008 bindend ist, besteht in einem kosten-

losen Transport von Hilfsmitteln wie Rollstlhlen und

Blindenhunden. Zur Kostensenkung soll ein Fonds der
Fluggesellschaften eingerichtet werden. Bei Zuwider-
handlung gegen die Verordnung sollten die entspre-
chenden Luftfahrt- und Touristikunternehmen mit
Sanktionen belegt werden. Einige Fluggesellschaften
haben eine Vielzahl der oben genannten, nun ver-
pflichtenden Leistungen bereits in der Vergangenheit
angeboten. So fliegt bei einigen deutschen Flugge-
sellschaften wie etwa der Lufthansa die Begleitperson
eines Fluggastes mit Behinderung mit dem Ausweis-
merkzeichen B im inner-deutschen Flugverkehr
kostenlos.

Weiterhin gewahren einige deutsche Linien- und
Charterfluggesellschaften Menschen mit Schwerbe-
hinderung, und in besonderen Fallen Begleitpersonen,
besondere Erleichterungen, unter anderem

» eigene Schalter fir Menschen mit Schwerbehinde-
rung an vielen Flughafen,

+ Bereitstellung von Leihrollstuhlen,

» bei Langstreckenfliigen konnen Bordrollstiihle zur
Verfligung gestellt werden,

* Reservierung von speziellen Sitzen. Aus Sicher-
heitsgriinden konnen die Sitzplatze an den Not-
ausgangen nicht reserviert werden,

» kostenlose Reservierung von Sitzplatzen in den
Servicecentern der Linie ,Air Berlin” fur Menschen

mit Schwerbehinderung und eine Begleitperson.

Weitere Hinweise flr Reisende mit Behinderung
gibt die Lufthansa auf ihrer Internetseite unter
Hilfe & Kontakt Barrierefrei reisen (Telefonnummer
0800 8384267), sowie die LTU und Reisebiiros.
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7.17 Privathaftpflichtversicherung/Mitversicherung von Rollstiihlen

Wer gewdhrt? Versicherungsunternehmen

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung, die auf die Benutzung eines Rollstuhls angewiesen sind

Wo steht’s? siehe Informationen der jeweiligen Versicherungsunternehmen

Der Gesamtverband der Deutschen Versicherungs-
wirtschaft GDV empfiehlt seinen Mitgliedern, Roll-
stihle mit einer Geschwindigkeit bis circa sechs
Kilometer je Stunde pramienfrei in die Privathaft-

pflichtversicherung einzuschlief3en.

Dieser Empfehlung sind bisher die meisten Versiche-

rungsunternehmen gefolgt und haben dieses Risiko

bedingungsgemaf eingeschlossen. Sofern der Versi-
cherer die Mitversicherung nicht bedingungsgeman
vorsieht, sollten sich Rollstuhlfahrer*innen bei
Abschluss des Versicherungsvertrages schriftlich
bestatigen lassen, dass dieses Risiko pramienfrei

mitversichert ist.

7.18 Toiletten fiir Menschen mit Behinderung/Zentralschliissel

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung, die auf die Nutzung einer behindertengerechten Toilette
angewiesen sind (zum Beispiel bei einer schweren auBergewdhnlichen Gehbehinderung)

Wo bestellen? CBF Darmstadt eingetragener Verein, Pallaswiesenstrafle 123a, 64293 Darmstadt,
Telefon: 06151 8122-0, info@cbf-da.de oder Bundesverband Selbsthilfe Kérperbehinderter e.V.: (BSK),
Altkrautheimer Straf3e 20, 74238 Krautheim, Telefon: 06294 428125, info@bsk-ev.org

Wo steht’s? www.cbf-da.de oder www.bsk-ev.org/Euro-wc-schluessel

Seit 1986 werden samtliche Behinderten-WCs auf
Autobahnraststatten, in Uber 6.000 Stadten und
Gemeinden sowie in zahlreichen Universitaten und
Behorden der Bundesrepublik sowie vieler anderer
Europaischer Lander mit einer einheitlichen Schlief3-
anlage ausgerustet. Menschen mit Behinderung — und
nur diese — konnen mit einem eigenen Schlissel Uber
45.000 offentliche Toiletten in ganz Deutschland sowie
im Europaischen Ausland problemlos 6ffnen und
wieder verschlieB3en.

Den Schlissel erhalten schwerbehinderte Menschen

mit

» den Merkzeichen aG, B, H oder Bl

« oder mit dem Merkzeichen G und mindestens
einem GDB von 70 und aufwarts.

Der Schlissel wird gegen die Einsendung einer Kopie
des Schwerbehindertenausweises (Vorder- und Rick-
seite) und dem Betrag von 20 Euro als Verrechnungs-
scheck oder in bar zugesandt und hat lebenslang
Gultigkeit. Es ist auch ein Behindertentoilettenfihrer
.Der Locus” fur sieben Euro erhaltlich, in dem die
Standorte der Behindertentoiletten verzeichnet sind.
Zentralschlussel und Fihrer zusammen kosten

27 Euro.

Diesen Service fir Menschen mit Behinderung gibt es
seit 1992 auch in Osterreich und der Schweiz, Italien,
Skandinavien, den baltischen Landern sowie Polen

und Russland.



mailto:info%40cbf-da.de?subject=
mailto:info%40bsk-ev.org?subject=
http://www.cbf-da.de
http://www.bsk-ev.org/Euro-wc-schluessel

7.19 Fahrdienste - Ubernahme von Benutzungskosten

Fiir wen? Menschen mit Behinderung
Wer gewahrt? Rehabilitationstrager

(KraftfahrzeugHV)

Wo steht’s? § 49 SGB IX, §§ 73 folgende SGB IX, § 101 SGB IlI, Kraftfahrzeughilfe-Verordnung

Benutzungskosten fir Fahrdienste, die von den Wohl-
fahrtsverbanden eingerichtet sind, konnen unter
bestimmten Voraussetzungen vom Rehabilitationstra-
ger Ubernommen werden. Die Rehabilitationstrager

konnen Beforderungskosten tbernehmen, wenn ein

7.20 Reisen mit dem Schiff

Mensch mit Behinderung wegen Art oder Schwere
seiner Behinderung zum Erreichen seines Arbeits-
oder Aushildungsplatzes beziehungsweise von Frei-
zeitaktivitaten keine offentlichen Verkehrsmittel

benutzen kann.

Wer gewahrt? Schifffahrtsgesellschaften
Wo steht’s? www.einfach-teilhaben.de

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und mobilitatseingeschrankte Menschen

Viele Ausflugsangebote flir Boots-, Schiffs- und Fahr-
verkehrsdienste sind fur Menschen mit Behinderung,
insbesondere Rollstuhlfahrer*innen, durchaus
zuganglich. Fir Binnenfahrgastschiffe auf dem Rhein
gibt es seit 2004 neue technische Anforderungen. Bei
der Ausarbeitung der Vorschriften bildete die Frage
der Gestaltung von Bereichen fir mobilitatseinge-
schrankte Personen einen wesentlichen Bestandteil.
So mussen alle seit dem 2. Januar 2006 neu gebauten
Fahrgastschiffe bestimmte Voraussetzungen bei der
Gestaltung ihrer Fahrgastraume erfillen (zum Bei-
spiel bei den Ausgangen, Turen, Treppen und Aufzu-
gen, Decks und Toiletten). Bereits in Betrieb befindli-
che Schiffe missen innerhalb bestimmter Zeitraume

nachgeristet werden.

Reedereien und Ausfluganbieter berlcksichtigen
Informationen flr Fahrgaste mit Behinderung oder
eingeschrankter Mobilitat iber die Zuganglichkeit der
Schiffe und den Service an Bord auf ihren Internetsei-
ten recht unterschiedlich.

Anbei folgende Beispiele:

» Die Berliner Reederei Stern und Kreisschifffahrt
GmbH flhrt auf ihrer Startseite ein Navigations-
button .barrierefrei”. Uber diesen Button erhalten
mobilitatseingeschrankte Personen die

wesentlichen Infos zu den Ausflugsschiffen und
ihre Zuganglichkeit beziehungsweise die Nut-
zungsmoglichkeiten der verschiedenen Anlege-
stellen.

+ Bei der Koln-Diisseldorfer-Rheinschifffahrt (KD)
findet man Angaben Uber die Zuganglichkeit
der Schiffe mit Rollstiihlen, indem man im Menu-
punkt ,Flotte” die Namen der einzelnen Schiffe
anklickt.

» Beider Frankfurter Rhein-Main-Schifffahrt Pri-
mus finden sich Hinweise fur Fahrgaste mit
Behinderung, indem man bei der Flotte unter dem
jeweiligen Schiffsnamen den Bestuhlungsplan
anklickt. Hier ist als Beispiel die MS Wappen von
Frankfurt abgebildet, die Uber ein behindertenge-
rechtes WC verflgt. Interessant ist hier auch der
Hinweis auf besondere Fahrpreise fliir Menschen
mit Behinderung. Beim Nachweis des Merkzei-
chens B im Schwerbehindertenausweis erhalt die
Begleitperson einen Preisnachlass von 50 Pro-
zent. Fur welche Strecken genau diese Ermagi-
gung Gultigkeit hat, sollte vor Antritt der Fahrt
erfragt werden.

* Zu den Ostseefahrverbindungen nach Skandina-
vien und ins Baltikum finden Fahrgaste mit
Behinderung oder eingeschrankter Mobilitat
ebenfalls wichtige Hinweise und Informationen,
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beispielsweise auf den Webseiten von Scandlines
und der tt-line.

Fragen Sie grundsatzlich nach moglichen Preiserma-
Bigungen fir Menschen mit Schwerbehinderung und

deren Begleitpersonen vor Fahrtantritt.

Regelungen der Europdischen Union:

Das Europaische Parlament und der Rat haben im
Dezember 2006 die Richtlinie 2006/87/EG uber die
technischen Vorschriften fur Binnenschiffe und zur
Aufhebung der Richtlinie 82/714/EWG erlassen. Diese
Richtlinie Gbernimmt die Bestimmungen, die bereits

fur den Rhein gelten.

Weiterhin hat das Europaische Parlament im Marz
2009 den Entwurf einer Verordnung Uber die Unfall-
haftung von Beforderern von Reisenden auf See
angenommen. Diese Verordnung gilt ab dem

31. Dezember 2012.

Fir die Fahrgastbeforderung im Seeverkehr gilt die
Richtlinie 2009/45/EG des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 6. Mai 2009 Uber Sicherheitsvor-

schriften und -normen fur Fahrgastschiffe.

Die im Juli 2010 vom Europaischen Parlament
beschlossene Verordnung (EU) Nummer 1177/2010
des Europaischen Parlaments und des Rates vom

24. November 2010 Uber die Fahrgastrechte im See-
und Binnenschiffsverkehr und zur Anderung der
Verordnung (EG) Nummer 2006/2004 ist am 6. Januar
2011 in Kraft getreten. Diese gilt seit dem 18. Dezem-
ber 2012 unmittelbar in allen EU-Mitgliedstaaten.
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8.1 Befreiung/ErmaBigung der Rundfunkbeitrage

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Telefon: 0221 5061-0 (Zentrale)

Weitere Informationen: www.rundfunkbeitrag.de

E-Mail: impressum@rundfunkbeitrag.de

Wer gewdhrt? ARD ZDF Deutschlandradio Beitragsservice

Wo steht’s? § 4 Absatz T Nummern 1-10 (Befreiung) und § 4 Absatz 2 Nummern 1-3 (Ermafigung) des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrages (Artikel 4 des finfzehnten Rundfunkanderungsstaatsvertrages) sowie in

der Verordnung Uber die Befreiung von der Rundfunkgebuhrenpflicht NRW

Seit Januar 2013 besteht eine Beitragspflicht fir
jeden Haushalt unabhangig davon, ob ein Fernseher,
Radio oder Computer vorhanden ist und unabhangig

davon, wie viele Menschen im Haushalt leben.

a) Vollsténdige Befreiung

« Taubblinde Menschen, bei denen im Sinne des
Rundfunkbeitragsstaatsvertrags (RBStV) auf dem
besseren Ohr eine an Taubheit grenzende Schwer-
horigkeit und auf dem besseren Auge eine hoch-
gradige Sehbehinderung gegeben ist.

« Empfanger von Blindenhilfe (§ 72 des Zwolften
Sozialgesetzbuches (SGB XII) und § 27d Bundes-
versorgungsgesetz (BVG))

+ Sonderfirsorgeberechtigte (§ 27e Bundesversor-

gungsgesetz (BVG))

b) ErmiBigung

Wurde Ihnen das Merkzeichen RF zuerkannt, konnen

Sie eine Ermafigung des Rundfunkbeitrags bean-

tragen. Sie zahlen dann nur einen Drittelbeitrag —

monatlich 5,83 Euro.

* Menschen mit Behinderung, deren Grad der Behin-
derung nicht nur voriibergehend wenigstens 80
betragt und die wegen ihrer Behinderung an
offentlichen Veranstaltungen standig nicht teilneh-
men konnen und denen das Merkzeichen RF
zuerkannt wurde.

» Blinde oder nicht nur voribergehend wesentlich
sehbehinderte Menschen mit einem Grad der
Behinderung von wenigstens 60 allein wegen der
Sehbehinderung und denen das Merkzeichen RF

zuerkannt wurde.

* Horgeschadigte Menschen, die gehorlos sind oder
denen eine ausreichende Verstandigung Uber das
Gehor auch mit Horhilfen nicht moglich ist und

denen das Merkzeichen RF zuerkannt wurde.

Eine ErmafRigung des Rundfunkbeitrags oder eine
Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht kann sich
auch auf andere Personen in lhrer Wohnung aus-
wirken.
* |hr*lhre Ehepartner*in oder eingetragene*r
Lebenspartner*in sowie |hre Kinder bis zum
25. Lebensjahr zahlen keinen zusatzlichen Beitrag,

wenn sie zusammenwohnen.

Die ErmaBigung des Rundfunkbeitrags beginnt mit
dem Datum der Zuerkennung des Merkzeichens RF.

Die Befreiung von der Rundfunkbeitragspflicht beginnt
mit dem Leistungsbeginn des vorgelegten Nachwei-
ses. Zurlckliegende Zeitraume konnen maximal drei
Jahre rickwirkend ab Antragstellung berlcksichtigt

werden.

Wichtig: Bitte stellen Sie keinen Antrag, wenn der
erforderliche Nachweis noch nicht vorliegt. Eine
ErmafBigung des Rundfunkbeitrags oder eine Befrei-
ung von der Rundfunkbeitragspflicht kann bis zu drei

Jahren ruckwirkend gewahrt werden.

Die Voraussetzungen werden ausschlieBlich durch die
fir das Anerkennungsverfahren gemaf § 152 SGB IX
zustandigen Stellen bei den Kreisen und kreisfreien
Stadten gepruft und durch das Ausweismerkzeichen
RF festgestellt.


mailto:impressum@rundfunkbeitrag.de
http://www.rundfunkbeitrag.de
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8.2 Telefon/Sozialtarif

Fiir wen? Blinde und gehdrlose Menschen sowie Menschen mit Sprachbehinderung mit einem GdB von
mindestens 90, Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB von mindestens 90, Menschen mit
Schwerbehinderung mit Ausweismerkzeichen RF

Wer gewdhrt? Niederlassung der Deutschen Telekom (zum Beispiel T-Punkt)

Wo steht’s? AGB Sozialtarif Deutsche Telekom www.telekom.de D> Hilfe und Service [> Vertrag und meine
Daten [> Tarife und Optionen > Suche: Sozialtarif

Bei der Gewahrung des Sozialtarifs handelt es sich Auskinfte sowie Antrage sind in allen T-Punkt-Laden
um eine freiwillige soziale Leistung der Deutschen der Deutschen Telekom-AG erhaltlich. Weiterhin
Telekom. Bitte informieren Sie sich im Internet oder konnen unter der Servicenummer 0800 3301000

bei einer Niederlassung der Deutschen Telekom AG. kostenlose Auskinfte zu den aktuellen Tarifen der

Telekom erfragt werden.

8.3 Mobilfunk

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB von mindestens 50
Wer gewahrt? Mobilfunkanbieter
Wo steht’s? Mobilfunktarife

Diverse Mobilfunkanbieter bieten fir Menschen mit Erkundigen sie sich vor Abschluss eines Vertrages
Schwerbehinderung von einem GdB von mindestens nach den Konditionen.
50 die Mdglichkeit, ermaBigte Tarifangebote zu nut-

zen.
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8.4 Postversand von Blindensendungen

Fiir wen? Blinde Menschen
Wer gewdhrt? Deutsche Post AG

Brief International, Post mobil App, DHL App

Wo steht’s? Allgemeine Geschaftsbedingungen der Deutschen Post AG, Brief national und

Blindensendungen werden innerhalb der Bundesrepu-

blik von der Deutschen Post AG entgeltfrei befordert.

Als Blindensendung konnen von jedermann versandt

werden:

« Schriftsticke in Blindenschrift/Braille-Schrift

» Bestimmte Tonaufzeichnungen oder sonstige
Magnettrager fir blinde Menschen, deren Absen-
der oder Empfanger eine anerkannte Blindenan-
stalt ist oder in deren Auftrag der Versand erfolgt
(zum Beispiel Horblchereien, Zentrum fir blinde
Menschen an der Fernuniversitat-Gesamthoch-
schule Hagen),

« Papiere fur die Aufnahme von Blindenschrift, wenn
sie von einer anerkannten Blindenanstalt an blinde
Menschen versandt werden. Die Umhullung/
Verpackung darf grundsatzlich nicht verschlossen
sein und muss oberhalb der Anschrift die Bezeich-
nung .Blindensendung” tragen. Die Entgelte fur
zusatzliche oder sonstige Leistungen sind zu

entrichten.

Fur Blindensendungen gelten Mindest- und
HochstmafBe und Gewichtsbeschrankungen:
(Lange x Breite X Hohe)

Mindestmaf3: 100 x 70 Millimeter
Hochstmaf: 353 x 250 x 50 Millimeter
Hochstgewicht: 1.000 Gramm

Fir Blindensendungen ,Schwer"” gelten die folgenden
Bedingungen:

Mindestmaf: 150 x 110 x 10 Millimeter

Hochstmaf: 600 x 300 x 150 Millimeter
Hochstgewicht: 7.000 Gramm

Fur Blindensendungen International:
Mindestmal: 140 x 90 Millimeter

Hochstmal3: Lange + Breite + Hohe = 900 mm,
keine Lange groBer als 600 mm

Hochstgewicht: 7.000 Gramm

Blindensendungen werden von der Deutschen Post AG
auch international entgeltfrei befordert, wobei kein
Maf grofBer sein darf als 600 Millimeter. Das zulassige
Hochstgewicht betragt 7.000 Gramm. Die Kennzeich-
nung solcher Sendungen lautet ,Blindensendung/
Cécogramme”. Ansonsten gelten die gleichen Bedin-

gungen wie beim innerdeutschen Versand.

Seit August 2013 bietet die Deutsche Post AG flr
blinde Menschen und Menschen mit Sehbehinderung
unter der Internetadresse www.postfinder.de einen
Informationsservice an, der es ermoglicht, per PC
oder Smartphone und unter Verwendung gangiger
Vorleseprogramme die Standorte und Leerungszeiten
der Briefkdsten sowie die Adressen und Offnungszei-
ten der Filialen, Paketshops und Verkaufspunkte
bundesweit zu ermitteln. Somit konnen diesen Service
auch blinde und Menschen mit Sehbehinderung nut-
zen, die Uber keinerlei Kenntnisse der Blindenschrift

verfugen.


http://www.postfinder.de
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9.1 Wohngeld/Freibetrage fiir Menschen mit Schwerbehinderung

Wo steht’s? Wohngeldgesetz, Wohngeldverordnung

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung mit einem GdB von 100, unter bestimmten Umstanden auch
mit einem geringeren GdB, wenn hausliche Pflegebedurftigkeit besteht

Wer gewahrt? Wohngeldstelle der Gemeinde-/ Stadt-/ Kreisverwaltung

Wohngeld wird als Zuschuss (Miet- oder Lastenzu-
schuss) zu den Aufwendungen fiir den selbst genutz-
ten Wohnraum geleistet. Die Bewilligung ist abhangig
von der Zahl der zum Haushalt zuzurechnenden
Familienmitglieder, von der Hohe des Gesamteinkom-
mens und von der Hohe der Miete oder der Belastung.

Das Gesamteinkommen eines Haushalts besteht aus
dem Bruttojahreseinkommen aller Haushaltsmitglie-
der. Davon konnen bestimmte Freibetrage abgezogen
werden. Zum Beispiel Werbungskosten, Einkommens-
steuer oder Pflichtbeitrage zur Rentenversicherung.
Je geringer das Jahreseinkommen nach den Abziigen

ist, desto hoher kann das Wohngeld ausfallen.

Bei Menschen mit Behinderung wird ein zusatzlicher
Freibetrag bei der Ermittlung des Gesamteinkom-
mens abgezogen. Sie erhalten den Freibetrag von
1.800 Euro bei:

9.2 Wohnungsbauforderung

« einem Grad der Behinderung von 100,

* beieinem Grad der Behinderung von unter 100
und Pflegebedurftigkeit im Sinne § 14 SGB XI und
gleichzeitiger hauslicher oder teilstationarer

Pflege oder Kurzzeitpflege (Wohngeldgesetz, § 17).

Die Schwerbehinderteneigenschaft muss dazu beim
zustandigen Wohngeldamt nachgewiesen werden.
Das kann durch eine Kopie des Schwerbehinderten-
ausweises erfolgen. Ebenso muss die Pflegebedurftig-
keit belegt werden, empfohlen wird eine Kopie des
Feststellungsbescheids der zustandigen Pflegekasse.

Der Freibetrag wird zugunsten eines zum Haushalt zu
rechnenden Familienmitgliedes nur einmal abgesetzt,
auch wenn mehrere der genannten Voraussetzungen

gleichzeitig erfullt werden.

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung

und Stadten
Wo steht’s? Wohnraumforderungsgesetz

Weitere Informationen: www.nrwbank.de

Wer gewahrt? Amt fir Wohnungswesen beziehungsweise Wohnungsbauforderungsamt in den Kreisen

Das Land Nordrhein-Westfalen gewahrt zinsglnstige
Darlehen fir den Bau, den Ersterwerb oder die erst-
malige Schaffung einer selbst genutzten Immobilie in
Kommunen mit hohem oder Uberdurchschnittlichem
Bedarfsniveau. Geférdert werden Haushalte (auch
Lebensgemeinschaften), die bestimmte Einkommens-
grenzen einhalten und aus mindestens einer volljahri-
gen Person und einem Kind oder einer Person mit
Schwerbehinderung (Grad der Behinderung mindes-
tens 50) bestehen. (Hierbei kann es sich auch um
einen Einpersonenhaushalt handeln.)

Folgendes kann gefordert werden:

« die erstmalige Schaffung eines Eigenheims oder
einer Eigentumswohnung in einem neuen selbst-
standigen Gebadude durch Neubau, Aufstockung
eines Gebaudes oder Anbau an ein Gebaude,

« der Ersterwerb eines durch Neubau oder Erweite-
rung entstandenen Eigenheims oder einer Eigen-
tumswohnung vom Bautrager,
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- die erstmalige Schaffung eines Eigenheims oder
einer Eigentumswohnung durch Anderung, Nut-
zungsanderung eines Gebaudes oder der Erst-

erwerb eines solchen Forderobjektes.

Eigenleistung muss mindestens in Hohe von 15 Pro-
zent der Gesamtkosten erbracht werden, davon die
Halfte mit eigenen Geldmitteln oder durch ein lasten-
freies Grundstlck. Das Starterdarlehen wird auf den
Teil der Eigenleistung angerechnet, der nicht in Geld-
mitteln erbracht werden muss.

Gefordert werden auch BaumafBnahmen im Zusam-
menhang mit der Neuschaffung oder der Nachristung
von Mietwohnungen, die aufgrund einer Behinderung

erforderlich sind.

9.3 Wohnberechtigungsschein

Beispiele sind eine Rampe oder Hebeanlage, eine
behindertengerechte Kiiche oder ein behindertenge-
rechtes Bad/WC. Diese Leistung ist auch kombinierbar

mit der Forderung ,Mietwohnungen Neubau”.

Zinsgunstige Darlehen gibt es auBerdem fir den
Erwerb von vorhandenen Eigenheimen und Eigen-

tumswohnungen.

Weitere Ausklnfte zu den Darlehensbedingungen und
Informationen erteilen die jeweiligen Stadt- und
Kreisverwaltungen, in deren Bereich das zu fordernde
Objekt liegt. Zustandig ist in der Regel das Amt fir
Bauforderung.

Weitere Informationen erhalten Sie:
www.nrwbank.de > Férderthemen > Wohnen >

Eigentumsforderung

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung

Wo steht’s? Wohnbindungsgesetz

Wer gewahrt? Amt fir Wohnungswesen bei der Gemeinde-, Stadt- oder Kreisverwaltung

Der Wohnberechtigungsschein (WBS) berechtigt zum
Bezug einer mit offentlichen Mitteln geforderten
Wohnung (Sozialer Wohnungsbau). Den einkommens-
abhangigen WBS kénnen Wohnungssuchende (und
ihre Haushaltsangehdrigen) beantragen, wenn das
Gesamteinkommen die Einkommensgrenzen, die fur
die Wohnungsbauforderung gelten, nicht Uberschrei-
tet. Hier konnen aber bestimmte Freibetrage gewahrt
werden, die je nach Hohe des GdB variieren und vom
Einkommen abgezogen werden konnen. Auskunft

erteilt das Amt fir Wohnungswesen.

Der WBS berechtigt nur zum Bezug einer Wohnung in

der bescheinigten Wohnungsgrofe. In der Regel ist

von folgenden Wohnungsgrof3en auszugehen: maxi-
mal 50 Quadratmeter fur Alleinstehende, 65 Quadrat-
meter oder zwei Wohnraume fur einen Zwei-Perso-
nen-Haushalt. Fir jede weitere haushaltsangehorige
Person erhoht sich die Wohnflache um weitere

15 Quadratmeter. Ein zusatzlicher Raum oder eine
zusatzliche Wohnflache von 15 Quadratmetern kann
unter anderem besonders betroffenen Menschen mit
Schwerbehinderung (zum Beispiel blinden Menschen
oder Rollstuhlfahrern) wegen der besonderen person-
lichen Beddrfnisse oder zur Vermeidung von besonde-

ren Harten zuerkannt werden.

9. WOHNEN
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9.4 Wohnungskiindigung/Widerspruch seitens Mieter*in wegen einer

besonderen Harte

Wer gewdhrt? Vermieter, Amtsgericht

Fiir wen? Mieter*innen, die durch die Kiindigung ihrer Wohnung besonders schwer betroffen sind

Wo steht’'s? §§ 568 Absatz 2, 574 Absatz 1 und 577 BGB

Der Vermieter kann den Mietvertrag tber eine Woh-
nung in der Regel nur dann kindigen, wenn er ein
berechtigtes Interesse geltend machen kann (zum
Beispiel Vertragsverletzungen des*der Mieter*in,
Eigenbedarf). Diese Einschrankung des Kiindigungs-
rechts gilt nicht, wenn der*die Mieter*in mit seinem
Vermieter zusammen in einem Haus mit mehr als
zwei Wohnungen wohnt (§ 577 a BGB).

Selbst wenn die Kiindigung danach zulassig ware,
kann der*die Mieter*in widersprechen und die Fortset-
zung des Mietverhaltnisses verlangen, wenn die
Beendigung des Mietverhaltnisses fur ihn*sie oder
seine*ihre Familie eine Harte bedeuten wirde, und
diese auch gegenuber den berechtigten Interessen
des Vermieters nicht zu rechtfertigen ist (§ 574 Absatz
1 BGB). Der Widerspruch muss schriftlich erklart
werden und dem Vermieter in der Regel spatestens

zwei Monate vor Ablauf der Kindigungsfrist zugehen.

Eine Harte liegt zum Beispiel vor, wenn kein angemes-
sener Ersatzwohnraum zu zumutbaren Bedingungen
beschafft werden kann. Eine ,angemessene Ersatz-
wohnung” muss nach ihrer Grof3e und Ausstattung

eine menschenwdlrdige Unterbringung aller zum

Haushalt gehorenden Familienmitglieder gewahrleis-
ten. Dabei sind auch der Gesundheitszustand und die
Auswirkungen einer Schwerbehinderung zu berlck-

sichtigen.

Die Gerichte haben unter anderem eine Harte aner-
kannt, wenn die Beendigung des Mietverhaltnisses
nachteilige Auswirkungen auf Krankheitsverlauf und
Genesung eines*einer Mieters*Mieterin beflrchten
lasst, bei hohem Alter und nicht unerheblicher
Gesundheitsgefahrdung, wenn seelisch kranke Men-
schen eine Kiindigung nicht verarbeiten konnen.

Weitere Informationen konnen Sie auch von den
ortlichen Mietervereinen in Ihrem Wohnort erhalten,
wenn Sie dort Mitglied sind. Der Deutsche Mieterbund
eingetragener Verein halt ein umfangreiches Angebot
an Zeitungen, Buchern und Broschuren auch fir
Nicht-Mitglieder bereit (kostenpflichtig).

Kontakt: Deutscher Mieterbund e. V.
LittenstraBBe 10, 10179 Berlin

Telefon: 030 22323-0, Telefax: 030 22323-100
www.mieterbund.de,

E-Mail: info@mieterbund.de
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9.5 Behinderungsgerechte Umbauten/Duldung durch den Vermieter

Bewegungsfreiheit eingeschrankt sind
Wer gewahrt? Vermieter
Wo steht’s? § 554 a BGB

Fiir wen? Menschen mit Behinderung und Personen, die erheblich und dauerhaft in ihrer

Mit dem unter der Bezeichnung .Barrierefreiheit”
geschaffenen § 554 a BGB hat der Gesetzgeber ein
Signal fur Mieter*innen mit Behinderung sowie fir die
bei ihnen wohnenden Angehorigen mit Behinderung
gesetzt. Die Vorschrift gilt nicht nur fir Menschen mit
Behinderung im Sinne des Sozialrechtes, sondern
auch fur Personen, die erheblich und dauerhaft in
ihrer Bewegungsfreiheit eingeschrankt sind. Darunter
fallen zum Beispiel auch alte Menschen, die ihre
Wohnung altersbedingt umgestalten missen. Hierfur
gibt § 554 a Absatz 1 BGB den Mieter*innen das Recht,
vom Vermieter die Zustimmung zu baulichen Verande-
rungen oder sonstigen Einrichtungen (zum Beispiel

Einbau eines Treppenliftes) einzufordern.

Ob der Vermieter im Einzelfall einer von dem*der
Mieter*in verlangten UmbaumaBnahme zustimmen
muss, ist im Wege der Abwagung der Interessen von
Vermieter, der Hausgemeinschaft und dem*der

betroffenen Mieter*in zu ermitteln.

Vermietern gibt der § 554 a Absatz 2 BGB das Recht,
unabhangig von den drei Ublichen Mieten flr die
Mietkaution eine zusatzliche Sicherheit zu verlangen,
die einen spateren Rickbau finanziell absichert. Die
Hohe dieser Sicherheit orientiert sich an den voraus-
sichtlichen Kosten eines Rickbaus, wobei diese zum
Beispiel durch einen Kostenvoranschlag belegt wer-

den konnen.

9.6 Vermittlung behinderungsgerechter Wohnungen

Stadt-, Kreis- oder Gemeindeverwaltung.

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung und Vermieter
Wer informiert? Zentrale Informationsstelle iber Wohnungen flir behinderte Menschen

Wo steht’s? Ob ein derartiger Service auch in lhrem Wohnort angeboten wird, erfragen Sie bitte bei der

Die Stelle ,Behindertengerecht Wohnen" ist Anlauf-
punkt fir Menschen mit Behinderung mit individuel-
lem Wohnraumbedarf und fur Vermieter von offentlich
geforderten und frei finanzierten Wohnungen. Ziel der
Informationsstelle ist es, Menschen mit Behinderung
moglichst schnell und flexibel bei der Suche nach
adaquaten Wohnungen zu unterstitzen. Insbesondere
sollen Vermieter angesprochen werden, damit diese
frei finanzierten Wohnraum anbieten, der fir Men-
schen mit Behinderung geeignet ist. Nicht fur jeden
Menschen mit Behinderung ist der Bezug einer als
behindertengerecht ausgewiesenen Wohnung not-

wendig. In vielen Fallen zeigen sich Wohnungen als

geeignet, die ebenerdig oder mit einem Aufzug zu
erreichen sind und ausreichend grof3e Zimmer,
insbesondere ein geraumiges Bad aufweisen. Um

fur diesen Personenkreis eine richtige Wohnraumver-
sorgung gewahrleisten zu konnen, mussen die spezi-
fischen Bedurfnisse mit bedacht werden. Dies gilt
grundsatzlich bereits bei der Bauplanung. Zusatzlich
mussen jedoch auch entsprechende Ressourcen
kurzfristig bereitgestellt werden konnen, um schnell
und flexibel auf nicht planbare Anderungen der
Lebenssituation, wie zum Beispiel den Eintritt einer

Behinderung, reagieren zu konnen.
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Die Mitarbeiter*innen in den Stadt-, Kreis- oder Vermieter. Falls nicht schon ein Wohnberechtigungs-
Gemeindeverwaltungen sind zu allen Fragen Uber schein bei einer ratsuchenden Person mit Schwerbe-
Wohnungen fiir Menschen mit Behinderung — ob hinderung vorliegt, muss ein solcher beantragt wer-

offentlich gefordert oder frei finanziert — Ansprech- den.

partner, sowohl fir Wohnungssuchende als auch fur

9.7 Altersgerecht Umbauen

Fiir wen? Eigentimer*innen von Wohnraum oder Mieter*innen mit Zustimmung des Vermieters
Wer informiert? KfW Bankengruppe, Palmengartenstrafle 5-9, 60325 Frankfurt am Main,
Telefon: 069 7431-0, Fax: 069 7431-2944

Wo steht’s? KfW Bankengruppe, www.kfw.de/Bestandsimmobilie — Altersgerecht Umbauen

Im Rahmen des Programms ,Altersgerecht Umbauen”  Wichtig! Bitte vor dem Kauf oder Umbau den entspre-
fordert die KfW mit Kredit oder Zuschuss bauliche chenden Antrag stellen.

MaBnahmen. Bitte informieren Sie sich bei der KfW

Bank.
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10.1 D115 - Behordennummer

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung

Wo steht’s? www.bmas.de, www.d115.de, www.115.de

Mit einer einzigen, leicht zu merkenden Rufnummer,
erhalten Birger*innen einen direkten Draht in die
Verwaltung und konnen sich unmittelbar zu Leistun-
gen der offentlichen Verwaltung informieren. Die
.Behordennummer” 115 vereinfacht die Erledigung
von Behordenangelegenheiten und baut blrokratische
Hirden ab. Unter der 115 erhalten Anrufende
schnelle, kompetente und freundliche Auskinfte.
Bundesweit gibt es heute etwa 20.000 Behorden

auf den Verwaltungsebenen Bund, Lander und Kom-

munen.

Auch gehorlose Menschen und Menschen mit Horbe-
hinderung konnen den 115-Service mittels Gebarden-

10.2 Kurtaxe — Ermafigung

sprache und Einsatz eines Videotelefons sowie einer
speziellen Software und einem ausreichend schnellen

Internetanschluss nutzen (siehe auch Kapitel 10.11).

Anfragen an das sogenannte . 115-Gebardentelefon”
gehen an die Firma Telemark Rostock, ein Dienstleis-
ter des Bundesministeriums fir Arbeit und Soziales
(BMAS). Dem 115-Gebéardentelefon wird eine soge-
nannte SIP-Adresse (115@gebaerdentelefon.d115.de)
zugeordnet, die Uber das Internet angewahlt wird. Die
SIP-Adresse ist keine E-Mail-Adresse oder Internet-
seite, sondern die Zieladresse zur Kommunikation per
Gebardensprache ber die einheitliche Behordenruf-
nummer 115.

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung
Wer ist zustadndig? Kurverwaltung
Wo steht’s? Gemeindesatzungen tber Kurtaxe

Bei der Kurtaxe handelt es sich um eine kommunale
Abgabe, die durch die Gemeindesatzung geregelt wird.
Die Gemeinden raumen Menschen mit Schwerbehin-

derung in der Regel ErmaBigungen der Kurtaxe auf

ein Drittel bis zur Halfte des vollen Betrages ein. Zur
Erleichterung fir die Betroffenen sind in verschiede-
nen Kurorten neben den Kurverwaltungen hierzu auch

die Beherbergungsbetriebe berechtigt.
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10.3 ErmaBigung bei Kulturveranstaltungen

Fiir wen? Menschen mit Schwerbehinderung
Wer gewadhrt? Kultureinrichtungen und Veranstalter

Wo steht’s? Im Einzelfall beim Veranstaltungsort zu erfragen

Viele Kultureinrichtungen bieten Menschen mit

Schwerbehinderung vergunstigte Eintrittskarten an.
Die Komaodie Disseldorf beispielsweise bietet Men-
schen ab einem GdB von 80 verglinstigte Karten an.

Auch die Bihnen der Stadt Kéln (Oper und Schauspiel)
sowie die Kdlner Philharmonie und zahlreiche Museen
bieten bei der Mehrheit ihres Veranstaltungsangebo-
tes fur Menschen mit Behinderung Karten zu redu-
zierten Preisen an.

10.4 Stadtfiihrungen

Zusatzlich werden an den meisten Veranstaltungs-
statten bestimmte Platze fur Rollstuhlfahrer*innen
und ihre Begleitpersonen reserviert. Erkundigen Sie
sich bei Ihrem Veranstalter vor Ort nach entsprechen-

den Konditionen fir Menschen mit Schwerbehinde-

rung.

Fiir wen? Menschen mit Behinderungen

Wo anmelden? Fremdenverkehrsvereine, Stadt Koln

Eine Reihe von Stadten (zum Beispiel Koln, Frankfurt,
Minchen, Berlin und viele mehr) haben ihr Angebot an
Stadtfihrungen erweitert. Ausgebildete Stadtfuh-
rer*innen bieten spezielle Fihrungen fir gehorlose,
blinde oder sehbehinderte Menschen oder Rollstuhl-
fahrer*innen an.

In Koln beispielsweise wurden erstmals 2007 zwolf
gehorlose Teilnehmer*innen vier Monate lang zum
Stadtflhrer*in ausgebildet und bieten nun Fihrungen
durch Koln in Gebardensprache an. Diese dauern
eineinhalb Stunden und sind buchbar unter
www.koelntourismus.de. Die Kosten der Stadtfiihrung

variieren je nach Dauer und Anzahl der Teilnehmer.

Begleitdienst ,,Op Jock"

Der Begleitdienst ,0p Jock" ist ein Pilotprojekt der
Stadt Koln in Kooperation mit dem Jobcenter Kaln.
Das Angebot stellt die Sozial-Betriebe GmbH.

Zusammen mit einer netten Begleitung konnen Senio-
ren und Menschen mit Behinderung dank ..Op Jock”
das Stadtgebiet erkunden oder wichtige Erledigungen
tatigen.

Die Leistung ist kostenfrei. Entstehen Ausgaben fir
Ihre Begleitperson, missen Sie diese Uibernehmen.
Ausgaben konnten Fahrtkosten oder Eintrittsgelder

sein.

Um eine Begleitperson zu bestellen, sollte man sich
mindestens einen Tag vorher unter folgender Num-
mer anmelden.

Telefon: 0221 7775-6040

Fax: 0221 7775-6090

Vor Ort konnen Sie ,Op Jock” unter folgender Adresse
erreichen:

SBK Sozial-Betriebe-Kdln gemeinniitzige GmbH
Abteilung H 60 Injobs/Op Jock

Boltensternstraf3e 16

50735 Koln

Das Kodlner Blindenleitsystem

Zu den notwendigen Voraussetzungen fur eine selbst-
standige Teilnahme am offentlichen Leben gehort die
Maglichkeit, sich uneingeschrankt bewegen zu kon-
nen. Fur blinde und sehbehinderte Menschen ist das
nur moglich, wenn sie eine spezielle fihl- oder hor-
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bare Leitung erhalten. In einem Faltblatt werden die
MafBnahmen vorgestellt, die mit jedem Neu- oder
Umbau einer StrafRe oder einer Ampelanlage getrof-

fen werden — das Kolner Blindenleitsystem.

Das Faltblatt konnen Sie im Downloadservice als PDF,
Audio-Datei und ,DAISY-Horbuch” herunterladen

10.5 Kultur im Rheinland/Biostationen

(www.stadt-koeln.de), telefonisch unter den Telefon-
nummern 0221 221-28060 und 0221 221-27803 oder
per Fax unter 0221 221-27801 bestellen. Sie erhalten
es auch in den Birgeramtern und im Blrgerbliro am
Laurenzplatz 4, 50667 Koln.

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Abtei Brauweiler, Ehrenfriedstr. 19, 50259 Pulheim

Wo bestellen? Kulturinfo Rheinland im Auftrag der Rheinland Kultur GmbH,

Das Rheinland ist eine der traditionsreichsten und
lebendigsten Kulturregionen Europas. Dies deutlich zu
machen, ist die Aufgabe des Landschaftsverbandes
mit seinen Museen und Einrichtungen. Sie erforschen
und vermitteln die regionale, rheinische Identitat in
ihren vielfaltigen kulturellen Ausdrucksformen und

bieten abwechslungsreiche Besucherangebote.

.Kulturinfo Rheinland” nennt sich der zentrale Besu-
cherservice fur die Museen und Kultureinrichtungen
des LVR. Hier erhalten Sie ausfiihrliche Infos zum
Kulturangebot des Rheinlandes, zu den Museen,
aktuellen Ausstellungen und Veranstaltungen. Bei
.Kulturinfo Rheinland” konnen Sie Fliihrungen und
vielfaltige Angebote flr Schule und Freizeit buchen.

Menschen mit Behinderungen informiert ,Kulturinfo
Rheinland” Uber besondere Angebote und Veranstal-
tungen in den Museen. Dariber hinaus konnen auch
Fahrdienste, Kulturreisen, gastronomische Angebote,
Hotel- und Ubernachtungsmadglichkeiten und vieles

mehr vermittelt werden.

Informationen erhalten Sie werktags von 8 bis 18 Uhr
sowie an Sonn- und Feiertagen von 10 bis 15 Uhr
unter 02234 9921-555 beziehungsweise per E-Mail
unter info@kulturinfo-rheinland.de. Ausgenommen
sind der 24.,25. Und 31.12. sowie Neujahr.

Daneben besteht die Kooperation des LVR mit

19 Biologischen Stationen im Rheinland. Im Vorder-
grund der Zusammenarbeit steht die Entwicklung
zahlreicher Projekte aus den Themenfeldern Umwelt-
bildung und Barrierefreiheit, Kulturlandschaft, Biotop-
und Artenschutz sowie Obstwiesen und Regional-
vermarktung. Grundlage flr die Erlebbarkeit der
Landschaft durch eine maoglichst gro3e Gruppe von
Menschen sind hierbei der barrierefreie Umbau und
die Kennzeichnung von vorhandenen barrierefreien
Naturerlebnisangeboten, zum Beispiel von Rund-
wegen und Ausstellungen.

Weitere Informationen unter:

www.biostationen-rheinland.lvr.de
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10.6 Kombination von Rollstuhl und Fahrrad

Fiir wen? Menschen mit und ohne Behinderung
Wer bietet an? Rollfiets-Club e.V.

Wo steht’s? www.rollfiets-club.de

Ein Rollfiets ist eine Kombination aus Rollstuhl und
Fahrrad. Somit ist es das ideale Mittel, um Menschen
mit und ohne Behinderung gemeinsame Aktivitaten zu

ermoglichen.

Der Verein Rollfiets-Club e.V. organisiert Radtouren,
die besonders auf die Bedurfnisse von Menschen mit
Behinderung zugeschnitten sind. Es werden auch
mehrtigige Radtouren angeboten. Ubernachtet wird
vorwiegend in Jugendherbergen. Wahrend der Touren
werden regelmafig Pausen eingeplant. Die Pausen
werden zum Beispiel als gemeinsames Picknick
gestaltet oder man rastet an einer Gaststatte mit
rollstuhlgerechten Zugangen. Generell wird bei der
Planung der Touren darauf geachtet, dass alle Haltes-
tationen wie zum Beispiel Rastplatze oder Gaststatten

rollstuhlgerechte Zugange und rollstuhlgerechte WCs

bereitstellen.

Weiterhin bietet der Rollfiets-Club auch Rollfiets zum
Verleih an. Die Standorte der vereinseigenen Roll-
fietse befinden sich in Ibbenblren/Rheine, Oberhau-
sen, Krefeld/Viersen, Koln und Altotting. Bei Fragen zu
der Ausleihgeblhr, Kaution und so weiter sollte man
sich direkt an die jeweilige Ausleihstation wenden.
Adressen und Telefonnummern kann man direkt der

Homepage des Vereins entnehmen.

.Fietsback” heif3t das clubeigene Magazin. Auf der
Homepage werden altere Exemplare zum Download

angeboten. Mitglieder erhalten das Magazin per Post.

10.7 Barrierefreies Internetbanking bei den Sparkassen Koln-Bonn und der

Kreissparkasse Koln

Fiir wen? Sehbehinderte und blinde Menschen

Wer bietet an? Sparkassen in Koln

Um ihren sehbehinderten und blinden Kunden, die
ihre Konten online fihren, die Abwicklung ihrer Bank-
geschafte am PC zu erleichtern, haben die Kreisspar-
kasse Koln (www.ksk-koeln.de) und die Sparkasse
Koln-Bonn (www.sk-koelnbonn.de) ein ,barrierefreies”
Internetbanking eingerichtet. Damit sind die beiden
Kolner Geldinstitute die ersten Sparkassen bundes-
weit, die ein sehbehindertengerechtes Banking-Ange-
bot im Internet bereitstellen. Das Angebot ist auf die
speziellen Bedirfnisse der oben genannten Behinde-
rungsgruppe zugeschnitten. Schriftgrof3e und Kont-

raste zwischen Vorder- und Hintergrund konnen
angepasst werden und auf die Einrichtung von Grafi-
ken wurde ganz verzichtet. Vor allem aber sind die
Seiten flir Programme, die die Bildschirminhalte
vorlesen oder in Braille-Schrift anzeigen, lesbar. Die
Einfihrung des barrierefreien Internets wurde fach-
lich durch den Blinden- und Sehbehindertenverein
Koln und die Firma ASK Dienstleistungen, welche
Schulungen fir hochgradig sehbehinderte und blinde
Menschen durchfuhrt, begleitet.
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10.8 Gebiihrenbefreiung bei Behdrden

Wer gewahrt? Gerichte, Notare
Wo steht’s? §64 SGB X (Verwaltungsverfahren)

Fir wen? Unter bestimmten Voraussetzungen fur Menschen mit Behinderung, insbesondere Kriegsopfer

Werden Leistungen zum Beispiel nach dem SGB IX,
nach dem SGB XIl oder nach dem Bundesversor-
gungsgesetz gewahrt, dann sind die dafir erforderli-
chen behordlichen und gerichtlichen Geschafte und
Verhandlungen gemaf §64 SGB — Zehntes Buch — bei

10.9 Notfallpass fiir gehorlose Menschen

den Behorden kostenfrei (zum Beispiel gerichtliche
Beurkundungen, Grundbucheintragungen und so
weiter). Im Bereich der Sozialhilfe sowie in der Kin-
der- und Jugendhilfe gilt die Geblhrenbefreiung auch

fur Beurkundungen und Beglaubigungen beim Notar.

Fiir wen? Gehorlose Menschen

Wer bietet an? Der Landschaftsverband Rheinland (LVR)

Es handelt sich um einen Pass-Vordruck, in den
gehorlose Menschen wichtige Informationen fur den
Notfall eintragen konnen. Dieser Notfallpass gibt zum
Beispiel Helfenden am Unfallort schnelle Informatio-
nen daruber, dass die oder der Betroffene gehorlos

ist, welche Personen zu benachrichtigen sind und

welche Kontaktpersonen mithilfe von Gebarden-
sprache eine Kommunikation sicherstellen konnen.
Der Notfallpass kann am PC ausgefullt und ausge-
druckt werden. Ein Muster finden Sie beim Land-
schaftsverband Rheinland www.lvr.de; Rubrik Sozia-
les > Service > Antrage > Formulare (Notfall-Pass)

10.10 Biirgertelefon beim Bundesministerium fiir Arbeit
und Soziales — Gebdrdentelefon — Bildtelefon

Fiir wen? Gehorlose und horgeschadigte Menschen

Wer bietet es an: Bundesministerium flir Arbeit und Soziales

Es wird gehorlosen und horgeschadigten Menschen
die Moglichkeit eroffnet, Uber www.gebaerdentelefon.
de/bmas online mittels der Gebardensprache und
Videophonie (Video over IP, SIP) Informationen zu den
Themenbereichen des Bundesministeriums flr Arbeit
und Soziales zu erhalten. Auch Bestellungen von
Publikationen oder Auskiinfte zu Ansprechpartnern

zustandiger Behorden und Institutionen sind maoglich.

Die gehorlosen Berater*innen stehen von Montag bis
Donnerstag in der Zeit von 8 bis 20 Uhr zur Verfligung,
um online die Anfragen in Gebardensprache entge-
genzunehmen und zu bearbeiten. Der neue Service
kann mit einem SIP/Internet-Telefon oder uUber einen
PC mit Softphone Uber DSL und Webcam angewahlt
werden. Weitere Informationen erhalten Sie auf der

Internetseite des BMAS, www.bmas.de.



http://www.lvr.de
http://www.gebaerdentelefon.de/bmas
http://www.gebaerdentelefon.de/bmas
http://www.bmas.de

10. SONSTIGE NACHTEILSAUSGLEICHE

10.11 Internetportal fiir gehorlose Menschen

Fiir wen? Gehorlose und schwerhorige Menschen
Wo steht’s? Internetportal www.imhplus.de

Gehorlose und schwerhdrige Menschen mit zusatzli-
chen Behinderungen haben die Moglichkeit, sich auf
diesem Internetportal selbststandig und barrierefrei

zu informieren.

Zum Beispiel gibt es Informationen zu:
*  Kommunikation

» schulische Bildung

« Ausbildung

+ Arbeit

* Arbeitslosigkeit

* Umschulung und Weiterbildung

10.12 Datenbank Touristische Angebote fiir blinde und sehbehinderte Menschen

(DaTaBuS)

Fiir wen? Blinde und sehbehinderte Menschen

Wo steht’s? www.databus.dbsv.org

Wer bietet an? Deutscher Blinden- und Sehbehindertenverband e.V. (DBSV)

Der Deutsche Blinden- und Sehbehindertenverband
e.V. (DBSV) hat eine Datenbank fiir blinde und sehbe-
hinderte Menschen entwickelt. Unter der oben ange-
gebenen Internetadresse findet man Ausflugsziele,
Ausstellungen, Restaurants, Unterkinfte und Veran-

staltungsangebote, die beispielsweise mit speziellen
hilfreichen Audios, Informationen in Blindenschrift,
Tastobjekten, qualifizierten Assistenzangeboten oder

Orientierungshilfen und Leitsystemen aufwarten.

10.13 Lotse/Lotsin fiir Menschen mit Behinderung

Fiir wen? Menschen mit Behinderung

Wo steht’s? www.lotsen-nrw.de

Wer bietet an? Zentrum flr selbstbestimmtes Leben (ZsL) Kéln, Verein MOBILE — Selbstbestimmtes Leben
Behinderter e.V.,, Ministerium fir Arbeit, Integration und Soziales (MAIS) des Landes NRW

Das Zentrum fiir selbstbestimmtes Leben (ZsL) Kdln
und der Verein MOBILE - Selbstbestimmtes Leben
Behinderter e.V. flihren seit 2010 die Lotsenausbil-
dung im Auftrag des Ministeriums fur Arbeit, Integra-
tion und Soziales des Landes NRW mit dem Titel ,Hilfe
zur Selbsthilfe vor Ort — Lotse*Lotsin fiir Menschen

mit Behinderung” durch.

Ziel des Projektes ist der Aufbau eines flachendecken-
den Netzes von ehrenamtlichen Lotsen fiir Menschen

mit Behinderung beziehungsweise chronischer Erkran-
kungen im Rheinland. Neben einer Schulungsreihe zu
Themen des Sozialrechts, der Beratung und Vernetzung
werden die Teilnehmenden beim Aufbau und der Aus-

Ubung ihrer Tatigkeit als Lotse unterstiitzt und begleitet.

Die Lotsen*Lotsinnen sind erste Ansprechpartner fur
Menschen mit Behinderung in der jeweiligen Region
und kennen sich in sozialrechtlichen und psycho-

sozialen Fragestellungen aus.
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10.14 Enable me Deutschland

Fiir wen? Menschen mit Behinderung und chronischen Krankheiten

Wer bietet an? Stiftung MyHandicap gGmbH

Wo steht’s? www.myhandicap.de, www.enablemde.de

Die Stiftung Myhandicap bietet mit ihrem Internetpor-
tal .Enableme” Information, Wissen und Erfahrung
sowie Austauschmoglichkeiten zu unterschiedlichsten
Bereichen des Lebens mit Behinderung und chroni-

scher Krankheit flir Betroffene und Angehorige.

10.15 SUKO-Rheinland

Die Community und verschiedene Foren auf dem
Portal regen Betroffene an, sich untereinander und
mit Fachleuten auszutauschen, um gegenseitig von
Erfahrungen zu profitieren und sich untereinander zu

unterstutzen.

Fiir wen? Menschen mit einer Horbehinderung

Wo steht’s? www.suko-rheinland.de

Wer bietet an? LVR-Inklusionsamt/IFD Integrationsfachdienst Koln gGmbH

Das LVR-Inklusionsamt hat im Rheinland eine zentrale
Vermittlung fir den Bedarf an Gebardensprachdol-
metsch- und Schreibdolmetsch-Einsatze eingerichtet.
Der Service heif3t .SUKO-Rheinland", abgeleitet aus

,Suche Kommunikation®.

SUKO-Rheinland vermittelt Gebardensprachdol-
metscher*innen und Schriftdolmetscher*innen fur
Einsatze im Arbeitsleben in den IFD Standorten
Aachen, Bonn, Dusseldorf, Essen, Koln, Monchenglad-
bach und Wuppertal. Natirlich konnen Sie sich wie
bisher an lhren ortlich zustandigen IFD wenden. Der
IFD wird dann den Suchauftrag an SUKO-Rheinland

weiterleiten.

Sie erreichen SUKO - Rheinland von Montag bis Don-
nerstag von 10 bis 14 Uhr, sowie freitags von 10 bis
13 Uhr unter info@suko-rheinland.de sowie unter
folgenden Rufnummern:

Telefon 0221 995952-0
Mo — Do von 10 bis 14 Uhr
Fr von 10 bis 13 Uhr

Fax 0221 995952-299
Mo — Fr von 10 bis 13 Uhr

Skype suko-rheinland
Mo - Frvon 10 bis 12 Uhr
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Merkzeichen des Schwerbehindertenausweises

Der Schwerbehindertenausweis kann eine Reihe von
Eintragungen enthalten, mit denen verschiedene
Nachteilsausgleiche verbunden sind. Die folgende
Darstellung gibt einen kurzen Uberblick. Ausfiihrliche
Informationen zur Feststellung von Behinderungen
und zum Schwerbehindertenausweis enthalt das Heft

.Behinderung und Ausweis".

Kurz und knapp:

Der neue Schwerbehindertenausweis hat dasselbe
kleine Format wie eine Bankkarte. Er ist mit einem
falschungssicheren Aufdruck in der Grundfarbe grin
versehen. Den ,Freifahrtausweis” (linke Seite griin/
rechte Seite orange) erhalten gehbehinderte, hilflose,
gehorlose und unter bestimmten Voraussetzungen
versorgungsberechtigte (zum Beispiel kriegsbescha-
digte) Menschen. Der Ausweis kann um eine Reihe
von Eindrucken/Eintragungen erganzt werden: Auf
der Vorderseite des Ausweises wird ,Kriegsbescha-
digt”, VB oder EB, eingetragen, wenn der Mensch mit
Behinderung wegen einer Minderung der Erwerbsfa-
higkeit (MdE) um wenigstens 50 Prozent Versorgung
nach dem Bundesversorgungsgesetz oder Bundesent-
schadigungsgesetz beanspruchen kann. Das Merkzei-
chen B bedeutet ,Die Berechtigung zur Mithahme
einer Begleitperson ist nachgewiesen”. Auf der Rlck-
seite des Ausweises werden der GdB und der Giiltig-
keitsbeginn des Ausweises eingetragen. Das ist im
Regelfall der Tag des Antragseingangs bei dem Kreis/
der kreisfreien Stadt. Unter Umstanden kann hier
zusatzlich auch ein fruheres Datum vermerkt werden
(wichtig zum Beispiel fir die Steuererstattung). In den
fur Merkzeichen vorgedruckten Feldern sind folgende
Eintragungen moglich:

G

bedeutet ,erheblich beeintrachtigt in der Bewe-
gungsfihigkeit im StraBenverkehr” (gehbehindert).
Das Merkzeichen erhalt, wer infolge einer altersunab-
hangigen Einschrankung des Gehvermogens Wegstre-
cken bis zwei Kilometer bei einer Gehdauer von etwa
einer halben Stunde nicht ohne erhebliche Schwierig-
keiten oder Gefahren gehen kann. Die Gehbehinde-
rung kann auch durch innere Leiden verursacht sein,
durch Anfalle oder Orientierungsstorungen aufgrund
einer Sehbehinderung oder Horbehinderung.

aG

bedeutet ,,auBergewohnlich gehbehindert”. Das
Merkzeichen erhalt, wer sich wegen der Schwere
seines Leidens dauernd nur mit fremder Hilfe oder
nur mit grofBer Anstrengung auf3erhalb seines Kraft-
fahrzeuges bewegen kann. Hierzu zahlen Quer-
schnittsgelahmte, Doppel- Oberschenkelamputierte,
Menschen mit Erkrankungen des Herzens oder der
Atmungsorgane etc.

H

bedeutet ,hilflos". Als hilflos ist eine Person anzuse-
hen, wenn sie infolge ihrer Behinderung nicht nur
voriibergehend (also mehr als sechs Monate) fir eine
Reihe von haufig und regelmafig wiederkehrenden
Verrichtungen zur Sicherung ihrer personlichen
Existenz im Ablauf eines jeden Tages fremder Hilfe
dauernd bedarf (zum Beispiel beim An- und Ausklei-
den, beim Essen und bei der Korperpflege). Die Zuer-
kennung der Pflegestufen 2 und 3 ist regelmafig ein
Indiz fur die Beantragung dieses Merkzeichens.



Bl

bedeutet ,blind"“. Blind ist der Mensch mit Behinde-
rung, dem das Augenlicht vollstandig fehlt. Als blind
ist auch der Mensch anzusehen, dessen Sehscharfe
auf keinem Auge und auch nicht bei beidaugiger
Prifung mehr als 1/50 betragt oder wenn andere
Storungen des Sehvermaogens von einem solchen
Schweregrad vorliegen, dass sie dieser Beeintrachti-
gung der Sehscharfe gleich zu achten sind.

Gl

bedeutet ,gehdrlos”. Gehorlos sind Menschen mit
Horbehinderung, bei denen Taubheit beiderseits
vorliegt, sowie Menschen mit Horbehinderung mit
einer an Taubheit grenzenden Schwerhdrigkeit bei-
derseits, wenn daneben schwere Sprachstorungen
(schwer verstandliche Lautsprache, geringer Wort-

schatz) vorliegen.

RF

bedeutet ,die gesundheitlichen Voraussetzungen
fiir die ErmaBigung des Rundfunkbeitrages liegen
vor“. Das Merkzeichen erhalten Blinde, wesentlich
sehbehinderte (GdB mindestens 60), schwer horge-

schadigte Menschen und Menschen mit Behinderung,

die einen GdB von wenigstens 80 haben und wegen
ihres Leidens allgemein von offentlichen Veranstal-

tungen ausgeschlossen sind.

1. Kl

bedeutet, ,die gesundheitlichen Voraussetzungen
fiir die Benutzung der ersten Klasse mit einer
Fahrkarte zweiter Klasse in der Eisenbahn liegen
vor®. Das Merkzeichen erhalten schwerkriegsbescha-
digte Menschen (ab 70 Prozent MdE) unter bestimm-
ten Voraussetzungen. Zum ,Freifahrtausweis” stellt
das Versorgungsamt auf Antrag ein Beiblatt in wei3er
Grundfarbe aus. Fur die ,Freifahrt” (unentgeltliche
Beforderung im &ffentlichen Personenverkehr) muss
das Beiblatt mit einer Wertmarke versehen sein.

TBlL

bedeutet , die gesundheitlichen Voraussetzungen
fiir die Befreiung von der Rundfunkgebiihrenpflicht
liegen vor“. Das Merkzeichen erhalten Menschen mit
Schwerbehinderung, die wegen einer Storung der
Horfunktion mindestens einen Grad der Behinderung
von 70 und wegen einer Storung des Sehvermaogens
einen Grad der Behinderung von 100 haben.

bedeutet ,Berechtigung zur Mitnahme einer

Begleitperson®”. Die Berechtigung zur Mitnahme einer

Begleitperson ist bei Menschen mit Schwerbehinde-

rung erforderlich, die

« infolge ihrer Behinderung bei der Benutzung von
offentlichen Verkehrsmitteln regelmafig auf
fremde Hilfe angewiesen sind. Die Feststellung
bedeutet nicht, dass die Person mit Schwerbehin-
derung, wenn sie nicht in Begleitung ist, eine
Gefahr fur sich oder andere darstellt.

« Hilfen zum Ausgleich von Orientierungsstorungen
(zum Beispiel bei Sehbehinderung, geistiger
Behinderung) in Anspruch nehmen.

ANHANG
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Abkiirzungsverzeichnis

AblVO Ablosungsverordnung EStDVO Einkommensteuer-Durchfiihrungs-
AFG Arbeitsforderungsgesetz verordnung
AGG Allgemeines Gleichbehandlungsgesetz EStG Einkommensteuergesetz
ArbZG Arbeitszeitgesetz EStR Einkommensteuer-Richtlinien
BAfoG Bundesausbildungsforderungsgesetz GdB Grad der Behinderung
BAG Bundesarbeitsgericht GebOSt Gebuhrenordnung fir Manahmen im
BbesG Bundesbesoldungsgesetz StraBBenverkehr
BBG Bundesbeamtengesetz GrStR Grundsteuer-Richtlinien
BBiG Berufsbildungsgesetz GV NW Gesetz- und Verordnungsblatt fir das
BBW Berufsbildungswerk Land Nordrhein-Westfalen
BeamtVG Beamtenversorgungsgesetz HUK Verband der Haftpflicht-, Unfall und
BEG Bundesentschadigungsgesetz Kraftfahrtversicherer
BErzGG Bundeserziehungsgeldgesetz HwO Handwerksordnung
BFH Bundesfinanzhof IFD Integrationsfachdienst
bfw Berufsforderungswerk InbeQ Individuelle betriebliche
BGB Blrgerliches Gesetzbuch Qualifizierung Kraftfahrzeug
BGBL. Bundesgesetzblatt HV Kraftfahrzeug-Hilfeverordnung
BiBB Bundesinstitut fur Berufsbildung KLG Kindererziehungsleistungsgesetz
BIH Bundesarbeitsgemeinschaft der KostO Kostenordnung
Integrationsamter und KOV Kriegsopferversorgung
Hauptfursorgestellen KraftStG  Kraftfahrzeugsteuergesetz
BKGG Bundeskindergeldgesetz LAG Lastenausgleichsgesetz
BMAS Bundesministerium fur Arbeit LBG Landesbeamtengesetz
und Soziales LBeamtVG Landesbeamtenversorgungsgesetz
BRRG Beamtenrechtsrahmengesetz LRKG Landesreisekostengesetz
BSG Bundessozialgericht LStR Lohnsteuer-Richtlinien
BSHG Bundessozialhilfegesetz MAIS NRW Ministerium fur Arbeit, Integration und
BStBL. Bundessteuerblatt Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen
BTHG Bundesteilhabegesetz MBL NW  Ministerialblatt fur das Land Nordrhein-
BudgetV ~ Budgetverordnung Westfalen
BVerfG Bundesverfassungsgericht MdE Minderung der Erwerbsfahigkeit
BVG Bundesversorgungsgesetz NJW Neue Juristische Wochenschrift
EFG Entscheidungen der Finanzgerichte OFD Oberfinanzdirektion
ErbStG Erbschaftsteuer- und OLG Oberlandesgericht

Schenkungssteuergesetz
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PTNeuOG

RdErl
RRG

RKG

RVO
SchFG
SchfkVO
SchwbAV

SchwbG
SGB
SMBL. NW

StAndG
StV0
StvZ0
TVoD
UStG
VG
VkBL.
VStG
WfbM
WoBauG
WOGG

Gesetz zur Neuordnung des Postwesens
und der Telekommunikation
(Postneuordnungsgesetz)

Runderlass

Rentenreformgesetz
Reichsknappschaftsgesetz
Reichsversicherungsordnung
Schulfinanzgesetz
Schilerfahrkostenverordnung
Schwerbehinderten-Ausgleichs-
abgabeverordnung
Schwerbehindertengesetz
Sozialgesetzbuch
Sammelministerialblatt fir das Land
Nordrhein-Westfalen
Steueranderungsgesetz
StraBBenverkehrs-Ordnung
StraBenverkehrs-Zulassungsordnung
Tarifvertrag fur den offentlichen Dienst
Umsatzsteuergesetz
Verwaltungsgericht

Verkehrsblatt
Vermogensteuergesetz

Werkstatt fur behinderte Menschen
Wohnungsbaugesetz

Wohngeldgesetz
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Stichwortverzeichnis

A

Altersrente 67 und folgende Seiten
Altersteilzeit 54 und folgende Seite
Arbeitsassistenz 25 und folgende Seite
Arbeitshilfen 24
Arbeitsplatzgestaltung 24
Arbeitsstatte 37 und folgende Seite
Ausbildung 12 und folgende Seiten
Ausbildungsgeld 13
Ausbildungsvergutung 12

Ausweis 136

Automobilclub 100
Automobilhersteller 105
AuBergewohnliche Belastung 83

B

BAfoG 17 und folgende Seite
Barrierefreies Internetbanking 128
Bauvorschriften 123 und folgende Seite

C
CBF Darmstadt 114

D
D115128
Darlehen 29,37

E

Eingliederung 44 und folgende Seiten
Einkommensgrenze 30

Enable me 134

Erbschaftsteuer 96

ErmaBigung 68 und folgende Seite, 79 und
Folgende Seite, 93

Erstausbildung 19

Erste Tatigkeitsstatte 56 und folgende Seiten
Erwerbsminderung 64 und folgende Seiten
Existenzgrindung 27

Befreiung 101 und folgende Seiten F
Behinderungsbedingte Fahrtkostenpauschale 86 Fahrdienste 115
Begleitperson 80 und folgende Seiten Fahrverbot 104
Benachteiligungsverbot 59 und folgende Seiten Flugreisen 113
Berufsausbildung 14 und folgende Seiten Freifahrt 107

Berufsbildungswerk 19 Flrsorgeerlass 59
Berufsausbildungsbeihilfe 20 und folgende Seite

Berufsforderungswerk 20 G

Gebardentelefon 132

Gebiihrenbefreiung 128

Beitragsermafigung 100
Beratung 13 und folgende Seiten, 42 und

folgende Seiten Gesellenprufung 16
Beschaftigungssicherungszuschuss 41 und folgende Gleichstellung 53 und folgende Seite
Seite Grundsicherung 71

Betreuung 42 und folgende Seiten Grundsteuer 955
Blindengeld 63 und folgende Seite
Blindenhilfe 63 und folgende Seite

Blindensendung 120 und folgende Seite
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H N
Haftpflichtversicherung 114

Neuwagenkauf 105
Haushaltsnahe Beschaftigung 86 und folgende Seiten Notfallpass 132
Haushaltsnahe Dienstleistung 87 Nutzung der 1. Wagenklasse 108
Haushaltshilfe 87 und folgende Seiten

Hausliche Pflege 88 0

Heimunterbringung 84 Offentlicher Personennahverkehr 107 und

Hochschule 18 und folgende Seite folgende Seite
Hundesteuer 97
P
| Pannenhilfe 106 und folgende Seite

Immobilien 97 und folgende Seite Park & Rail 111 und folgende Seite

Ingenieure 24 und folgende Seiten, 42 Parkausweis 102 und folgende Seiten
Informationen fiir Reisende 84 und folgende Seiten Parkerleichterung 101 und folgende Seiten
Parkplatze 102 und folgende Seiten, 88

Parkplatzreservierung 111 und folgende Seiten

Inklusionsbetriebe 46 und folgende Seiten
Integrationsfachdienst 15

Investitionen 36 und folgende Seiten Pauschbetrag 89 und folgende Seite
Personliches Budget 32

J Personelle Unterstitzung 40 und folgende Seite

Jobcoaching 34

K

KAoA-STAR 21 und folgende Seite
Kinderbetreuung 72 und folgende Seiten
Kraftfahrzeugsteuer 94 und folgende Seiten
Kraftfahrzeugversicherung 106 und folgende Seite
Kultur 130

Kindigungsschutz 50 und folgende Seiten
Kurkosten 83

Kurtaxe 128

L

Leerfahrt 80

Leistungen an Arbeitgeber 35 und folgende Seiten
Leistungen an Arbeitnehmer 23 und folgende Seiten
Lotse 133

LVR-Budget flir Arbeit — Aktion Inklusion 43

M

Mehrarbeit 56

Mehrfachanrechnung 45 und folgende Seite
Merkzeichen 101, 136 und folgende Seiten
Mitnahme 86, 108

Mobilfunk 119

Modernisierung 97

MyHandicap 134

Pflegepauschbetrag 91
Pflichtversicherung 90
Pkw-Kauf 105
Probebeschaftigung 45
Prufung 7

Prifungserleichterungen 16

Q
Qualifizierung 26

R

Rente 67 und folgende Seiten
Rollstuhl 90

Ruckwirkende Anerkennung 92
Rundfunkgebihren 118
Ruhestand 68

S

Selbststandigkeit 27
Schadensersatz 59
Schenkungsteuer 96
Schiffsreisen 115

Schutzhelmpflicht 104 und folgende Seite
Sicherheitsgurte 104 und folgende Seite

Sicherheitstraining 105
Sitzplatzreservierung 110
Sozialrabatt 106
StraBBenverkehrsamt 100
SUKO 134
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T
Technischer Beratungsdienst 42
Teilzeitbeschaftigung 57 und folgende Seite
Telefon 119

Toiletten 114

TUV 100

U

Ubergangsgeld 31

UmbaumaBnahmen 126 und folgende Seiten
Umsatzsteuer 96

Unentgeltliche Beforderung 109 und
folgende Seiten

Unterstutzte Beschaftigung 33

Urlaub 54 und folgende Seite

\

Vermieter 98 und folgende Seite
Vermittlung 98, 106

Vorgezogener Ruhestand 68 und folgende Seite

w

Wahlrecht 91

Weiterbildung 26 und folgende Seiten
Werbungskosten 75 und folgende Seiten
Wertmarke 110

Wohnung 29 und folgende Seiten
Wohnberechtigungsschein 123
Wohngeld 122
Wohnungsbauforderung 122
Wohnungskindigung 124
Wohnungsumbau 126
Wohnungsvermittlung 125

Y4

Zentralschlussel 114

Zusatzurlaub 54 und folgende Seite

Zuschusse fur die Ausbildung 14 und folgende Seiten
Zuschusse fur Arbeitgeber 32 und folgende Seiten
Zuschuisse fur schwerbehinderte Menschen 24 und
folgende Seiten
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